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Im letzten Heft der POLITISCHEN STU-
DIEN (Januar/Februar 2001) wurde 
an dieser Stelle bereits kurz von „Com-
passionate Conservatism“ berichtet,
dem „mitfühlenden Konservatismus“,
in deutschsprachigen Interpretationen
auch„Konservatismus mit Herz“, „Kon-
servatismus der Mitmenschlichkeit“
oder „Konservatismus mit menschli-
chem Antlitz“ genannt. Seit George W.
Bush sich im amerikanischen Präsi-
dentschaftswahlkampf des vergange-
nen Jahres mit seinem Programm des
„Compassionate Conservatism“ gegen
Al Gore jr. durchsetzen konnte, hat der
Begriff plötzlich auch in Europa Inte-
resse geweckt. Während Clinton, Blair
und Schröder in den 90er-Jahren durch
ihre Besetzung der politischen Mit-
te neue Wählerschichten erschließen
konnten, so hat Bush mit seinem sozial
geprägten Programm demokratische
Inhalte erfolgreich in republikanische
Botschaften gekleidet und die Grand
Old Party von dem althergebrachten
und festverwurzelten Eindruck befreit,
sie sei die Partei der Reichen, die sich
nicht um die sozial Schwächeren küm-
mere.1 
Nun sind die Reformer der europäi-
schen Sozialdemokratie besorgt, dass
die Christdemokraten und Konserva-
tiven Bushs Kampagne kopieren könn-
ten, wie Bill Clintons früherer Wahl-
kampfmanager Dick Morris bereits ver-
hieß. Dass bei den Mitte-Links-Regie-
rungen in Europa die Alarmglocken
schrillen, belegt z.B. die Bemerkung ei-
nes Beraters der schwedischen Sozial-
demokraten, der prophezeite, Bushs
„Compassionate Conservatism“ werde
in Europa einfallen „wie eine Flut nach
einem starken Regen“2.
Die Frage ist: Verkörpert der Terminus
einen Erfolgsschlüssel, der nur die Tür
zum Weißen Haus aufsperrt, oder kann
er tatsächlich als Modell dienen, von
dem die oppositionellen Konservativen
in Europa ihre Strategien zur Wieder-
erlangung der Regierungsverantwor-
tung ableiten? Mit anderen Worten, ist
der „Konservatismus mit Mitgefühl“
der „Dritte Weg von rechts“?3
Auf jeden Fall liefert George W. Bushs
„Compassionate Conservatism“ auf-
schlussreiche Hinweise dafür, wie eine
erfolgversprechende „Message“ ent-
wickelt und dann im Wahlkampf poli-
tisch instrumentalisiert wird. In mona-
telanger Vorbereitung hatten Bushs
Berater sein persönliches und poli-
tisches Profil mit allen Stärken und
Schwächen analysiert, bevor sie ver-
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schiedene alternative „Messages“ ent-
warfen, die anschließend in Umfragen
auf ihre Effektivität für den Wahlkampf
des Kandidaten getestet wurden. Dass
Bush und seine Experten sich schließ-
lichfür „Compassionate Conservatism“
als zentrale Wahlkampfbotschaft ent-
schieden, hängt nicht zuletzt damit zu-
sammen, dass die Kombination der bei-
denWörter„compassionate“ und „con-
servatism“ die Vermeidung einer ein-
seitigen ideologischen Verengung zu
gewährleisten schien. Der Begriff
„Compassionate Conservatism“ bietet
durch die Ergänzung des konservativen
Elementes durch eine soziale Attitüde
die Möglichkeit der Attraktierung des
gesamten politischen Spektrums und
spricht insofern „Republikaner, Demo-
kraten und die ungebundenen Wähler
in selbem Maße an“4.
Dass sich hinter George W. Bushs
„Compassionate Conservatism“ aber
weit mehr als ein Schlagwort im Wahl-
kampf verbirgt, nämlich eine auf
Grundprinzipien der Katholischen So-
ziallehre beruhende politische Philo-
sophie, die den Rückzug des Staates 
aus dem Wohlfahrtssystem und die
Übernahme der Fürsorge durch „faith-
based“ Einrichtungen und private
Wohlfahrtsorganisationen vorsieht, das
haben die meisten europäischen Ame-
rika-“Experten“ bislang übersehen.5
Die gewaltige Dimension und Radika-
lität des gesellschaftlichen Experimen-
tes, das „Compassionate Conserva-
tism“ bedeutet, offenbart sich in dem
Anspruch, den der Schöpfer des Begriffs
und geistige Vater des Konzepts, Mar-
vin Olasky, erhebt: die „Transformation
Amerikas“.
Olasky, Bushs „Compassionate Conser-
vative Guru“6, der sich selbst als „bib-
lischer Christ“ bezeichnet, ist seit 1983
Journalistik-Professor an der University
of Austin in Texas. Daneben wirkt er als
Senior Fellow am konservativ-religiösen
Think Tank „Action Institute for the
Study of Religion and Liberty“ und gibt
die Wochenzeitschrift „World“ heraus,
die aktuelle Entwicklungen aus bibli-
scher Perspektive betrachtet. Bevor er
sich zu einem der einflussreichsten
Vordenker der Konservativen in den
USA, als der er seit Mitte der 90er-Jah-
re gilt, entwickelte, durchlief Olasky
mehrere höchst wechselhafte Phasen
ideologischer und religiöser Prägung.
Der Sohn jüdischer Einwanderer aus
Russland wuchs in einem Vorort von
Boston auf, wo er sich früh für Journa-
lismus zu interessieren begann. Eige-
nen Angaben zufolge wandelte er sich
mit 14 Jahren vom orthodoxen Juden
zum Atheisten. Als junger Reporter trat
Olasky 1972 in die Kommunistische
Partei ein, wandte sich aber nach der
Lektüre von Lenins radikal-antireligiö-
sem Essay „Sozialismus und Religion“
wenige Jahre später vom Atheismus
und Kommunismus ab und mutierte
zu einem fundamentalistisch-protes-
tantischen Christen.7
Als Konvertit, der er wegen seiner reli-
giösen, weltanschaulichen und politi-
schen Wechsel in mehrfacher Hinsicht
ist, oszillierte Olasky immer wieder zwi-
schen Extremen und ist insofern ein
„Extremist im Wortsinn – einer, der das
Spektrum der politischen Religionen
voll ausschreitet: Vom Vertreter des Be-
tonkommunismus der breschnewhöri-
gen amerikanischen KP wurde er zum
Feind jeglicher staatlichen Intervention
in das sakrosankte Marktgeschehen“,
verteidigte den klassischen Kapitalis-
mus gegen jede Form der Regulierung,
kümmerte sich aber gleichzeitig als
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„freiwilliger Helfer um Drogenabhän-
gige, Obdachlose und verarmte Allein-
erziehende, die er 'zu ihrem Erlöser
Jesus Christus führen' wollte“8.
Olaskys Lehre des „Compassion-
ate Conservatism“ geht vom Gedan-
ken der Stärkung der Zivilgesellschaft
aus. Der mitfühlende Konservative, so
Olasky im Interview, ist einerseits skep-
tisch gegenüber staatlichem Handeln
im Wohlfahrtsbereich, andererseits ver-
lässt er sich nicht ausschließlich auf
den Markt, sondern „setzt darauf, dass
sich religiöse Einrichtungen und Frei-
willigenorganisationen aller Art der so-
zialen Probleme in unserer Gesellschaft
annehmen“. 
Die Stärkung der Zivilgesellschaft hält
Olasky vor allem deshalb für so wich-
tig, denn wenn die Alternative nur aus
Staat und Markt bestünde, dann „wird
der Staat wachsen, weil der Markt nicht
alle Probleme lösen kann. Deswegen
brauchen wir einen dritten Sektor - nur
so kann das Wachstum des Staates ge-
stoppt werden“9.
In seinem im vergangenen Jahr publi-
zierten Buch „Compassionate Conser-
vatism: What it is, what it does, and
how it can transform America“, zu dem
George W. Bush das Vorwort beisteuer-
te, hat Olasky die sieben Prinzipien des
„Compassionate Conservatism“ im Ein-
zelnen ausführlich dargestellt, wobei er
sieben Adjektive, alphabetisch geord-
net von A bis G, als charakteristi-
sche Schlagwörter verwendet: „Asser-
tive, basic, challenging, diverse, effec-
tive, faith-based, gradual“.
 Erstens basiert „Compassionate
Conservatism“ auf dem eigenstän-
digen und engagierten („assertive“)
Handeln der Bürger, die die Lösung
sozialer Probleme nicht dem Staat
überließen.
 Zweitens solle im Sinne des Sub-
sidiaritätsprinzips („basic“) jeweils
die kleinste soziale Einheit zur Lö-
sung sozialer Probleme zuständig
sein: zunächst die Familie, wenn die-
se überfordert sei, die Nachbarschaft,
dann die Gemeinde und erst als
allerletzte Möglichkeit der Staat.
 Drittens sollten die Bedürftigen
nicht nur unterstützt, sondern auch
gefordert („challenging“) werden.
Der Wohlfahrtsstaat, so Olasky kri-
tisch, ist „nur fürsorglich: Wir be-
handeln Arme, Drogensüchtige und
andere Bedürftige wie Tiere. Ich füt-
tere meine Hunde, ich streichle ih-
nen den Bauch, ich gehe mit ihnen
spazieren. Aber arbeiten müssen
meine Hunde nicht […]. Ich habe
Obdachlosenheime gesehen, in de-
nen mit Menschen genauso umge-
gangen wurde. Ein mitfühlender
Konservativer würde zu diesen Men-
schen sagen: 'Tu etwas, geh' ar-
beiten, Gott hat dich geschaffen, da-
mit du große Taten vollbringst. Aber
wenn es Probleme gibt, stehen wir
dir bei und helfen.'“10
 Viertens solle es jedem Einzelnen
überlassen bleiben, welcher spezi-
fischen Einrichtung mit sozialem
Programm er sich zuwende, um Un-
terstützung zu erhalten. Alle diesbe-
züglichen Organisationen („di-
verse“) seien prinzipiell gleichbe-
rechtigt, seien es protestantische,
katholische, jüdische, islamische,
buddhistische oder atheistische
Institutionen.
 Fünftens solle die Effektivität („ef-
fective“) der einzelnen Programme
mittels der Grundfragen sozialer Un-
terstützungsorganisationen – Wur-
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den Schicksale positiv beeinflusst
und finanzielle Mittel angemessen
verwendet? – beurteilt werden. 
 Sechstens sollten kirchliche Einrich-
tungen („faith-based“) den Löwen-
anteil an den „Compassionate-Con-
servatism“-Programmen tragen, weil
ihr Wirken im Bereich der Sozial-
arbeit effektiver sei als die Tätig-
keit nichtreligiöser Organisationen:
„Wenn Sie das Verhalten eines So-
zialhilfeempfängers oder eines Ob-
dachlosen radikal ändern wollen,
dann geht das am besten durch eine
religiöse Bekehrung.“11
 Siebtens fordert Olasky schließlich
einen durchdachten, Schritt für
Schritt zu vollziehenden („gradual“)
Aufbau entsprechender sozialer För-
derprogramme anstelle von über-
eilten Schnellschüssen: „Our goal
throughout should be gradual, sus-
tainable change, rather than a
revolution to be quickly followed by
counter-revolution.“12
Obwohl er sich mit Präzisierungen hin-
sichtlich der Wurzeln seiner Lehre weit-
gehend zurückhält, legt die Hervorhe-
bung der „Zivilgesellschaft“ eine starke
Beeinflussung Olaskys durch die Schrif-
ten von Alexis de Tocqueville aus dem
frühen 19. Jahrhundert nahe. Ebenso
deutlich wird im Zusammenhang mit
seiner Betonung des Subsidiaritätsprin-
zips, dass Olaskys politische Ideologie
von Grundprinzipien der Katholischen
Soziallehre geprägt ist. In der im Jahre
1931 veröffentlichten Sozialenzyklika
„Quadragesimo anno“ hatte Papst Pius
XII. das Subsidiaritätsprinzip im Sinne
des Schutzes der Würde des Einzelnen
gegenüber Eingriffen durch den Staat
verbindlich formuliert. Nur wenn der
Einzelne überfordert sei, solle die Ge-
sellschaft eingreifen, wobei die kleinst-
mögliche dazu geeignete Einheit obli-
gatorisch zuständig sei. Eine Interven-
tion des Staates sei jeweils nur der letz-
te Ausweg.13
Zwar finden sich in Olaskys sieben
Grundprinzipien des „Compassionate
Conservatism“ bereits Anhaltspunkte
für die Attraktivität dieser Lehre im La-
ger der Republikaner, es ist jedoch nur
unter Berücksichtigung der politischen
Situation in den USA in den 90er-Jah-
ren zu verstehen, dass es dem Renega-
ten und Laienprediger Olasky gelang,
unter Amerikas Konservativen ein poli-
tischer Meinungsführer ersten Ranges
zu werden, dessen Lehre im Lager der
Republikaner einschlug wie „der erlö-
sende Donner nach langer Trocken-
heit“14. 
Für die Republikanische Partei stellte
sich nach dem Sieg Bill Clintons gegen
George Bush die Frage, mit welcher po-
litischen Philosophie die wahlentschei-
dende politische Mitte zurückgewon-
nen werden könnte. Die mehrere
Jahrzehnte alte republikanische Strate-
gie, den Staat für alle Fehlentwicklun-
gen verantwortlich zu machen, wurde
zunehmend obsolet, als infolge des
Booms während der Clinton-Ära die
staatlichen Überschüsse wuchsen, die
Einkommen der Mittelschicht stie-
gen und die Vermögensdifferenzen
dennoch größer wurden. Dafür nahm
jedoch die Bereitschaft der amerikani-
schen Bevölkerung zu, „die Schatten-
seiten der Gesellschaft, die Kehrseiten
der Globalisierung wahrzunehmen“15.
Es musste aus republikanischer Sicht
deshalb ein Gedankengebäude gefun-
den werden, das es erlaubte, traditio-
nelle Ideen der Konservativen mit so-
zialen Ansätzen zu verbinden. „Wer
jetzt versprechen könnte, die Steuern
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weiter zu senken und zugleich die
Schattenseiten der Gesellschaft auf-
zuhellen – der hätte die Wunderformel
gefunden.“16
An dieser Stelle kommt Olaskys Ansatz,
der in seiner 1992 veröffentlichten 
und von einflussreichen Republikanern 
wie Newt Gingrich und Bill Bennett eu-
phorisch begrüßten Monographie „The
Tragedy of American Compassion“ erst-
mals deutlich wird, zum Tragen. Sein
Denken passt für die Republikanische
Partei, die nach dem Abgang Newt
Gingrichs eine „Krise der konservativen
Ideologie“17 durchlitt, in idealer Weise,
weil es das „republikanische Ideal des
eigenverantwortlichen Individuums
mit einem in den USA seit den Purita-
nern tief verwurzelten Konzept des So-
zialen [verknüpft]. So nimmt es der Par-
tei den Geruch, einem puren und
egoistischen Kapitalismus zu huldi-
gen.“18
Für George W. Bush, der sich selbst als
wiedergeborener Christ bezeichnet und
Jesus Christus, „der mein Herz berührt
hat“, als seinen Lieblingsphilosophen
nennt, wurde Olaskys Lehre zum welt-
anschaulichen Instrument für die poli-
tische Thematisierung sozialer Fragen,
„denn genau das hatte ihm lange
gefehlt“19. Bushs Mitarbeiter Tucker 
Eskew räumte in diesem Zusammen-
hang freimütig ein, dass George W. aus
den Fehlern zweier republikanischer
Präsidentschaftskandidaten vor ihm
gelernt habe. „Er sah seinen Vater 1992
gegen Clinton verlieren, weil er kein
überzeugendes Programm hatte. Er sah
Dole 1996 verlieren, obwohl dieser ein
Programm hatte, aber damit nicht die
Herzen der Amerikaner erreichte. Ihm
war danach klar, dass er die Wahl nur
gewinnen konnte, wenn es ihm gelän-
ge, das alte Imageproblem der Repub-
likaner, nämlich, dass ihnen die Arbei-
terklasse und die Armen egal seien, zu
überwinden und gleichzeitig die Forde-
rungen der Konservativen nach Steuer-
senkung zu befriedigen. Mit der Phi-
losophie von Olasky ist er überzeugt,
eine Lösung für beide scheinbar diver-
gierenden Probleme gefunden zu ha-
ben.“20
Mit der Tatsache, dass Olaskys „Com-
passionate Conservatism“ offensicht-
lich der geeignete Ansatz für George W.
Bush und die Republikaner war, um
sich von rechts der politischen Mitte zu
nähern und dort die entscheidenden
Punkte gegen Al Gore jr. und die De-
mokraten zu machen, ist aber die ein-
gangs gestellte Frage noch nicht be-
antwortet, ob „Compassionate Conser-
vatism“ auch den europäischen Christ-
demokraten und Konservativen Aus-
sichten auf eine erfolgreiche Attackie-
rung der „Neuen Mitte“ und „Dritten
Wege“ böte.21 Olasky selbst meinte zu
dieser Frage, es sei für die Konservati-
ven in Europa zentral, „die Rolle der
Zivilgesellschaft zu betonen. Funktio-
nieren kann das aber nur, wenn es star-
ke Kirchen gibt. Und wenn tatsächlich
auch die politischen Inhalte darauf aus-
gerichtet sind. Wenn alles nur Rhetorik
ist, werden die Wähler das sehr schnell
durchschauen.“22
Kann der mitfühlende Konservatismus
also ein Erfolgsrezept für die bürgerli-
chen Parteien in Europa sein? Stellung-
nahmen hierzu sind der Redaktion 
der POLITISCHEN STUDIEN herzlich
willkommen!
Reinhard C. Meier-Walser10
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Kenneth B. Moss wurde in Indianapolis/USA geboren und stu-
dierte Geschichte an der Indiana University und der University 
of Minnesota, wo er 1978 promovierte. Neben Tätigkeiten an ver-
schiedenen amerikanischen Forschungseinrichtungen lehrte er 
als Gastprofessor an der Universität Göttingen. Für den Siemens-
Konzern fungierte er als politischer Analyst in Washington D.C.
Gegenwärtig ist Kenneth Moss Professor an der National Defense
University in Washington, D.C. im Department of Grand Strategy
tätig. Seine Arbeitsschwerpunkte liegen in den Bereichen natio-
nale Sicherheit, neue Waffentechnologien, U.S.-Beziehungen zur
NATO und zur Europäischen Union, Sanktionen als Mittel der
Außenpolitik sowie U.S.-Politik im Mittelmeerraum. 
Beteiligung bei den UN-Einsätzen in
Somalia und in der Frühphase des Bal-
kankonfliktes erregten Powells Bemer-
kungen einiges Aufsehen. 
Er betonte die Bedeutung klarer strate-
gischer Ziele, der Ausschöpfung fried-
licher Mittel vor dem Einsatz militä-
rischer Gewalt, ein komplettes Durch-
denken der Möglichkeiten, wie durch
den Einsatz militärischer Gewalt die
angestrebten, spezifischen strategischen
Ziele erreicht werden können, und im
Falle der Anwendung militärischer Mit-
tel die Notwendigkeit ihres entschei-
denden Charakters. Die meisten fassten
dies damals so auf, dass damit eine mi-
litärische Übermacht gemeint war.
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mit dem amerikanischen
Politikwissenschaftler 
und Sicherheitsexperten,
Professor Kenneth Moss, 
zur Zukunft der
transatlantischen Beziehungen 
POLITISCHE STUDIEN: Durch die
europäische Medienlandschaft geistert
seit Antritt der Bush-Administration
der Begriff der „Powell-Doktrin“, den
manche Autoren mit einer interessen-
gesteuerten, selektiven Interventions-
bereitschaft, andere gar mit einem ten-
denziellen „Neo-Isolationismus“ der
USA verbinden. Was verbirgt sich wirk-
lich hinter diesem Terminus?
Kenneth Moss: Der Begriff „Powell
Doktrin“ steht für eine Reihe von
Überlegungen, die die Vereinigten Staa-
ten nach Meinung von Colin Powell
treffen sollten, bevor sie militärische
Gewalt zur Anwendung bringen wür-
den. Vor allem im Nachgang der US-
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Kritiker argumentierten, dass der 
„Powell Doktrin“ eine übergroße Vor-
sicht im Umgang mit militärischer
Gewaltanwendung zu Grunde lag, die
für viele Offiziere, die den Vietnam-
Krieg miterlebten, typisch ist. Durch
die Doktrin würde auch die Fähigkeit
der Vereinigten Staaten beschnitten, so
die Kritiker, auf eine Vielzahl von Si-
tuationen auf weltweiter Ebene zu
reagieren, in denen der Einsatz mi-
litärischer Gewalt ein konstruktives
Endergebnis herbeiführen würde. Die
Regierung Clinton versuchte hinge-
gen, einen anderen Rahmen zu fin-
den, innerhalb dessen die USA mi-
litärische Gewalt leichter zu politi-
schen Zwecken und mehr selektiv als
als Übermacht einsetzen könnten. Die
Diskrepanz zwischen diesen beiden
Standpunkten prägte einen Teil der
außenpolitischen Debatte während des
Präsidentschaftswahlkampfes im Jahr
2000. 
Die „Powell Doktrin“ war allerdings in
Wahrheit weder so isolationistisch,
noch so unilateralistisch, wie manche
sie aufgefasst hatten. In demselben Ar-
tikel in Foreign Affairs, in dem Colin
Powell diese Überlegungen vorstellte,
betonte er ebenso, dass friedenserhal-
tende und humanitäre Missionen eine
politische Gegebenheit darstellten –
eine Meinung, die jemand, der die
Vereinigten Staaten von ihrem inter-
nationalen Engagement wegsteuern
möchte, kaum vertreten würde. Statt-
dessen wollte Powell einige Empfeh-
lungen vorlegen, durch die militäri-
sche Gewalt zwangsläufig selektiver
eingesetzt werden würde. Die Um-
setzung dieser Empfehlungen würde
wahrscheinlich bedeuten, dass inner-
halb der US-Politik die Rolle militäri-
scher Gewalt kritischer untersucht wer-
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den müsste, als dies zur Amtszeit der
Regierung Clinton der Fall war. Na-
türlich würden sich die Vereinigten
Staaten das Recht vorbehalten, auch
im Alleingang militärisch einzugreifen,
wenn dies in ihrem nationalen Inter-
esse liegt. Powell betont jedoch die Be-
deutung der Ausschöpfung friedlicher
Mittel und damit auch der Diplomatie
und der Zusammenarbeit mit anderen
Regierungen.
POLITISCHE STUDIEN: Die Tatsache,
dass in der neuen amerikanischen Ad-
ministration mit Colin Powell ein
ranghoher ehemaliger Soldat Außen-
minister geworden ist, wurde von ver-
schiedenen Beobachtern diesseits des
Atlantiks mit der Perspektive einer Ge-
Die neue amerikanische Adminstration Bush,
so Professor Kenneth Moss, begrüßt ebenso wie
die Regierung Clinton die Pläne zum Aufbau
neuer europäischer Verteidigungskapazitäten,
sie wird aber ebenfalls darauf drängen, dass die
NATO dadurch nicht Schaden nehmen wird:
„Das Erfolgsgeheimnis des Bündnisses ist der
Gedanke gemeinsamer Verantwortungsüber-
nahme und Risikobewältigung. Die Schaffung
separater Verteidigungskapazitäten könnte die-
sem Gedanken gemeinsamer Pflichten und Auf-
gaben schaden.“
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wichtsverlagerung zu Gunsten mili-
tärischer Instrumente in den Außen-
beziehungen der USA verbunden. Be-
deutet dies eine qualitative Verände-
rung der amerikanischen Diplomatie?
Kenneth Moss: Ganz im Gegenteil:
Powell ist dafür bekannt, mit dem Ein-
satz militärischer Gewalt sehr vor-
sichtig umzugehen. Als er Vorsitzender
der Joint Chiefs of Staff des obersten
Kommandos der US-Streitkräfte war,
drängte er Anfang 1991 darauf, dass
vor dem Einsatz militärischer Gewalt
den gegen den Irak verhängten Sank-
tionen mehr Zeit eingeräumt werden
sollte, um erst einmal zu greifen. Eini-
ge Kritiker in den Vereinigten Staaten
machen sich vielmehr Gedanken da-
rüber, ob Powell zögern wird, militäri-
sche Gewalt einzusetzen, auch wenn
deren Gebrauch eventuell das wirk-
samste Mittel wäre, um Konflikte zwi-
schen Regierungen oder innerhalb ei-
nes Landes beizulegen.
Doch auch wenn Powell dem Einsatz
militärischer Gewalt zögerlich gegen-
über steht, wird sich die Politik der
Vereinigten Staaten wohl nicht we-
sentlich verändern. Die strategischen
Folgen von Hungersnöten, Massen-
migrationsbewegungen oder Vertrei-
bungen und Natur- oder Umweltka-
tastrophen werden sich auch nicht
verändern, weil eine neue Regierung
ihr Amt im Weißen Haus antritt. Auch
die Berichterstattung in den Medien
wird weiter einen starken Einfluss ha-
ben, wie George W. Bushs Vater in So-
malia oder Bill Clinton während seiner
ersten Amtszeit auf dem Balkan fest-
stellen mussten. Sollte die neue Regie-
rung sich entschließen, militärische
Gewalt selektiver einzusetzen, dann
wird dies höchstwahrscheinlich den
Zweck haben, sicherzustellen, dass das
gewünschte Ziel auch tatsächlich er-
reicht wird. Wie ihre Vorgängerinnen
wird auch diese Regierung feststellen,
dass es einfach ist, über klare strate-
gische Ziele zu sprechen, aber viel
schwerer, diese auch wirklich zu errei-
chen.
POLITISCHE STUDIEN: Präsident
Bushs Sicherheitsberaterin, Condo-
leezza Rice, fordert eine Überprüfung
der Lastenverteilung zwischen den
USA und Europa in der NATO und
brachte einen Rückzug der amerikani-
schen Truppen aus Bosnien und dem
Kosovo ins Gespräch. Auf welche dies-
bezüglichen Veränderungen müssen
sich die europäischen Bündnispartner
der USA einstellen?
Kenneth Moss: Die Vereinigten Staa-
ten werden nicht im Alleingang ihre
Streitkräfte aus Bosnien und dem Ko-
sovo abziehen. Dies würde nur an bei-
den Orten erneuten Auseinanderset-
zungen Vorschub leisten und darüber
hinaus auch die Bedeutung, die die
Vereinigten Staaten der gegenseitigen
Konsultation und dem Konsens mit
ihren wichtigsten Verbündeten in die-
ser Sache beigemessen haben, Lügen
strafen. Ein solcher Rückzug würde
den Bemühungen der alten und der
neuen US-Regierung, die NATO zu
stärken, zuwiderlaufen. 
Die Debatte in den Vereinigten Staaten
wird sich stattdessen auf die Lasten-
verteilung zwischen Europa und den
USA im Hinblick auf die Bemühungen
Europas, eigene Verteidigungskapazi-
täten aufzubauen, konzentrieren. Die
Vereinigten Staaten werden weiterhin
betonen, dass es wichtig ist, diese Ka-
pazitäten im Rahmen der NATO zu
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entwickeln. Die Vereinigten Staaten
begrüßen den Ausbau der Kapazitäten
ihrer europäischen Verbündeten – vor
allem in den Bereichen des Lufttrans-
ports und der Informationstechnolo-
gie, wie dies auch in der Initiative zum
Ausbau der Verteidigungskapazitäten
betont wird –, sind jedoch gleichzeitig
der Ansicht, dass die durch die einzel-
nen europäischen Regierungen in die-
sen Bereichen geschaffenen Ressour-
cen nicht nur dem europäischen Pro-
gramm, sondern auch der NATO zur
Verfügung stehen sollten. Werden
Waffen und Informationssysteme nur
dem europäischen Programm zugäng-
lich gemacht, könnten die Kapazitä-
ten, die die NATO aufbringen kann,
eingeschränkt werden.
Die Vereinigten Staaten werden sich
mit der Frage auseinander setzen müs-
sen, in welchem Ausmaß sich die
Streitkräfte der USA und die Europas
spezialisieren sollten. Einige schlagen
vor, dass die europäischen Streitkräfte
sich auf friedenserhaltende Einsätze
und „leichtere“ Operationen konzen-
trieren und die eher traditionelle Ein-
satzfähigkeit in der Kriegsführung den
Vereinigten Staaten überlassen sollten.
Hierbei muss von beiden Seiten das
Risiko überdacht werden, dass durch
das, bei gemeinsamen Einsätzen er-
worbene, gemeinsame Wissen, das ein
Bündnis stärkende gegenseitige Risiko
geschmälert wird. Wenn die Amerika-
ner – da ihre Streitkräfte für bestimmte
Missionen nicht ausgerüstet oder aus-
gebildet sind – nicht von Anfang an an
Einsätzen beteiligt sind, könnte es dar-
über hinaus auch schwierig werden, sie
später, wenn sie gebraucht werden,
hinzuzuziehen.
POLITISCHE STUDIEN: Mit der ge-
planten Nationalen Raketenabwehr
der USA (National Missile Defense,
Transatlantische Partner im Dialog. Zu den Schwerpunkten der Tätigkeiten der Akademie für Po-
litik und Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-Stiftung gehören Pflege und Ausbau der Beziehungen zwi-
schen Deutschland und den USA. Unser Bild, das am Rande einer Konferenz der Hanns-Seidel-Stif-
tung in München entstand, zeigt den Leiter der Akademie und Chefredakteur der POLITISCHEN
STUDIEN, Dr. Reinhard C. Meier-Walser, im Gespräch mit Professor Ken Moss von der National
Defense University in Washington, D.C.
15
NMD), die von allen außen- und si-
cherheitspolitisch verantwortlichen
Mitgliedern der Bush-Administration
mit Nachdruck forciert und im Kon-
gress von Republikanern und Demo-
kraten mehrheitlich unterstützt wird,
verbinden manche europäische Regie-
rungen die Befürchtung einer sicher-
heitspolitischen Abkoppelung Euro-
pas von den USA. Besteht die Gefahr,
dass NMD sich zum Spaltpilz für die
Atlantische Gemeinschaft entwickelt?
Kenneth Moss: Seit ihrem Einzug ins
Weiße Haus hat die Regierung Bush
versucht, die Frage der Verteidigung
gegen Flugkörper so umzuformulieren,
dass das Risiko einer Spaltung des at-
lantischen Bündnisses reduziert wird.
Verteidigungsminister Donald Rums-
feld hat die Betonung des Adjektivs
„national“, das auf eine stärker uni-
lateral ausgeprägte Dimension der 
zur Verteidigung des amerikanischen
Staatsgebiets verfolgten Politik hin-
wies, zurückgenommen und betont,
dass die Verbündeten der Vereinigten
Staaten an Technologie und Schutz des
US-Programms beteiligt sein sollen.
Wie auch Präsident Bush betont er,
dass es wichtig ist, diese Kapazitäten
mit der Unterstützung der verbünde-
ten Staaten zu entwickeln. 
Diese Anpassung der US-Politik wird
nun nicht alle Kritik an dem geplanten
Raketenabwehrprogramm, die inner-
halb der Vereinigten Staaten und auch
durch Teile der europäischen öffentli-
chen Meinung geübt wird, zum Ver-
stummen bringen. Auch bleibt unklar,
wie die Vereinigten Staaten die Zu-
stimmung Russlands zu einer Ände-
rung des ABM-Vertrages aus dem Jahr
1972 erhalten wollen. Für das vom
Verteidigungsminister ins Feld geführ-
te „mobile“ System bestehen unter-
schiedliche Optionen. Doch solange
Russland und vor allem China dem
Plan der Vereinigten Staaten arg-
wöhnisch gegenüberstehen, besteht
Besorgnis über ein mögliches erneutes
Wettrüsten im Bereich strategischer,
interkontinentaler Waffensysteme.
Einige Skeptiker in Europa erkennen
jedoch an, dass die Regierung der Ver-
einigten Staaten, wie die Regierung
eines jeden souveränen Staats, das
Recht hat, die Technologien zu ent-
wickeln, die sie für die nationale Ver-
teidigung als nötig erachtet. Dieses
Recht kann keinem Staatschef wirk-
lich verweigert werden. Gelingt es der
Regierung Bush, die Russen davon zu
überzeugen, dass sich das strategische
Klima des Jahres 2001 stark von dem
von 1972 unterscheidet, wodurch die
berechtigte Notwendigkeit eines Ra-
ketenabwehrsystems gegen begrenzte
Angriffe anstatt gegen einen atoma-
ren Vernichtungsschlag – wie während
des Kalten Krieges befürchtet – ent-
steht, dann wird sie bereits einen
großen Schritt in Richtung Ausräu-
mung der Besorgnis über die Stationie-
rung eines solchen Systems getan ha-
ben.
POLITISCHE STUDIEN: Die CSU, in
deren außen- und sicherheitspoliti-
schem Konzept die transatlantischen
Beziehungen einen zentralen Stellen-
wert einnehmen, begrüßt die neuen
technologischen Möglichkeiten der
USA zur Raketenabwehr. Sie schlägt
allerdings an Stelle einer auf Amerika
beschränkten nationalen Abwehr ein
System alliierter Raketenverteidigung
(„Allied Missile Defense“, AMD) vor.
Wie wird dieser Vorschlag in Washing-
ton beurteilt?
POLITISCHE STUDIEN-Zeitgespräch
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Kenneth Moss: Wie bereits in meiner
Antwort auf die vorhergehende Frage
angeschnitten, geht die Politik der Ver-
einigten Staaten in diese Richtung –
zumindest gewiss in ihrer Absicht, den
Schutz der mit den USA verbündeten
Staaten in dieses System mit einzu-
bauen. Doch es ist weniger klar, was
ein System alliierter Raketenverteidi-
gung alles mit sich bringen würde.
Würde es bedeuten, dass neben den
Systemen der Vereinigten Staaten auch
europäische Systeme entwickelt und
stationiert würden? Ein solches Kon-
zept ist nicht von der Hand zu weisen,
denn die Vereinigten Staaten und ihre
Verbündeten innerhalb der NATO
haben bereits gemeinsam andere Sys-
teme entwickelt, darunter auch die 
zur schauplatzgebundenen Raketenab-
wehr. Bei jedem Programm, das eine
gemeinsame Entwicklung beinhaltet,
stellen sich jedoch die USA die grund-
legende Frage, ob die europäischen Re-
gierungen bereit wären, das für For-
schung, Entwicklung und Tests vor der
Stationierung nötige Geld aufzubrin-
gen. Die Kosten für ein Verteidigungs-
programm gegen ballistische Flug-
körper egal welchen Typs werden sehr
hoch sein. Der Haushaltsausschuss des
Kongress schätzte die Kosten der von
der Regierung Clinton unterstützten,
abgespeckten Version auf etwa 60 Mil-
liarden USD. Sind die europäischen
Regierungen bereit, sich an einem
solchen Programm zu beteiligen – vor
allem in Anbetracht dessen, dass sie
gerade ihre eigenen Streitkräfte re-
strukturieren und Einschnitte in ihre
Verteidigungshaushalte vornehmen?
Auch in den Vereinigten Staaten ste-
hen für dieses Programm nur begrenz-
te finanzielle Mittel zur Verfügung, da
Präsident Bush das Wachstum der Ver-
teidigungsausgaben gering halten will,
bis die Prioritäten sich klarer herausge-
bildet haben und bekannt ist, welchen
Finanzierungsbedarf die Streitkräfte im
Bereich anderer Waffengattungen ha-
ben.
POLITISCHE STUDIEN: Deutschland
gehört, was den Anteil des Vertei-
digungsetat am Bruttoinlandsprodukt
anbetrifft, derzeit zu den Schlusslich-
tern der NATO-Staaten. Die Rot-Grüne
Bundesregierung wurde deshalb bereits
von der Clinton-Administration hef-
tig kritisiert. Wie verfährt die Regie-
rung Bush in dieser Frage gegenüber
Deutschland?
Kenneth Moss: Die Bush-Administra-
tion wird die Besorgnis ihrer Vorgän-
gerin hinsichtlich der Trends in der
Entwicklung der europäischen Vertei-
digungsausgaben teilen. Dabei werden
jedoch vielleicht weniger die getätig-
ten Gesamtausgaben kritisch beobach-
tet, als vielmehr die Bereiche, in die
dieses Geld investiert wird. In man-
chem Fall wird eine Reduzierung der
Ausgaben in bestimmten Bereichen so-
gar willkommen geheißen. Deutsch-
land strebt die Schließung von 59 Mi-
litärstandorten an. Die neue US-Regie-
rung wird wahrscheinlich im Rah-
men eines zweiten einschneidenden
Restrukturierungs- und Schließungs-
programmes (Base Realignment and
Closers – BRAC) ähnliche Maßnahmen
ergreifen. Auf Grund eigener Erfahrung
haben die USA durchaus Verständnis
dafür, dass manche Arten von Ausga-
ben reduziert werden müssen, um die
so freiwerdenden Gelder anders und
besser investieren zu können.
Im Rahmen der Initiative Verteidi-
gungskapazitäten (Defense Capabilities
Initiative, DCI) betonte die Regierung
POLITISCHE STUDIEN-Zeitgespräch
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Clinton die Notwendigkeit, die Kluft
zwischen den Vereinigten Staaten und
ihren Verbündeten innerhalb der 
NATO zu verkleinern. Zu den betrof-
fenen Bereichen gehörten strategi-
sche Flugtransporte sowie die Anwen-
dung hoch entwickelter Elektronik
und Kommunikationstechnologie auf
Kommandoebene, in der Koordina-
tion, der Kommunikation und in
Computeranwendungen. Die Ver-
größerung dieser Kapazitäten ist für
Deutschland und die anderen NATO-
Bündnisstaaten entscheidend, um eine
größere Rolle in den militärischen Mis-
sionen der NATO im Rahmen friedens-
erhaltender Maßnahmen oder anderer
Operationen zu spielen. Auch der
Kongress der Vereinigten Staaten wird
die Verteidigungsausgaben Europas im
Auge behalten, und wird – da die Las-
ten- bzw. Kostenverteilung immer wie-
der ein Diskussionsthema im Kongress
ist – den Präsidenten und den Ver-
teidigungsminister dazu drängen, die
Verbündeten dazu aufzufordern, ih-
re Verteidigungsausgaben zu erhöhen
und gleichzeitig selektiver zu investie-
ren.
POLITISCHE STUDIEN: Nachdem die
Krisen im ehemaligen Jugoslawien ge-
zeigt haben, dass Europa weder im
Rahmen der EU noch als europäischer
Pfeiler der NATO eine eigenständige
Handlungsfähigkeit zur Lösung sicher-
heitspolitischer Krisen besitzt, wurde
auf dem EU- Gipfel im Dezember 1999
in Helsinki der Beschluss zu einer „Ge-
meinsamen Europäischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik (GESVP)“ ge-
fasst. Die Clinton-Administration hat
die sicherheits- und verteidigungs-
politischen Bemühungen der Europäer
einerseits begrüßt, andererseits aber
kritisiert, dass durch diesen Schritt die
NATO unterhöhlt werde. Welche Po-
sition bezieht die Bush-Administration
gegenüber dem GESVP-Projekt?
Kenneth Moss: Die Regierung Bush
wird sich mit diesem Thema anlässlich
der neuen Kursbestimmung der natio-
nalen Außen- und Verteidigungspolitik
auseinander setzen. Die neue Regie-
rung wird Bemühungen Europas, seine
Verteidigungskapazitäten auszubauen,
willkommen heißen, doch wie die Vor-
gängerregierung wird sie wahrschein-
lich darauf drängen, dass diese Verbes-
serungen im Rahmen der NATO und
nicht außerhalb stattfinden. Wenn die
europäischen Regierungen neue Kapa-
zitäten aufbauen, möchten die Verei-
nigten Staaten, dass diese nicht nur ei-
ner europäischen Verteidigungsmacht
zur Verfügung stehen, sondern auch
der NATO. Die Vereinigten Staaten be-
fürchten, dass eine europäische Vertei-
digungsmacht, die unabhängig von
der NATO über eigene Ausrüstung und
Truppen verfügt, die Fähigkeit der
NATO beschneiden wird, in Fällen
wirksam einzugreifen, in denen eine
Intervention Europas und der USA
vonnöten ist. Ohne einen Zugang zu
den europäischen NATO-Ressourcen
könnten die Vereinigten Staaten den
Eindruck gewinnen, dass ihnen ei-
gentlich keine andere Wahl bleibt, als
alleine zu handeln, oder – aus europäi-
scher Perspektive schlimmer – über-
haupt nicht zu handeln.
Um eine genaue Antwort zu geben,
haben die Regierungen aller NATO-
Staaten die alleinige Entscheidungsbe-
fugnis, ob bei einem Notfall Truppen
entsandt werden und Ausrüstung zur
Verfügung gestellt wird, doch die An-
nahme, dass das Versprechen, sich zu
beteiligen, automatisch eingehalten
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würde, ist einer der tragenden Pfeiler
des Bündnisses. Einige Kritiker der
GASP befürchten, dass sie zu einer Ent-
kopplung Europas und der Vereinigten
Staaten beitragen kann. Das Erfolgs-
geheimnis des Bündnisses ist der Ge-
danke gemeinsamer Verantwortungs-
übernahme und Risikobewältigung.
Die Schaffung separater Verteidigungs-
kapazitäten könnte diesem Gedanken
gemeinsamer Pflichten und Aufgaben
schaden. Hier ist es wichtig, die USA
von Anfang an zu beteiligen; sie zu
einem späteren Zeitpunkt größerer
Dringlichkeit heranzuziehen, könnte
sich als schwierig herausstellen.
Die hier vertretene Meinung ist die des Autors und spiegelt nicht die der Natio-
nal Defense University, des Verteidigungsministeriums oder der Regierung der
Vereinigten Staaten wider.
Die Fragen stellte Dr. Reinhard C. Meier-Walser, Leiter der Akademie für Po-
litik und Zeitgeschehen sowie Chefredakteur der POLITISCHEN STUDIEN
der Hanns-Seidel-Stiftung e.V., München.
Schwerpunktthema
Nach Nizza – 
Wo stehen Deutschland 
und Frankreich?
Politische Studien, Heft 376, 52. Jahrgang, März/April 2001
Am 4. März 2001 hat in der Schweiz
unter dem Motto „Ja zu Europa!“ eine
Volksabstimmung stattgefunden Es
ging dabei um die Forderung, die
Schweiz solle sofort Beitrittsverhand-
lungen mit der EU aufnehmen, also
ihren Beitrittsantrag, den sie mittler-
weile „auf Eis“ gelegt hatte, wieder
aktivieren. Der Ausgang des Referen-
dums war für die Befürworter so nie-
derschmetternd, wie es nicht einmal
die Gegner erwartet hätten: Bei einer
Beteiligungsquote von ca. 55% – für
Schweizer Referendums-Verhältnisse
durchaus stattlich – haben 76,7% mit
„Nein“ gestimmt. In keinem einzigen
Kanton kam eine Mehrheit für Europa
zu Stande, auch nicht in der „Suisse
Romande“, die als weitaus europa-
freundlicher als die deutschsprachige
Schweiz gilt.
Die „Neue Zürcher Zeitung“ kommen-
tierte hierzu am Tag nach der Ab-
stimmung: „Der Schweizer sieht sich
durchaus als Bewohner des europäi-
schen Hauses – er lebte ja schon im-
mer hier –, aber er möchte wahr-
scheinlich den Schlüssel zur eige-
nen Wohnung selber ‘behalten’“. Soll-
te dies einem Trend entsprechen, der
auch unter den Mitgliedern der EU an-
zutreffen ist, zumal nach der relativen
Enttäuschung über die Ergebnisse der
Gipfelkonferenz von Nizza (Dezember
2000)?
Außerhalb von Paris ist man sich darin
einig, dass Frankreichs Weigerung, den
Deutschen mehr Stimmrechte im Mi-
nisterrat zuzugestehen, als es selbst be-
sitzt, mit den schlechtesten Eindruck
während der Konferenz von Nizza ge-
macht hat. Auch offizielle Vertreter 
der teilnehmenden Staaten sagten of-
fen, dass das gemeinsame Handeln in-
folge der neu ausgehandelten Moda-
litäten der Mehrheitsentscheidungen
eher schwieriger als zügiger geworden
sei. Man spricht von einer europapo-
litischen Lähmung Frankreichs, die
durchaus bis zu den Präsidentenwah-
len im Frühjahr 2002 anhalten könn-
te. Hätte Deutschland in Nizza darauf
bestanden, eine höhere Stimmenzahl
im Ministerrat als bisher zu erhalten,
die Konferenz wäre mit Skandal aus-
einander gegangen. 
Hinter der französischen Haltung ver-
mutet man die grundsätzliche Besorg-
nis, Deutschland könnte nach der Wie-
dervereinigung eine neue Dominanz in
Europa zufallen, gegen die die Einbe-
ziehung der starken D-Mark in die Eu-
ro-Zone, wie 1991 in Maastricht ohne
nennenswerte politische Gegenleistung
Frankreichs erreicht, kein hinreichen-
des Gegengewicht bilde. Frankreich sei
erst um die Jahrtausendwende zu dem
Bewusstsein dieser Gefahr für seine ei-
gene Stellung gekommen, und richte
nunmehr auch seine Politk danach aus.
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Solcher Verdacht unterstellt einem 
der wichtigsten Partnerländer in der
EU, von dessen Zusammenarbeit mit
Deutschland man gemeinhin die Wei-
terentwicklung der Integration erwar-
tet, die Denkmuster der nationalstaat-
lichen Ära, wie sie in Europa vor dem
Zweiten Weltkrieg bestanden und die
von den Eifersüchteleien wechselsei-
tiger Machtpolitik bestimmt waren, die
letztenendes immer nach dem Muster
eines „Nullsummenspieles“ arbeitete.
Auch für diese Unterstellung gibt es
mittlerweile Stimmen aus der Teilneh-
merschaft von Nizza, und nicht ein-
mal aus der deutschen Delegation.
Doch die maßgeblichen französischen
Politiker glauben sich diesen wenig in-
tegrationsfreundlichen Kurs schuldig
zu sein, um ihrer Wählerschaft in Hin-
blick auf das Jahr 2002 zu gefallen.
Heißt das, dass die Bürger Frankreichs
tatsächlich ihrerseits eine europäische
Integration ablehnen, in der Frank-
reichs Stimmen im Ministerrat hinter
denen Deutschlands zurückstehen?
Oder kommt hier nur das Denken ei-
ner gewissen „classe politique“ zum
Tragen, die den Entscheidungsprozess
in Frankreich de facto, wenn auch
nicht de iure für sich monopolisiert
hat? Oder besteht zwischen beiden
hier idealtypisch entgegengesetzten
Meinungspolen, dem der Bevölkerung
und dem der Führung, eine gewisse
Wechselwirkung? Dann ließen die Bür-
ger Frankreichs sich von ihrer Führung
einreden, was sie, wenn sie selbst zu
bestimmen hätten, nicht oder nicht
auf diese Weise entscheiden würden.
Bedenkt man aber, dass das von Prä-
sident Mitterrand 1992 durchgeführ-
te Referendum über die Durchfüh-
rung der Beschlüsse von Maastricht
recht knapp zu deren Gunsten ausfiel, 
wird es wiederum zweifelhaft, wie viel
Demagogie die französischen Politiker
ihren Landsleuten gegenüber wirklich
aufwenden müssen, und wieweit sie
ihnen nicht einfach aus dem Herzen
reden. Jeder der Präsidentschaftskandi-
daten versucht sicherzugehen, indem
er der Wählerschaft eine möglichst we-
nig experimentierfreudige Europapo-
litik präsentiert. Denn würde er anfan-
gen, öffentlich laut über neue Ideen
nachzudenken – man denke nur ein-
mal, etwa über die Nationalisierung
der Agrar-Subventionen! – wäre die Ge-
fahr viel zu groß, dass er damit seinem
Konkurrenten eine offene Flanke dar-
bietet. Jedenfalls scheint die französi-
sche Europapolitik gegenwärtig vor-
wiegend aus Innenpolitik zu bestehen.
Da aber die enge deutsch-französische
Zusammenarbeit für die Fortsetzung
der Integration Europas unverzichtbar
ist, muss die Bundesregierung ver-
suchen, in dem bereits verkündeten
„Post-Nizza-Prozess“ positive Ergeb-
nisse zu erzielen, die die Kritik an der
Konferenz von Nizza in den Hinter-
grund drängen. Ob diese Kritik aller-
dings hinreichend konsistent ist, um
an die Stelle der üblichen Regierungs-
konferenzen mit all ihren vielbe-
klagten institutionellen Gebrechen ein
offeneres Verfahren zu setzen, das
zumindest den Vorteil hätte, die In-
tegrations-Diskussion erheblich trans-
parenter zu machen, und das sie auch
konstanter und damit vielleicht er-
gebnisreicher gestalten würde – das
bleibt abzuwarten. Unserem gegen-
wärtigen europäischen Demokratie-
Modell wird oft vorgeworfen, es sei zu
sehr den Stimmungsschwankungen
des Wahlvolkes unterworfen, und was
heute größte Aufmerksamkeit erregt
habe, gelte schon übermorgen nichts
mehr. Das könnte aber auch ein Vor-
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das täte dem Gedanken der dynami-
schen europäischen Integration sogar
gut!
Einführung
teil sein: Der Missmut über „Nizza“, 
so berechtigt er auch sein mag, kann
bald wieder verflogen sein. Und 
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1. Einführung
Die Beziehungen zwischen Deutsch-
land, Frankreich und Russland haben
historisch den europäischen Kontinent
geprägt. Die unterschiedlichen demo-
graphischen Entwicklungen seit dem
Ende des 19. Jahrhunderts, die Auf-
lösung Österreich-Ungarns in Klein-
staaten sowie die endgültige Zerschla-
gung des mit dem Nationalsozialis-
mus verbundenen deutschen Groß-
machtstrebens am Ende des Zweiten
Weltkrieges haben jedoch eine Situa-
tion begünstigt, in der Europa von
zwei europäischen Mächten dominiert
war: die USA und das als „Sowjet-
union“ ideologisch geprägte russische
Imperium. Die Beziehungen zwischen
den drei Staaten war nie unkompli-
ziert. Oft erschienen Frankreich und
Russland als Waffenbrüder gegen den
gemeinsamen Feind Deutschland und
erst der mit dem Ausbau des russi-
schen Großmachtstrebens verbundene
„Kalte Krieg“ hat die französische Be-
drohungsanalyse geographisch vom
Rhein an die Elbe verlagert. Nach dem
Ersten Weltkrieg war sowohl die
schwache deutsche Demokratie als
auch das schwache russische kommu-
nistische Regime mit der von Frank-
reich geprägten „Ordnung von Ver-
sailles“ unzufrieden, weshalb es im
Hitler-Stalin-Pakt im Jahr 1939 zu einer
Aufteilung Zentraleuropas in Mittel-
europa (als vom deutschen Reich do-
miniert) und Osteuropa (als von Russ-
land dominiert) kam. Deshalb geht es
in den Beziehungen zwischen den drei
Staaten stets auch um Zentraleuropa.
Mit dem Ende des Ost-West-Gegen-
satzes und dem Zerfall des Sowjetim-
periums bietet sich eine neue Gelegen-
heit der Zusammenarbeit zwischen
den drei Staaten. Die von der „roman-
tischen Phase“ der russischen Diplo-
matie Boris Jelzins geprägten Dreier-
treffen („Troika“) sind jedoch heute
nicht mehr auf der Tagesordnung,
möglicherweise, weil Russland eine
„Bilateralisierung“ seiner Außenpolitik
vornimmt, und weil Deutschland und
Frankreich besorgt über negative Reak-
tionen seitens der zentraleuropäischen
Partner sind.
Das deutsch-französisch-russische Drei-
ertreffen Ende März 1998 in Bor bei
Moskau stand in seinem tagespoliti-
schen Kontext unter einem anderen
als von Russland gewünschten Stern.
Angesichts neuer Spekulationen über
den Gesundheitszustand Boris Jelzins,
glich das Treffen eher einem politi-
schen „Krankenbesuch“ Helmut Kohls
und Jacques Chiracs. Keinesfalls war
der Gipfel der Beginn einer neuen Ach-
se Paris-Bonn-Moskau, die, unter Aus-
schluss der USA und Großbritanniens,
konkrete Fragen der europäischen Si-
Frankreich – Deutschland – 
Russland im neuen Dialog:
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cherheitsarchitektur behandeln würde.
Die europäische Sicherheitsarchitektur
war bereits durch den Beschluss zur
NATO-Osterweiterung und die Anbin-
dung Russlands an das Bündnis auf
den Weg gebracht – mit Unterstützung
Deutschlands und auch Frankreichs.
Dennoch gab der Dreiergipfel Anlass,
gesamteuropäisches Handeln zu de-
monstrieren, wenn auch mit jeweils
unterschiedlichen Strategien. Aus rus-
sischer Sicht konnte, an der Seite der
„europäischen Freunde“, eine ver-
stärkt europaorientierte Außenpolitik
demonstriert werden. Das von Russ-
land gewünschte „Konzert der euro-
päischen Mächte“ sollte nicht nur 
die „Multipolarität“ der aktuellen 
Weltordnung unterstreichen, sondern
stand auch vor dem Hintergrund einer
Politik der „kalkulierten Konfronta-
tion“ mit Washington. Deutschland
bemühte sich, das in seiner Form neue
Treffen in der Kontinuität der deut-
schen Außenpolitik bezüglich Integra-
tion und Zusammenarbeit mit Russ-
land darzustellen, ohne die trans-
atlantische Solidarität zu gefährden.
Frankreich konnte mit dem Gipfel von
deutscher Seite die Gewissheit vermit-
telt werden, in die Bonner Ost- und
Russlandpolitik eingebunden zu sein.
Deutschland wollte offenbar bei der
Troika dabei sein, um den französisch-
russischen Dialog, der zum Teil die
amerikanische Führungsrolle in Euro-
pa und in der Welt in Frage stellt, aus-
zubalancieren. Deutschland spielte in
Bor die „transatlantische Anstands-
dame“.
Die Entwicklung der russisch-europäi-
schen Beziehungen wird in der Zu-
kunft nicht unwesentlich davon ab-
hängen, ob es den EU-Mitgliedstaaten
gelingen wird, wirtschaftlich, politisch
und strategisch eine gemeinsame Per-
zeption und Position zu Moskau zu
entwickeln. Deutschland und Frank-
reich kommen hierbei eine Schlüssel-
rolle zu, die bei den Troika-Treffen, zu-
letzt im Jahre 1998, bekräftigt wurde.
Im Rahmen der Konzeption der neuen
europäischen Ordnung nimmt Russ-
land auf Grund seiner Geographie und
seiner nicht unproblematischen histo-
rischen Verbindung zu Zentraleuropa
eine Sonderposition ein, die es jedoch
bei geopolitischen Überlegungen stets
als einen Faktor zu beachten gilt. Ei-
nerseits bestimmt die Abkehr von der
russischen Dominanz und das Sicher-
heitsbedürfnis vor Russland die Per-
zeption der zentraleuropäischen Staa-
ten, andererseits gilt es jedoch, Mos-
kau in geeigneter Weise in die europäi-
sche Architektur einzubinden. Deut-
sche und französische Wahrnehmun-
gen und Politikansätze können sich
hier durchaus unterschiedlich positio-
nieren, müssen jedoch mittelfristig zu
einem Abstimmungsprozess gelangen. 
Während deutsche Positionen vor al-
lem durch wirtschaftliche Interessen
bestimmt werden, ist Frankreich stets
geneigt, seine Russlandpolitik im Rah-
men eines Strebens nach einer „multi-
polaren Weltordnung“ zu formulieren,
auch wenn diese Ansätze durch die
massive Kritik am Tschetschenien-Kon-
flikt seitens der französischen Presse
und durch französische Intellektuelle
temporär blockiert wurden. Beide An-
sätze müssen jedoch nicht inkompati-
bel sein, sondern können sich sinnvoll
für eine europäische Russlandpolitik
ergänzen. Mit dem EU-Russland-Gipfel
und dem damit verbundenen Staats-
besuch Putins in Paris ist es nun auch
Frankreich gelungen, gute bilaterale
Beziehungen zu Russland aufzubauen.
Frankreich – Deutschland – Russland im neuen Dialog
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Deutschland hatte dieses bereits anläss-
lich der russisch-deutschen Konsulta-
tionen im Juni getan, infolge dessen es
zu mehreren Treffen zwischen Putin
und Bundeskanzler Gerhard Schröder
gekommen ist.
2. Perzeptionen und Strategien
von Paris und Berlin
Im Rahmen des Konzeptes der multi-
polaren Weltordnung sind manche
Kräfte in Paris nach wie vor geneigt,
ein starkes Russland als potenzielles
Gegengewicht zu den USA zu favo-
risieren. Diese Position spiegelt sich
nicht nur in einer auf Russland fokus-
sierten Haltung zum post-sowjetischen
Raum wider (Ukraine-Frage), sondern
zeigt sich auch in einer verhältnis-
mäßig niedrig angelegten Messlatte für
innenpolitische Reformen und wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen, auf
die Deutschland auf Grund ökono-
misch wichtiger Interessen starken
Wert legt. Angesichts dieser französi-
schen Strategie, die dem strategisch-
politischen Faktor Priorität gegenüber
der wirtschaftlichen Dimension zu ge-
ben scheint, ist die Verschlechterung
der franko-russischen Beziehungen auf
Grund des Tschetschenien-Konfliktes
als zynische Fußnote zu verstehen. Öf-
fentlichkeitswirksame Kampagnen von
„Le Monde“ und von französischen In-
tellektuellen (insbesondere die Tsche-
tschenien-Reise des Philosophen André
Glucksmann) haben einen realpoliti-
schen französischen Ansatz zunächst
verhindert und zu einem abgekühlten
Verhältnis zwischen Paris und Moskau
geführt. Frankreich konnte jedoch sei-
ne EU-Präsidentschaft nutzen, um ver-
lorenes Terrain wiedergutzumachen
und mit dem gemeinsamen Brief von
Außenminister Hubert Védrine und
Wirtschafts- und Finanzminister Lau-
rent Fabius an die gemeinsame EU-
Strategie vom Juni 1999 anknüpfen
und guten Willen demonstrieren. Der
EU-Russland-Gipfel vom 30.10.2000 in
Paris hat es Paris erlaubt, die „europäi-
sche Karte“ zu spielen und wichtige
Argumente zum „Tschetschenien-Kon-
flikt“ anzusprechen. Die gemeinsame
Erklärung bestätigt die grundsätzli-
che Übereinstimmung zwischen der
EU und Russland zu Fragen der Ener-
giepolitik, zum Beitritt Russlands in die
WTO, zur Nuklearsicherheit, zur EU-
Osterweiterung sowie zur Bekämpfung
des Terrorismus.
Deutschland konnte im Juni 2000 mit
dem neuen Präsidenten an seine tradi-
tionell guten Beziehungen mit Russ-
land anknüpfen. Nach dem ersten
Treffen anlässlich der deutsch-russi-
schen Konsultationen kam es zu wei-
teren Gesprächen zwischen Schröder
und Putin anlässlich des G-8 Gipfels in
Okinawa sowie anlässlich des Jubi-
läumsgipfels der UNO in New York.
Trotz der wichtigen Bedeutung des per-
sönlichen Kontaktes für das russi-
sche Diplomatieverständnis, dürfte der
deutsche Bundeskanzler jedoch ge-
neigt sein, nicht in den Verdacht einer
„Saunafreundschaft“ zu geraten. Der
Begriff wird gemeinhin der Freund-
schaft zwischen Boris Jelzin und Hel-
mut Kohl zugeschrieben, bei der die
persönliche Affinität des Bundeskanz-
lers zum russischen Präsidenten, so die
Experten, den Blick für die sich degra-
dierenden Strukturen im russischen
Staat verstellt hatte. Obwohl strategi-
sche und internationale Fragen immer
mehr Raum im russisch-deutschen
Dialog einnehmen, formulieren vor
allem wirtschaftliche Interessen die
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deutsche Politik zu Russland. Bereits zu
Zeiten der UdSSR war die Bundesrepu-
blik seit 1972 wichtigster Handels-
partner, eine Stellung, die seit 1992 ge-
genüber Russland fortgesetzt wur-
de. Mit einer Präsenz von 1800 deut-
schen Unternehmen in Russland, einer
Gesamtschuld Russlands gegenüber
Deutschland von 27,5 Milliarden US-
Dollar sowie einer Deckung des deut-
schen Gasbedarfes zu 35 Prozent aus
Russland (Tendenz steigend), besteht
ein prioritäres deutsches Interesse an
der Stabilisierung der für ökonomische
Interessen wichtigen Rahmenbedin-
gungen in Russland. So steht Investi-
tionsförderung im Vordergrund der
russisch-deutschen Gespräche, die zur
Einsetzung einer bilateralen „strategi-
schen Arbeitsgruppe“ geführt hat, die
bei ihrer konstituierenden Sitzung En-
de Juli 2000 wichtige Fortschritte im
Bereich der bereits 1999 angekündig-
ten Umschuldung sowie der bereits im
Juni angekündigten Wiederaufnahme
der Hermes-Bürgschaften erreicht hat.
Trotz und gerade wegen des starken
wirtschaftlichen Interesses bleibt die
deutsche Diplomatie jedoch grundsätz-
lich zurückhaltend gegenüber den 
innenpolitischen Entwicklungen in
Russland. Zwar wurde auf dem Gipfel
in Berlin von einer „bilateralen strate-
gischen Partnerschaft“ gesprochen,
Staatssekretär Wolfgang Ischinger stellt
jedoch in der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung“1 eindeutig fest, dass
Deutschland kein Interesse an Allein-
gängen in Sachen Moskau besitzt, 
sondern seine Politik vielmehr in die 
Strategie der EU sowie in die euro-
atlantischen Strukturen einordnet.
Ischinger hebt hervor, dass die USA in
das neue Verhältnis zwischen Russland
und Europa eingebunden werden soll-
ten, was verdeutlicht, wie sehr für die
deutsche Diplomatie ein strategisch-
politischer Dialog ohne die USA un-
denkbar ist.
Frankreich hat seit den gaullistischen
Grundlagen der heutigen Außenpolitik
Russland stets als zumindest potenziel-
les Gegengewicht zu den USA ange-
sehen, mit dem, wenn nicht koaliert,
so doch zumindest „geflirtet“ werden
kann. Der Zusammenbruch der UdSSR
wurde zwar aus anti-kommunistischer
Perspektive begrüßt, hat sich jedoch
aus französischer geopolitischer Per-
zeption nicht nur positiv für Paris aus-
gewirkt. Das Ende der „Ordnung von
Jalta“, in der Paris zumindest formal
seine Unabhängigkeit bewahren konn-
te, machte eine vollständige Neudefi-
nition der französischen Rolle, auch in
der Welt notwendig. Frankreich mus-
ste seine anfängliche Zurückhaltung
gegenüber der von Russland stark kri-
tisierten NATO-Erweiterung aufgeben
und eine Ausdehnung der euro-at-
lantischen Strukturen tolerieren. Die
durch den Bosnien-Krieg erfolgte
Annäherung Frankreichs an die NATO
sowie die NATO-Operation im Kosovo-
Konflikt machten deutlich, dass der
französische „Spagat“ zwischen Euro-
atlantischer Ordnung und Russland
ein stärkeres Gewicht in der französi-
schen Politik einnimmt, als dieses par-
tielle und temporäre Allianzen zwi-
schen Frankreich und Russland im
UN-Sicherheitsrat vermuten lassen.
Frankreich erkennt mehr und mehr,
dass eine ausschließlich auf Russland
konzentrierte Europapolitik den Hand-
lungsspielraum von Paris beim Aufbau
einer neuen europäischen Ordnung
einschränken würde. Dennoch scheint
in der französischen Perzeption der
Wunsch nach einem starken Russland
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vorzuherrschen, was dazu führt, den
derzeitigen geringen Handlungsspiel-
raum der russischen Diplomatie zu un-
terschätzen. Genauso wie die USA eine
„starke Ukraine“ als Bestandteil eines
„geopolitischen Pluralismus“ anstre-
ben, genauso erliegt Paris partiell dem
Wunsch nach einem „starken Russ-
land“ als Bestandteil einer „multipola-
ren Weltordnung“. Doch bereits die
Debatten um die NATO-Erweiterung
und die von den USA und Russland
ausgearbeitete NATO-Russland Charta
zeigen die Grenzen eines solchen An-
satzes auf. Gleiches gilt für die aktuel-
len Debatten um die Europäische Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik, 
in die Russland eingebunden werden
möchte, was jedoch zum gegebenen
Zeitpunkt nicht möglich erscheint.
Angesichts der Bemühungen um eine
neue europäische Ordnung erscheint
jedoch eine Abstimmung zwischen
Deutschland und Frankreich absolut
notwendig. Hierbei können sich die
unterschiedlichen Ansätze durchaus
ergänzen. Dieses jedoch erfordert eine
„Europäisierung“ der Politiken, also für
Deutschland das Bewusstsein eines
europäischen strategischen Dialoges
mit Russland und für Frankreich das
Bewusstsein, dass das Konzept einer
„Multilateralen Weltordnung“ nur mit
einer einheitlichen europäischen Russ-
landpolitik Sinn macht. Deutschland
kann seine traditionell guten bilatera-
len Beziehungen sowie seinen „wirt-
schaftlichen Hebel“ für die Europapo-
litik genauso nutzbar machen, wie
dieses Frankreich als Atommacht und
ständiges Mitglied im UN-Sicherheits-
rat tun kann. Die russische Diplomatie,
die jüngst bilaterale Kontakte zu den
Europäern einem multilateralen Rah-
men vorzieht, versucht zwar geschickt,
direkt mit den europäischen Staaten zu
kommunizieren, dessen ungeachtet
sollten die Europäer jedoch mit einer
Stimme sprechen.
3. Welches Russland soll es sein?
Mit dem innen- wie außenpolitischen
Pragmatiker Wladimir Putin besteht
für die Europäer die Chance zu einem
Neubeginn des Dialoges mit Russland.2
Nach der „romantischen Phase“ der
Jahre 1991–1993, kam es mit dem
ersten Tschetschenien-Krieg zu einer
Abkühlung des Verhältnisses zwischen
Russland und dem Westen. Der zweite
Versuch der russischen Westöffnung
seit 1997 wurde jedoch durch die Fi-
nanzkrise im Jahr 1998 unterbrochen,
während die Irakkrise im Jahr 1998 so-
wie der Kosovo-Konflikt im Jahr 1999
die Beziehungen politisch belastete.
Heute ist Putin bestrebt, seine Bezie-
hungen vor allem zu Europa neu zu
definieren und die Integration Russ-
lands in die Weltwirtschaft mittels An-
ziehung von Direktinvestitionen und
unter Abkehr von den internationalen
Finanzorganisationen voranzutreiben.
Dieses wurde auch auf dem EU-Russ-
land-Gipfel nochmals bestätigt, als der
russische Präsident auf das Banken-
system als russische Achillesferse hin-
gewiesen hat. Der Wunsch, den Zug ei-
ner europäischen Sicherheitsordnung
nicht zu verpassen, könnte der EU
neue Wege der Zusammenarbeit öff-
nen. Dennoch ist sich Moskau seiner
wirtschaftlichen Bedeutung als Roh-
stofflieferant bewusst und wird diese
Karte in der Zukunft verstärkt ausspie-
len, um subtil auf die europäische Ord-
nung einzuwirken. Die russischen Be-
strebungen, eine neue Gaspipeline un-
ter Umgehung der Ukraine zu bauen,
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ist zwar auch vor dem Hintergrund
illegaler ukrainischer Abschöpfungen
zu sehen, ruft jedoch von polnischer
Seite den Einwand hervor, dass die
Ukraine aus politischen Gründen in
die wirtschaftlichen Strukturen einge-
bunden bleiben muss. Trotz der (fran-
zösischen und vor allem deutschen)
industriellen Interessen und trotz der
Unterstützung durch die Europäische
Kommission sollten die Europäer ge-
nau prüfen, auf welche Weise die
europäisch-russische „Energiepartner-
schaft“ ausgestaltet werden soll und
kann. Russland dürfte politisch ver-
stärkt nach China blicken, um seinen
Wunsch nach Mitsprache in den inter-
nationalen Beziehungen geltend zu
machen, doch ist das neue Interesse an
der EU offenkundig, wie das russische
Strategiedokument vom Oktober 1999
als Antwort auf die EU-Strategie belegt.
Moskau spricht sich in diesem Doku-
ment gegen eine EU-Mitgliedschaft
aus, plädiert jedoch für enge Interak-
tion und für die Schaffung eines Euro-
pas „ohne Trennlinien“.
4. Eine europäische 
Russlandpolitik
Eine erste Bewährungsprobe für die Eu-
ropäer könnte bereits im Jahr 2001 an-
stehen, in dem die Debatten zu einer
neuen NATO-Erweiterungsrunde sowie
zur National Missile Defence (NMD)
durch die USA auf die europäische stra-
tegisch-politische Agenda gesetzt wer-
den könnten. Zu diesen Fragen, die
nicht unerhebliche Auswirkungen auf
die europäische Sicherheitsordnung
haben werden, gilt es bereits heute im
europäischen Kontext nachzudenken.
Paris und Berlin müssen sich über die
Sicherheitsgrenzen der erweiterten EU
abstimmen, um in den Debatten nicht
durch die USA vor vollendete Tat-
sachen gestellt zu werden. Hierbei ist
zwar dem zentraleuropäischen Sicher-
heitsinteresse Rechnung zu tragen, ein
dauerhafter Konflikt mit Russland soll-
te jedoch verhindert werden. Die EU
könnte über alternative Sicherheits-
konzepte, z.B. den Artikel 5 des WEU-
Vertrages, verfügen, die geeignet sein
könnten, die europäischen Sicher-
heitsgrenzen von morgen zu prägen.
Auch sollten diese Debatten als Chan-
ce verstanden werden, Russland mehr
als bisher in die europäische Sicher-
heitsordnung einzubinden. Eine de
facto gegen Russland gerichtete NMD
oder gar europäische TMD (deren Exis-
tenz im Übrigen äußerst problematisch
für die Westeuropäer selbst wäre) liegt
nicht im Interesse der Europäischen
Union. 
Frankreich und Deutschland sollten
weder ein „schwaches“ noch ein „star-
kes“, sondern vielmehr ein „europäi-
sches“ Russland als Ziel ihrer Politik
formulieren. Historisch bedeutet „Eu-
ropäisierung“ eine Abkehr von Groß-
machtambitionen, ein Prozess, den
Deutschland und Frankreich auf ihre
jeweils ganz unterschiedliche Weise
vollzogen haben. Europäisierung be-
deutet in diesem Sinne die Unumkehr-
barkeit der neuen europäischen Ord-
nung und das Bewusstsein, dass die
Europäer ihren Kontinent nur gemein-
sam gestalten können. Weder eine
Strategie des „Russia first“, noch eine
in ihren Extremen durchgeführte Stra-
tegie des „geopolitical pluralism“, son-
dern vielmehr eine auf regionale und
sub-regionale Kooperation ausgerich-
tete Strategie kann im Interesse der Eu-
ropäer liegen. Während die Schnitt-
menge der europäischen und ame-
Frankreich – Deutschland – Russland im neuen Dialog
30 Jean-Pierre Froehly
rikanischen Interessen durchaus vor-
handen ist, haben die Europäer ein
spezifisches Interesse an sub-regiona-
ler Kooperation Russlands mit sei-
nen Nachbarn, dieses jedoch unter
Wahrung der Unabhängigkeit die-
ser Staaten. Einschlägige Russland- 
und Osteuropaexperten, so Alexander 
Rahr, weisen immer wieder auf die
Schwächen der Gemeinschaft der Un-
abhängigen Staaten (GUS) hin, deren
Zukunft auf Grund der unterschied-
lichen Interessenlage der beteiligten
Staaten als äußerst ungewiss einge-
schätzt wird. Es erscheint fraglich, ob
die GUS ein wesentliches Instrument
der „Europäisierung“ der Region dar-
stellen kann.
Anmerkungen
1 Wolfgang Ischinger: Die Zukunft Russ-
lands liegt in Europa, Frankfurter Allge-
meine Zeitung, 11.7.2000.
2 Alexander Rahr: Wladimir Putin – Der
‘Deutsche’ im Kreml, München 2000. 
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1. Vorbemerkung
Die Luft war dick in den deutsch-fran-
zösischen Beziehungen, und zwar so
dick wie seit langem nicht mehr. Im
Vorfeld des Europäischen Rates in
Nizza vom 8. Dezember 2000, ganz be-
sonders aber in den Wochen unmittel-
bar danach, war eine selten gesehe-
ne Aufregung und Nervosität in den
deutsch-französischen Beziehungen zu
spüren, und die öffentliche Berichter-
stattung überschlug sich geradezu mit
Hiobsbotschaften angesichts der offen-
kundigen Zerwürfnisse. In deutschen
Zeitungen war von einer ‘Komödie der
Freundschaft’1 ebenso die Rede wie
von der ‘Suche nach der verlorenen
Magie’2 oder vom ‘Ende eines My-
thos’3. In französischen Zeitungen
wurde nach dem Gipfel von Nizza von
einer französischen Niederlage ‘à la
Suez‘4 gesprochen bzw. der vermeintli-
che ‘Sieg‘ Deutschlands (‘Deutschland-
Frankreich: 4:0‘5) in Nizza wurde als
die ‘dritte deutsche Reformation‘6 be-
zeichnet. Im dereinst europäischen
Motor sei zwischen Deutschland und
Frankreich eine ‘Kultur der Konfronta-
tion‘ entstanden7, und wahr daran ist
zumindest so viel: Vor und nach Nizza
haben sich Frankreich und Deutsch-
land nicht mehr nur über Themen
und Konzepte in Sachen Europa ge-
stritten, sondern mit dem Finger auf-
einander gezeigt. Auf einmal waren die
Deutschen ‘großmannssüchtig‘ und
die Franzosen ‘arrogant‘.8 Genau hier-
in, d.h. im (rhetorischen) Umgang
miteinander, lag die qualitative Ver-
schlechterung der deutsch-französi-
schen Beziehungen!
2. Was war passiert? Einige An-
merkungen zur Vorgeschichte
Die Verschlechterung der deutsch-fran-
zösischen Beziehungen vor und ins-
besondere nach Nizza ist nicht vom
Himmel gefallen; sie kann eher als ein
‘explosiver Ausbruch‘ einer neuen Ge-
fühlslage und Befindlichkeit der bei-
den Staaten im Verhältnis zueinander
bezeichnet werden, die sich durch eine
Aneinanderreihung von Missverständ-
nissen über die letzten Jahre aufgebaut
hat. 
Frankreich hat im Grunde seit dem
Mauerfall und den politischen Umwäl-
zungen von 1989 Schwierigkeiten, sich
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auf die neue Rolle Deutschlands in Eu-
ropa bzw. auf das größer gewordene
Deutschland einzustellen.9 Das Zau-
dern des damaligen französischen
Präsidenten, François Mitterrand, die
deutsche Wiedervereinigung zu be-
grüßen, der Wortstreit um die Aner-
kennung der ‘Oder-Neiße-Linie‘, Mit-
terrands Reise nach Kiew im März
1990 und sein Versuch, auf Michael
Gorbatschow dahingehend einzuwir-
ken, die deutsche Wiedervereinigung
zumindest hinauszuzögern, ebenso wie
der offizielle Staatsbesuch von François
Mitterrand beim letzten Staatschef der
ehemaligen DDR, Egon Krenz, eben-
falls im März 1990, zu einem Zeit-
punkt also, wo die historische Ent-
wicklung sich beschleunigte und un-
vermeidlich auf eine rasche Wieder-
vereinigung beider deutscher Staaten
hinauslief, dies alles hat bereits damals
die deutsch-französischen Beziehun-
gen in ihrer Befindlichkeit erheblich
gestört.
Die Störungen konnten damals ins Lot
gebracht werden, da Deutschland sich
in diesem historischen Moment gleich-
zeitig unwiderruflich und konsequent
für die intensive Fortführung des euro-
päischen Integrationsprozesses einsetz-
te, indem es auf dem Europäischen 
Rat in Strassburg im Dezember 1989
sofort der Einberufung von zwei Regie-
rungskonferenzen zustimmte, wobei
die erste die rechtlichen Grundlagen
für die Schaffung einer politischen
Union legen sollte, und die zweite die
rechtlichen Grundlagen für die Reali-
sierung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion ausarbeiten sollte. Entspre-
chend der außenpolitischen Philoso-
phie der Bundesrepublik Deutschland
seit Konrad Adenauer, dass die deut-
sche und die europäische Wiederver-
einigung zwei Seiten derselben Me-
daille sind, hatte Deutschland unter
Helmut Kohl damit unter Beweis ge-
stellt, dass es nachdrücklich zu seinem
europäischen Engagement stand, und
konnte auf diese Weise in Frankreich
aufkeimende Ängste über das ‘große
Deutschland‘ zumindest einigermaßen
kanalisieren. 
Zwar versuchte die französische Admi-
nistration zu Beginn der 90er-Jahre in
verschiedenen Politikfeldern dennoch
eine Art Verzögerungstaktik hinsicht-
lich der sich aufdrängenden Frage
nach der EU-Osterweiterung, sprich:
des Beitritts der mittel- und osteu-
ropäischen Staaten in die Europäische
Union. Der französische Vorschlag von
1990, eine ‘Europäische Konfödera-
tion‘ einzurichten, die die mittel- und
osteuropäischen Staaten in einer Art
‘special-relationship‘ mit der Europäi-
schen Union verbinden, ihnen aber
letztlich keine Beitrittsperspektive er-
öffnen sollte, gehört beispielsweise zu
den ‘faux-pas‘ der französischen Di-
plomatie in diesen Umbruchsjahren.
Aber durch die ‘normative Kraft des
Faktischen‘, die in der sich entwickel-
nden, historischen Dynamik der deut-
schen Wiedervereinigung lag, ebenso
wie, es muss erwähnt werden, durch
eine deutliche politische Führungs-
rolle, die die US-Administration im
Prozess der Wiedervereinigung und 
der ‘Zwei-plus-Vier-Verhandlungen‘
übernommen hatte, wurde schließlich
auch den führenden Kräften in Frank-
reich klar, dass es letztlich keine ande-
re historische Option gab, als erstens,
Deutschland wiederzuvereinigen, zwei-
tens, den mittel- und osteuropäischen
Staaten eine klare Beitrittsperspektive
für die EU (und auch für die NATO) zu
eröffnen, und drittens, parallel dazu,
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den europäischen Integrationsprozess
zu vertiefen. Und im Wesentlichen
waren alle diese Fragen mit Ende des
Jahres 1992 politisch wie juristisch ge-
klärt, und zwar unter konstruktiver
Einbindung Frankreichs, das sich letzt-
lich dieser Entwicklung nicht verweh-
ren konnte. Mit Jahresende 1992 gab
es den Vertrag von Maastricht über die
Politische Union und die Europäische
Währungsunion (WWU), den Ratsbe-
schluss des Europäischen Rates von
Kopenhagen vom Dezember 1992, der
den mittel- und osteuropäischen Staa-
ten prinzipiell eine Beitrittsperspektive
für die Europäische Union eröffnete,
und schließlich, parallel dazu, ein kla-
res Engagement der neuen Clinton-Ad-
ministration, beide Erweiterungspro-
zesse letztlich unter dem Dach der
NATO zu vollziehen.10 Doch jenseits
dieser formellen politischen wie ju-
ristischen Verankerung des neuen,
großen Europas und seiner Integration
begann eine schleichende Erosion der
deutsch-französischen Beziehungen.
3. Der Beginn einer 
schleichenden Erosion: 
die Europäische Sicherheits-
und Verteidigungspolitik 
Hinsichtlich des letzten Punktes,
sprich: der Rolle der NATO im neu-
en Europa ‘post 1989‘, gab es zu Be-
ginn der 90er-Jahre allerdings eine
Reihe von deutsch-französischen Aus-
einandersetzungen, die im Wesentli-
chen um die Frage kreisten, wie ‘unab-
hängig‘ das neue, große und wieder
vereinigte Europa in seiner Sicherheits-
und Verteidigungspolitik gegenüber
den USA sein sollte. Während die fran-
zösische Administration stark auf die
Betonung einer neuen Unabhängig-
keit in der Europäischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik im Rahmen
der Europäischen Union (EU) bzw. der
Westeuropäischen Union (WEU) setz-
te, und die Frage nach der Sinnhaftig-
keit und der Rolle der NATO nach En-
de des Ost-West-Konfliktes aufwarf,
verteidigte Deutschland eine starke
Rolle der NATO in Europa auch nach
den Umwälzungen von 1989 und ziel-
te vor allem darauf ab, eine Verdoppe-
lung der sicherheitspolitischen Struk-
turen zwischen der EU einerseits und
der NATO andererseits zu vermeiden.11
Ohne hier weiter im Detail auf die
durchaus kontroverse und im Übri-
gen komplexe Diskussion zwischen
Deutschland und Frankreich über die
Zukunft der Europäischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik eingehen zu
wollen, bleibt doch im Ergebnis fest-
zuhalten, dass auch hier Frankreich ge-
gen Mitte der 90er-Jahre auf Grund 
der dann eintretenden Ereignisse zu-
nächst in Bosnien und dann im Koso-
vo, durch die die europäische Abhän-
gigkeit von der NATO sichtbar zu Tage
trat,12 schließlich zumindest ansatz-
weise einlenkte, und sukzessive von
seiner Forderung nach einer unabhän-
gigen, außerhalb der NATO stehenden
Struktur einer Europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik Ab-
stand nahm.13 Zumindest vorüber-
gehend konnten damit deutsch-fran-
zösische Spannungen in diesem Poli-
tikfeld, nicht zuletzt durch amerikani-
sches Management, wenn nicht aus-
geräumt, so doch abgemildert werden.
Sie sollten zu verschiedenen Momen-
ten der letzten Dekade in den deutsch-
französischen Beziehungen zwar im-
mer wieder aufflackern14, aber schließ-
lich gehört die komplizierte Dreiecks-
beziehung, d.h. der müßige Versuch,
eine glückliche ‘ménage à trois‘ zwi-
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schen Washington, Paris und Bonn/
Berlin einzurichten, von jeher zu den
eher schwierigen Parametern der
deutsch-französischen Beziehungen.
Von der 1952 gescheiterten Europäi-
schen Verteidigungsgemeinschaft (EVG)
über die ‘Fouchet-Pläne‘ 1961 und
1962, das strittige – und letztlich durch
die vom Deutschen Bundestag ein-
gefügte Präambel nichtig gewordene –
Kapitel über die ‘Deutsch-Französische
Sicherheitspartnerschaft‘ im ‘Elysée-
Vertrag‘ von 196315 bis hin zu den Zer-
reißproben über die institutionelle Be-
ziehung zwischen dem deutsch-franzö-
sischen ‘Eurocorps‘ von 1992 und der
NATO oder dem deutschen Protest ge-
gen die Wiederaufnahme der franzö-
sischen Nuklearversuche 1995 ging es
immer wieder um das gleiche deutsche
Misstrauen: dass nämlich Frankreich
mit seinem Streben nach einer unab-
hängigen Europäischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik letztlich ei-
nem subkutanen Anti-Amerikanismus
frönt, und da wollte Deutschland doch
eigentlich immer auf der sicheren 
Seite, d.h. der Seite der USA und der
NATO stehen.
In dieser Hinsicht also haben die Ent-
wicklungen der 90er-Jahre zumin-
dest nicht zu irgendwie gearteten,
grundsätzlichen oder strukturellen Ver-
schiebungen von Denkmustern in 
den deutsch-französischen Beziehun-
gen geführt. Das Tauziehen zwischen
Deutschland und Frankreich um die
zukünftige ‘Unabhängigkeit‘ oder zu-
mindest um mehr ‘Selbstständigkeit‘
in der Europäischen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik wird im 21. Jahr-
hundert unverändert weitergehen,
aber dieses ist, erstens, in den größeren
Kontext der Entwicklung der transat-
lantischen Beziehungen zu stellen, der
hier nicht weiter ausgeführt werden
soll, und, zweitens gibt es hier auch
andere Akteure, maßgeblich die USA,
aber auch Großbritannien16, und nicht
zuletzt die Europäische Union, insbe-
sondere die inzwischen beachtliche
Dynamik des so genannten II. Pfeilers,
der Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP), als solche17. Inso-
fern sind die strukturellen, tektoni-
schen Verschiebungen im deutsch-
französischen Verhältnis nach 1989
woanders zu suchen, und zwar im We-
sentlichen in drei Bereichen: 
 den deutsch-französischen Ausein-
andersetzungen um die Wirtschafts-
und Währungsunion (WWU),
 in den konzeptionell sehr unter-
schiedlichen Vorstellungen über die
‘Politische Union‘, d.h. das institu-
tionelle Gefüge der EU inklusive der
Frage nach ihrer ‘Finalität‘, und 
 schließlich und letztlich in dem tris-
ten Bewusstwerdungsprozess, dass
sich die Exklusivität der deutsch-
französischen Beziehungen, insofern
diese sich auf ‘Aussöhnung‘ kon-
zentriert hat, nach 1989 schlicht-
weg erschöpft hat. 
Gerade was den letzten Punkt anbe-
langt, ist die schleichende Verände-
rung in der Rhetorik der deutsch-fran-
zösischen Beziehungen geradezu er-
staunlich in den letzten Jahren. Die
ehedem beschworene ‘Schicksalsge-
meinschaft‘ taucht im Vokabular nicht
mehr auf, statt ‘Freundschaft‘ pflegt
man jetzt ‘Partnerschaft‘, die ‘Part-
ner‘ wiederum haben zunehmend das
‘Recht auf nationale Interessen‘ und
brauchen dafür im Zweifelsfall allen-
falls ad hoc einen strategischen Alliier-
ten, und der traditionelle Begriff des
‘deutsch-französischen Motors für Eu-
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ropa‘ hat inzwischen eine solche Lei-
dens- oder vielleicht besser ‘Repara-
turgeschichte‘ hinter sich – entweder
‘stockte‘ er in den letzten Jahren oder
war ‘en panne‘, oder, fast noch schlim-
mer, weil gleichsam pervertierend,
wurde aus dem ‘Motor‘ zeitweilig ein
‘deutsch-französisches Diktat‘ oder
‘Kondominium‘- so dass er heute nicht
mehr so richtig vertrauenerweckend
wirkt. 
4. Erosion in Sachen WWU oder:
die WWU als deutsch-fran-
zösischer ‘Kriegsschauplatz‘?
Das Wort ‘Kriegsschauplatz‘ ist er-
schreckend, und doch wurden die
deutsch-französischen Auseinander-
setzungen um Struktur und Ausgestal-
tung der Wirtschafts- und Währungs-
union bereits so bezeichnet. ‘La guerre
de sept ans. Histoire sécrète du franc
fort‘18, so haben zwei französische
Journalisten der Zeitung ‘Libération‘
1997 ihr Buch über die Währungs-
union genannt.19 Um keine Missver-
ständnisse aufkommen zu lassen: Die
Währungsunion war notwendig, für
Deutschland ebenso wie für Frank-
reich, und sie ist bereits und wird in
Zukunft, wenn die Eurobanknoten erst
eingeführt sein werden, noch mehr
eine der tragenden Erfolgsgeschichten
der Europäischen Integration sein. Für
Deutschland war die Währungsunion
aus wirtschaftlichen Gründen notwen-
dig, da mit Ende der 80er-Jahre die
‘Ankerrolle‘ im Europäischen Wäh-
rungssystem (EWS) für Deutschland
bzw. die D-Mark zu schwer geworden
war. 22% der Weltwährungsreserven
waren in D-Mark angelegt, aber die
deutsche Volkswirtschaft hatte nur ei-
nen Anteil von rund 4% an der Welt-
produktion. Durch diese Diskrepanz
zwischen der währungspolitischen Be-
deutung der D-Mark einerseits und der
wirtschaftlichen Bedeutung Deutsch-
lands andererseits nahm der Aufwer-
tungsdruck auf die D-Mark, insbeson-
dere gegenüber dem Dollar, seit Ende
der 80er-Jahre ständig zu, und musste
permanent innenpolitisch, z.B. durch
Lohnmoderation abgefedert werden.20
Frankreich brauchte die Währungs-
union aus wirtschaftlichen Gründen,
weil es sich mit dem wirtschaftspoliti-
schen Kurswechsel von 1982/83 und
der Festlegung auf die Politik des ‘franc
fort‘ gleichsam freiwillig an die D-Mark
und damit die geldpolitischen Vorga-
ben der Bundsbank gekoppelt hatte,
und die einzige Chance, aus dieser
währungspolitischen Asymmetrie her-
auszukommen, bestand in der Schaf-
fung einer Währungsunion und damit
einer föderal strukturierten Europäi-
schen Zentralbank (EZB), in der Frank-
reich dann wenigstens eine Stimme
haben und somit gleichberechtigt ne-
ben Deutschland stehen würde. Und
Europa als Ganzes brauchte auf 
Grund der Globalisierungsdynamik
nach 1989 eine einheitliche, starke
Währung und damit einen größeren,
liquiden Finanzmarkt, um weniger den
Schwankungen des internationalen
Währungssystems erlegen zu sein und
damit auch eine größere Unabhängig-
keit gegenüber dem US-Dollar und der
amerikanischen Wirtschafts- und Geld-
politik zu erreichen. Doch trotz dieser
unbestrittenen ‘win-win-situation‘ hat
die Realisierung der Währungsunion
maßgeblich im Zeitraum zwischen
1992 und 1998 zu großen Verwer-
fungen in den deutsch-französischen
Beziehungen geführt21, und kleinere
Nachbeben dieser sehr kontroversen
deutsch-französischen Diskussion über
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die konkrete Ausgestaltung und die
Modalitäten der Währungsunion wir-
ken bis heute hinein in die Europa-
politik. 
Bei der Beschreibung dieser Missver-
ständnisse, und dies ist zu betonen,
geht es nicht um geld- oder wirt-
schaftspolitische ‘Richtigkeit‘, sondern
um Perzeption, und darum, wie die
Missverständnisse jeweils auf die öf-
fentliche Meinung in Deutschland und
Frankreich gewirkt haben. Von Anfang
an hatte Frankreich das Gefühl, in
Sachen Währungsunion unter ‘deut-
schem Diktat‘ zu stehen. Der Maas-
trichter Vertrag verfasste die Statuten
der EZB in einer nahezu identischen
Weise entsprechend den Statuten der
Bundesbank, die EZB ‘musste‘ nach
Frankfurt, der Name ‘Ecu‘ wurde – auf
deutschen Wunsch hin – in Euro um-
gewandelt, der ‘Stabilitätspakt‘, der auf
dem Europäischen Rat in Dublin 1996
beschlossen wurde, war ein deutscher
Wunsch und, in französischer Lesart,
eine Art deutsche ‘Zusatzforderung‘,
die fiskalischen Konvergenzkriterien
bezüglich des Defizits und der Staats-
verschuldung sollten auf einmal nicht
mehr, wie der Maastrichter Vertrag es
im Übrigen eigentlich vorsieht, ‘dyna-
misch‘, sondern ‘punktgenau‘ (‘3,0‘!)
erfüllt werden, kurz gesagt: den Fran-
zosen ‘reichte es‘. Der Aufprall war un-
vermeidlich, als im Mai 1997 der neu
gewählte, sozialistische Premierminis-
ter Lionel Jospin verkündete: ‘L‘euro
oui, mais pas comme ça!‘.22
Denn die französische Sichtweise war
zwangsläufig eine andere. Was den
Deutschen als geldpolitische Stabilität
(‘Euro: Stark wie die Mark‘) teuer und
wichtig erschien, war für die Franzosen
geldpolitisch Rigidität, die letztlich in
einer ohnehin angespannten Kon-
junktur nur zusätzlich Arbeitsplätze
kostete (‘Maastricht tue l‘emploi‘).23
Letztlich hatten beide Seiten Recht,
konnten sich aber dennoch nicht ver-
stehen. Natürlich hatte Deutschland
Recht, die geldpolitische Stabilität des
Euros zu verteidigen, und darum nicht
nur auf Gesundung der Defizite und
Haushalte in den Mitgliedsstaaten der
Europäischen Union, sondern auch
auf tief greifende Strukturreformen zu
drängen. Aber die Franzosen hatten
auch Recht mit dem Argument, dass
geldpolitische Rigorosität allein auch
nicht zu einer volkswirtschaftlichen
Gesundung führt, sondern dass dabei
verschiedene makro-ökonomische Pa-
rameter von Bedeutung sind, z.B. die
Beschäftigtenzahl.
Bei der deutsch-französischen Gemen-
gelage in Sachen Währungsunion ist
den Franzosen auch in Rechnung zu
stellen, dass sie wirtschaftlich tatsäch-
lich unter der Art und Weise, wie die
innerdeutsche Währungsunion von
1990 letztlich auf Kosten des Gleichge-
wichts innerhalb des EWS abgewickelt
wurde, gelitten haben. Durch den 1:1
Umtausch von Ostmark in D-Mark, ei-
ne gleichsam virtuelle Geldmengen-
vermehrung, bestand in Deutschland
nach 1990 tatsächlich eine reale Infla-
tionsgefahr, der die Bundesbank durch
die deutliche Anhebung der Leitzinsen
auf – in Spitzenzeiten (1992) – bis zu
rund 12% zu begegnen versuchte.
Frankreich aber hatte zu Beginn der
90er-Jahre, nach den erfolgreichen
Mühen der ‘franc-fort‘-Politik 24, eine
Inflationsrate von nur knapp 2%, d.h.
eine stabile Währung, für die derartig
überhöhte Zinsen nicht nur nicht
nötig, sondern sogar gefährlich waren.
Über den Wechselkursmechanismus
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des EWS aber war Frankreich ver-
pflichtet, seine Zinsen auf deutsches
Niveau anzuheben, wenn es die an-
gestrebte Wechselkursparität von 1,–
D-Mark zu 3,35,– FF halten wollte.
Und ausgerechnet 1992 aus dem EWS
auszuscheren, nachdem kurz zuvor 
der Maastrichter Vertrag und damit 
die Währungsunion mit dem Ziel 
der endgültig fixierten Wechselkurse
unterschrieben worden war, hätte der
Glaubwürdigkeit der Währungsunion
– insbesondere auf den Finanzmärkten –
großen Schaden zugefügt, war also
mithin politisch nicht möglich. Wäh-
rend andere Länder (Italien, Spanien,
Portugal) vorübergehend aus dem EWS
ausschieden25, weil sie den deutschen
Zinsschritten ebenfalls nicht folgen
konnten, verblieb Frankreich aus über-
geordneten politischen Gründen im
EWS, zahlte dafür aber wirtschaftlich
einen hohen Preis. Die deutsche ‘Zins-
keule‘ nahm der französischen Wirt-
schaft sprichwörtlich die Luft zum At-
men, ließ die Investitionen sinken und
die Arbeitslosigkeit rasant ansteigen.
Hinzu kam die weltweite Rezession
von 1992/1993, die mexikanische Pe-
so-Krise von 1994 mit der Folge einer
Kapitalflucht aus dem Dollar in die 
D-Mark, was die D-Mark und die ihr
über das EWS angebundenen Währun-
gen, darunter der französische Franc,
mit einer strukturellen Aufwertung be-
zahlen mussten. Kurz: die französische
Wirtschaft hat nachweislich unter den
deutschen Zinsen als Folge der inner-
deutschen Währungsunion gelitten26,
und dies ließ sich an der Arbeitslosen-
quote, die 1994 14% erreichte, festma-
chen.
Dass dieser komplexe Sachverhalt der
französischen Bevölkerung nicht ein-
fach zu vermitteln war, und sich zu der
wütenden Formulierung ‘Maastricht
tue l‘emploi‘ verdichtete, erscheint vor
diesem Hintergrund nicht verwunder-
lich. Und die Tatsache, dass die deut-
sche öffentliche Meinung dann diese
französische Formulierung als Attacke
auf die Geldwertstabilität des Euros
wertete, hat die deutsch-französische
Diskussion nicht gerade erleichtert. De
facto schnellte das französische Defizit
von einer Ratio von 1,6% zum BIP
1990 auf stattliche 6% 1994 empor, 
u.a. durch die erhöhten staatlichen
Aufwendungen, die Frankreich in die-
sem Zeitraum für die Arbeitslosenhilfe
aufbringen musste. Dass Deutschland
dann ausgerechnet ab 1994 auf eine
‘strikte Erfüllung der Konvergenzkrite-
rien‘ drängte – durchaus verständlich
vor dem Hintergrund seiner eigenen,
innenpolitisch sehr schwierigen öf-
fentlichen Diskussion über die Wäh-
rungsunion –, damit aber Frankreich
nicht nur als ‘laxistisch‘ an den Pran-
ger stellte, sondern obendrein in der
ohnehin schon angespannten wirt-
schaftlichen Situation zum raschen
Abbau seines Defizits drängte, dies al-
les hat im deutsch-französischen Ver-
hältnis Mitte der 90er-Jahre großen
Schaden angerichtet. 
Der Schlagabtausch um 1997/1998 
war daher umso heftiger. Die franzö-
sische Weigerung, den deutschen ‘Sta-
bilitätspakt‘ zu unterzeichnen, hätte
fast zum Scheitern des Amsterdamer
Vertrages von 1997 geführt, und konn-
te nur dadurch gelöst werden, dass
Deutschland seinerseits einem ‘Be-
schäftigungskapitel‘ im Amsterdamer
Vertrag und zusätzlich der Einberufung
eines ‘Europäischen Sondergipfels zur
Beschäftigung‘ im November 1997 in
Luxemburg zustimmte. Selten war der
Tonfall in den deutsch-französischen
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Beziehungen so gereizt gewesen, wie
beim bilateralen Treffen in Poitiers, am
12./13. Juni 1997, eine Woche vor dem
Europäischen Rat in Amsterdam. Es
folgte Schlag auf Schlag die Konfron-
tation über den Präsidenten der EZB,
als Frankreich dann Anfang 1998
durchsetzte, dass der nominierte Präsi-
dent, Wim Duisenberg, seine eigent-
lich auf acht Jahre angelegte Amtszeit
nur vier Jahre ausüben solle, um dann
den Platz frei zu machen für den Fran-
zosen Jean-Claude Trichet.
Und dann schließlich, nur wenige Mo-
nate später, nach den Bundestagswah-
len in Deutschland 1998, die Gerhard
Schröder als neuen Bundeskanzler ins
Amt brachten, folgte eine neue, ganz
grundsätzliche Verstimmung in den
deutsch-französischen Beziehungen.
Denn beide Regierungswechsel, erst
1997 in Frankreich und dann 1998 in
Deutschland, hatten schlicht und er-
greifend dazu geführt, dass auf der ad-
ministrativen policy-Ebene viele, auch
persönliche Kontakte weggebrochen
waren. Beide Administrationen hatten
auf einen Schlag gewohnte Wege und
Instrumente der Aussprache und Kom-
munikation verloren. Kleine, eigent-
lich unbedeutende Patzer, z.B. jener
von Gerhard Schröder, am 11. Novem-
ber 1998 erstmalig nicht an den fran-
zösischen Feierlichkeiten zum Ende
des 1. Weltkrieges in Verdun teilzu-
nehmen, erhielten eine ungeahnte
symbolische Bedeutung. Schröders
Wort von der neuen deutschen Außen-
politik, die von der Vergangenheit
Deutschlands ‘unbelastet‘ sein sollte,
seine Idee einer neuen Dreiecksbezie-
hung zwischen Paris, Berlin und Lon-
don und schließlich das so genannte
‘Schröder-Blair‘-Papier‘27 zur europäi-
schen Wirtschaftspolitik, das verfasst
und veröffentlicht wurde, ohne dass
die französische Regierung zuvor kon-
sultiert worden wäre; andererseits die
unilaterale Entscheidung Frankreich
199728 von seiner Wehrpflichtarmee
auf eine Berufsarmee umzustellen,
ebenfalls ohne Deutschland, seinen
besten Partner, vorab davon zu infor-
mieren. Dies alles macht klar, dass spä-
testens seit 1997 nicht mehr von ei-
nem uneingeschränkten Vertrauens-
verhältnis in den deutsch-französi-
schen Beziehungen gesprochen wer-
den kann.29 Und jeder einzelne dieser
Missgriffe hat tiefe Wunden im Ver-
hältnis hinterlassen. 
5. Divergierende Vorstellungen
über das institutionelle 
Gefüge der Union
Eines der typischen Argumente für die
einerseits notwendige, andererseits vor-
bildliche deutsch-französische Motor-
rolle in den deutsch-französischen Be-
ziehungen ist von jeher die Tatsache,
dass, wenn Deutschland und Frank-
reich sich in einer Sache einig sind, es
jedem anderen europäischen Land
möglich ist, diesem Vorschlag zuzu-
stimmen, da man mit Frankreich und
Deutschland gleichsam die europäi-
schen Antipoden – Zentralismus hier,
Föderalismus dort, wirtschaftspoliti-
sche Steuerung hier, Korporatismus
und Sozialpartnerschaft dort – mitein-
ander verbunden hat. Und in gewisser
Hinsicht trifft diese Feststellung z.B.
auf die Realisierung der WWU, u.a.
durch die symbolische Verbindung des
‘Stabilitätspaktes‘ mit dem ‘Beschäfti-
gungskapitel‘ zu. 
Für die politisch-institutionelle Gestal-
tung Europas ist das Problem struktu-
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rell ähnlich geartet. Fast alle institutio-
nellen Fragen, die zwischen Deutsch-
land und Frankreich auf diesem Gebiet
in den letzten Jahren zu kontroversen
Diskussionen geführt haben und aktu-
ell noch problembehaftet sind, lassen
sich nach dem Schema deklinieren,
dass sich auf der einen Seite das semi-
präsidenziell regierte und zentralistisch
organisierte Frankreich und auf der an-
deren das parlamentarisch regierte und
föderal organisierte Deutschland in der
Mitte treffen müssen, um europäische
Institutionen sui generis zu gestalten.
Ähnlich wie bei der WWU ist dies ein
Prozess, der bereits über Jahre andau-
ert, und der gerade in Nizza (fast) wie-
der zu einem Eklat geführt hätte. 
Seit dem so genannten ‘Schäuble-La-
mers‘-Papier von 199430, in dem die
deutsche Seite im Wesentlichen ein
starkes Kerneuropa vorgeschlagen hat-
te, mit föderalen Strukturen für die EU
(im deutschen Sinn!), d.h. Ausdeh-
nung von Mehrheitsentscheidungen,
eine starke Kontrolle durch das Euro-
päische Parlament und die tenden-
zielle Entwicklung der Europäischen
Kommission in Richtung europäische
Regierung bei gleichzeitigem Respekt
des Subsidiaritätsprinzips, streiten sich
Deutschland und Frankreich nur vor-
dergründig über Worte, de facto aber
über Demokratiekonzepte. Im etymo-
logischen Wortsinn klingt das deut-
sche Wort ‘föderal‘ im Französischen
nach Zentralismus, weil die ‘Fête des
Fédérations‘ von 1790, ein Jahr nach
der französischen Revolution von 1789,
den Schwur der verschiedenen Landes-
teile auf die Ziele und Grundsätze der
französischen Revolution bedeutete,
und damit gerade eben den ‘Etat-Na-
tion‘ in seiner zentralistischen Organi-
sationsform begründete. Mit dem Wort
‘föderal‘ für die Ausgestaltung der
Institutionen der EU zu operieren, ob-
gleich jenseits des Rheins darunter et-
was völlig Gegensätzliches verstanden
wird, ist mithin müßig. 
Ebenso hatte Frankreich von jeher 
– und hat immer noch – Schwierigkei-
ten, dem Europäischen Parlament (EP)
eine größere Rolle beizumessen, im
Sinne einer starken und kontroll-
fähigen Legislative, die Deutschland
gerne in ihm sehen würde. Aber wie
soll Frankreich dies auch können,
wenn schon das eigene Parlament, die
‘Assemblée Nationale‘, im französi-
schen politischen System nur ein stief-
mütterliches Dasein führt? Und wie
soll Frankreich das Wort ‘Subsidiarität‘
in seinem deutschen Wortsinn verste-
hen können, wenn es doch, in seiner
gesamten sozio-politischen Struktur,
bar jener ‘subsidiären‘ Träger ist, die
der deutsche Korporatismus nach 1945
entwickelt hat? Und schließlich, wie
soll Frankreich mit dem Begriff eines
‘klaren Kompetenzkataloges‘ zur Ab-
grenzung der Aufgaben zwischen der
EU und den Mitgliedsstaaten umge-
hen, wo es doch, ungleich dem bun-
desdeutschen System, keine ‘grund-
sätzliche Kompetenzvermutung‘ für
Bundesländer gibt, eben weil solche
einfach nicht existieren? Der Streit um
Worte also führt in die Irre, was die
Ausgestaltung eines demokratischen,
effizienten institutionellen Systems für
die EU zwischen Deutschland und
Frankreich allerdings nicht leichter
macht. 
Wie also könnte eine Kompromisslinie
zwischen Deutschland und Frankreich
aussehen, was die Ausgestaltung des
institutionellen Systems der EU anbe-
langt? Mit der Einschränkung, zum ei-
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nen, dass dies, wenn auch vielleicht
maßgeblich, so doch nicht ausschließ-
lich eine deutsch-französische, son-
dern gesamteuropäische Debatte ist,
die jetzt unter dem Begriff ‘Post-Nizza-
Prozess‘ diskutiert wird. Und zum an-
deren, dass sowohl innerhalb Frank-
reichs als auch innerhalb Deutschlands
die Ideen und Vorstellungen über die
demokratisch-institutionelle Verfasst-
heit Europas durchaus und zwar sehr
weitgehend divergieren. So hat ein 
Teil der französischen, bürgerlichen
Rechten aus dem Spektrum der UDF31
durchaus Vorstellungen, die mit den
Ansätzen, wie sie von Teilen der CDU,
aber z.B. auch von Bundespräsident Jo-
hannes Rau32 vertreten werden, kom-
patibel wären. In dieser ‘föderalen‘
Konzeption würde sich die Euro-
päische Kommission tendenziell in
Richtung europäische Regierung ent-
wickeln, das Europäische Parlament
(EP) würde entsprechend des Prinzips
‘Eine Person, eine Stimme‘ ein voll
proportionalisiertes Parlament der eu-
ropäischen Bürger werden und der Eu-
ropäische Rat würde, entsprechend des
Prinzips ‘Ein Staat, eine Stimme‘, zu ei-
ner zweiten Kammer, einer Staaten-
kammer, wobei zu entscheiden bliebe,
ob – entsprechend etwa dem amerika-
nischen Senat – jedem Mitgliedsstaat
die gleiche Stimmenzahl zukäme, oder
ob – etwa entsprechend dem deut-
schen Bundesrat – eine leichte Diffe-
renzierung der Stimmen entsprechend
der Bevölkerungszahl vorgenommen
werden sollte. Bei paralleler Gesetzge-
bung beider Kammern wären dann die
Mehrheitsentscheidungen im Minis-
terrat auszuweiten, wobei eine parla-
mentarische Kontrolle dann auf EU-
Ebene sichergestellt wäre. Offen bleibt
bei diesen Konzepten (noch), ob der
Präsident der EU-Kommission als dann
(neuer) Präsident der europäischen
Exekutive indirekt durch das EP, ein
europäisches Wahlgremium, beste-
hend beispielsweise zur Hälfte aus
Abgeordneten des EP und zur anderen
Hälfte aus nationalen Abgeordneten
oder aber direkt von der europäischen
Bevölkerung gewählt werden sollte.
Ganz anders hingegen z.B. der Ansatz
der französischen Neo-Gaullisten33, die
vor kurzem über ihre Pläne mit der
Führungsspitze der deutschen CDU/
CSU in Berlin diskutiert haben.34 In
diesem, eher souveränistischen Ansatz
gibt es zwar auch eine zweite Kammer,
aber diese würde sich dann aus Abge-
ordneten der nationalen Parlamente
zusammensetzen. Der Europäische Rat
würde in das institutionelle System der
EU voll integriert werden und nicht
mehr nur regelmäßig zwei Mal im Jahr
tagen; dies entspräche einem eher in-
tergouvernementalen Ansatz, zumal
laut Vorschlag des RPR dafür die Minis-
terräte abgeschafft werden würden.
Der neue ‘Europäische Rat‘ mit einer
zentralen Machtstellung hätte in die-
sem Szenario das Recht, beispielsweise
die Kommissare im Sinne von ‘Minis-
tern‘ zu ernennen sowie das Recht, das
Europäische Parlament aufzulösen.
Diese Subordination der Kommission
unter den Europäischen Rat entspricht
im Wesentlichen dem politischen Mo-
dell Frankreichs bzw. dem Verhältnis
zwischen Präsidenten und Regierung
in der V. Republik.35 Deutsch-französi-
sche Schnittstelle bei diesem Konzept
ist durchaus das gemeinsame Ansin-
nen einer besseren Kontrolle des Sub-
sidiaritätsprinzips, z.B. durch eine kla-
re Kompetenzabgrenzung zwischen
der EU und den Mitgliedsstaaten. Die-
ses Thema war beispielsweise auch ein
zentraler Aspekt bei den Gesprächen
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des bayerischen Ministerpräsidenten,
Edmund Stoiber, mit dem franzö-
sischen Europaminister, Pierre Mosco-
vici, in Paris im Januar 2001.36 Den-
noch bleibt zu betonen, dass die
französische Seite dieser Idee gegen-
über grundsätzlich nicht nur politisch
skeptisch bleibt, sondern insbesondere
– und zurecht – die juristische Mach-
barkeit eines solchen Kompetenzkata-
loges anzweifelt.
Was nun die derzeit in der Regierung
befindlichen französischen Sozialisten
anbelangt, so ist die Stoßrichtung wie-
derum eine andere, und dies lässt eher
auf zukünftige, grundsätzliche Proble-
me zwischen Deutschland und Frank-
reich schließen, was den ‘Post-Nizza-
Prozess‘ oder die Frage nach einer
europäischen Verfassung anbelangt.
Nachdem zunächst der deutsche
Außenminister, Joschka Fischer, mit
seiner inzwischen berühmten ‘Hum-
boldt-Rede‘37 die Frage nach der eu-
ropäischen, institutionellen Verfasst-
heit aufgeworfen und selbst in einer
eher ‘föderalen‘ Art beantwortet hat,
und nachdem nun erst kürzlich auch
Bundeskanzler Gerhard Schröder eine
europäische Verfassung gefordert hat38,
hat sich eine gewisse Perplexität in 
die deutsch-französischen Beziehun-
gen geschlichen. 
Laut Karl Marx wiederholt sich die
Geschichte nicht. Und sie wiederholt
sich doch, möchte man ihm entgeg-
nen. Denn wieder, ähnlich wie beim
‘Schäuble-Lamers-Papier‘ von 1994, 
liegen damit deutsche Vorschläge auf
dem Tisch, und die Franzosen fühlen
sich gedrängt zu antworten, fühlen
sich vorgeführt, in die Ecke gestellt.
Denn sie können nicht ‘liefern‘.
Zunächst nicht, weil es der wahlpoli-
tische Kontext in Frankreich derzeit
nicht erlaubt, sich europapolitisch fest-
zulegen. Erst waren am 11. März 2001
(wichtige) Kommunalwahlen, bei de-
nen es im Wesentlichen um die Neu-
besetzung des Pariser Rathauses ging.
Und dann ist es nur noch ein gutes
Jahr, bis in Frankreich im Frühjahr
2002 erst Parlaments- und dann Prä-
sidentschaftswahlen stattfinden. Zwei-
tens hapert es bei der europapoliti-
schen Zusammenarbeit zwischen den
linken Parteien in Frankreich und
Deutschland, zwischen PS und SPD,
die aber nun einmal in der Regierung
sind.39 Drittens macht die ‘Cohabita-
tion‘ zwischen einem gaullistischen
Präsidenten und einer sozialistischen
Regierung derzeit den Umgang mit
Frankreich nicht einfach, und man
kann, mit Blick auf eine effiziente
deutsch-französische Debatte über die
Zukunft Europas und seine institutio-
nelle Ausgestaltung eigentlich nur hof-
fen, dass Deutschland ab 2002 nicht
mehr einem ‘cohabitierendem‘ Frank-
reich wird gegenüberstehen müssen.
Und schließlich und endlich, jenseits
dieser eher taktischen Erwägungen,
hat die derzeitige französische Admi-
nistration keine Lust auf eine ‘Verfas-
sungsdiskussion‘ ‘top-down‘, sondern
möchte eine breite ‘bottom-up‘-Dis-
kussion mit der Zivilgesellschaft über
die Ziele und Ausgestaltung der Union
führen. Nicht, dass man dies in
Deutschland nicht auch wollte. Aber
gerade deshalb ärgert es die Franzosen,
dass verschiedene deutsche Politiker
mit ‘grundlegenden‘ Reden zu Europa
den Eindruck erwecken, dass es bei die-
ser Diskussion um vorgefertigte Ideen
geht. Und im Umkehrschluss, so wird
betont, möge das französische ‘Schwei-
gen‘ nicht in die Richtung interpretiert
werden, dass man in Frankreich nicht
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über Europa nachdächte oder gar ent-
weder anti-deutsch oder anti-euro-
päisch sei. Gerade der französische
Europaminister, Pierre Moscovici, hat
in jüngster Zeit versucht, diesem sub-
kutanen Verdacht durch zwei umfang-
reiche Stellungnahmen zu Europa zu
begegnen.40 Es heißt auch und wird
von allen Seiten betont, dass der fran-
zösische Premierminister bis Ende der
ersten Jahreshälfte 2001 mit einer Re-
de zum Thema ‘Europa’ Stellung bezie-
hen wird. Aber diese Rede, so wird
hinzugefügt, soll sich im besten Fall als
ein weiterer Diskussionsbeitrag, nicht
als ein ‘französisches Konzept‘ für eine
europäische Verfassung verstehen. 
Im Kern jedoch geht es um mehr als
um Reden und Diskussionsbeiträge. Im
Kern nämlich geht es darum, dass die
Franzosen eher den pragmatischen An-
satz verfolgen, die Verfassungsdiskus-
sion nicht als solche zu bezeichnen,
sondern durch die weitere Institutio-
nalisierung der Währungsunion, d.h.
durch die Ausweitung der makro-öko-
nomischen Kompetenzen der ‘Euro-
gruppe‘41 und deren institutionelle
Aufwertung auf einen qualitativen In-
tegrationssprung setzen. In Frankreich
beschrieb man dieses Ziel lange Zeit
mit dem Begriff ‘gouvernement écono-
mique‘42, den man allerdings jetzt ver-
meidet, da er in Deutschland tabu ist.
Zwischen Deutschland und Frankreich
wird es in den nächsten Jahren aber in
einem zähen Ringen darum gehen
müssen, dass Deutschland einsieht,
dass der Euro in der Tat eine weiter
gehende, gemeinsame makro-ökono-
mische Steuerung – und damit auch
ein Steuerungsgremium – notwendig
macht, zur besseren Koordinierung der
Wirtschafts-, Fiskal- und damit auch
der Sozialpolitik; dass aber andererseits
Frankreich wird einsehen müssen, 
dass solches nur akzeptabel ist, wenn
der institutionelle ‘politische Über-
bau‘ auch stimmt, d.h., wenn die
drängenden Fragen nach transparen-
ter, partizipatorischer Kompetenzver-
teilung zwischen mehreren Ebenen,
klarer Übernahme von Verantwortung
und einschlägiger parlamentarischer
Kontrolle zufriedenstellend und effi-
zient gelöst werden. So sehr sich
Deutschland letztlich dem Nachden-
ken über ein ‘gouvernement économi-
que‘ nicht wird entziehen können, so
sehr wird sich Frankreich der Verfas-
sungsdebatte in ihrer politisch-demo-
kratietheoretischen Dimension nicht
entziehen können.‘Vaste programme‘43,
wie Charles de Gaulle sagen würde …
6. Ende der Exklusivität oder:
Was heißt ‘nationale 
Interessen‘?
Wie eingangs bereits angedeutet, sind
es aber vielleicht weniger die stets vor-
handenen, kontinuierlichen und letzt-
lich, zumindest bisher, meistens kon-
struktiven Auseinandersetzungen über
europäische Sachthemen – Sicherheits-
politik, Währungsunion, institutio-
nelle Fragen – die den eigentlichen
Schatten auf die deutsch-französischen
Beziehungen werfen. Diese sollen da-
her jetzt einer ‘grundsätzlichen Neu-
definition‘ unterzogen werden, zumin-
dest entsprechend der Formulierung
von Bundeskanzler Gerhard Schröder
anlässlich der bilateralen Konsultatio-
nen in Blaesheim am 31. Januar 2001.44
Immerhin ist es bemerkenswert, dass
dort regelmäßige deutsch-französische
Besprechungen im Rhythmus von
sechs Wochen vereinbart wurden. Of-
fensichtlich brauchen die deutsch-
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französischen Beziehungen nach den
harten (Wort-)Gefechten vor und nach
Nizza derartige ‘vertrauensbildende
Maßnahmen‘. Sich neue Gedanken
über die deutsch-französischen Bezie-
hungen zu machen, heißt nämlich, 
im Wesentlichen darüber nachdenken,
was jenseits der vielbeschworenen ‘eu-
ropäischen Motorrolle‘ von der einsti-
gen Exklusivität dieser Beziehungen,
dem besonderen bilateralen Charakter
noch übrig bleiben kann und sollte, in
dem Moment, wo sich ‘Aussöhnung‘
als gemeinsames Projekt verflüchtigt
hat. Und diese Frage ist sehr schwer zu
beantworten, in einer Epoche, in der
sich die Rhetorik von ‘Normalisie-
rung‘45 einerseits und dem ‘begründe-
ten Anspruch auf die Durchsetzung
nationaler Interessen‘ andererseits im-
mer mehr durchsetzt. Denn die Crux
für Frankreich liegt ja genau darin,
dass es, ungeachtet seiner öffentlichen
Verlautbarungen, gerade mit der ‘Nor-
malisierung‘ Deutschlands, mit seiner
(wieder) ‘normalen‘ Größe, seiner (wie-
der) errungenen Mittellage in Europa
seine größten Schwierigkeiten hat.
Und die Problematik für Deutschland
liegt, zumindest mittelfristig, ebenso
darin, dass es, ohne seinen alten, stra-
tegischen Partner Frankreich, mit sei-
ner durch Nizza institutionell noch be-
günstigten, starken Stellung innerhalb
der EU, seiner neuen Größe und seiner
Mittellage letztlich mehr Schwierigkei-
ten als Vorteile haben wird, auch wenn
diese Einsicht noch nicht überall Ein-
zug in deutsche Regierungskreise ge-
halten zu haben scheint. Denn Macht
ist eben auch eine Bürde, insbesondere
für Deutschland46, und für alle anste-
henden, wichtigen Fragen der nächs-
ten Dekade – ob bilateral: Nuklear-
transporte oder Ökosteuer, ob europa-
politisch: EU-Osterweiterung – braucht
Deutschland in der Zukunft nicht we-
niger, sondern eher mehr Frankreich,
wenn es am Ende nicht alleine in Eu-
ropa dastehen will.47
Diese Determinante der deutsch-fran-
zösischen Beziehungen bleibt beste-
hen, schon alleine deswegen, weil es
für Deutschland keine Option auf eine
andere ‘strategische Partnerschaft‘ gibt.
Denn Großbritannien, auch wenn dies
immer wieder lanciert wird, kann die-
ser ‘strategische Partner‘ nicht sein, zu-
mindest solange Großbritannien nicht
im Euro ist. Italien und Spanien sind
zwar groß, aber für eine ‘strategische
Partnerrolle‘ doch zu klein. Die ‘klei-
nen Länder‘ koalieren zwar europa-
politisch gerne mit Deutschland, sind
aber nicht mächtig genug. Skandina-
vien fehlen 40 Jahre Integrationskul-
tur. Die Beitrittskandidaten sind wich-
tig, werden aber, zumindest in der
Anfangsphase, allein schon auf Grund
ihres mangelnden wirtschaftspoliti-
schen Gewichts, keine strategische
Schlüsselrolle einnehmen können.
Kurz: auch ohne Exklusivitätscha-
rakter, auch nach erfolgreicher Aus-
söhnung, auch nach den tektonischen
Verschiebungen in der europäischen
Geopolitik nach 1989 gibt es zu ei-
ner besonderen deutsch-französischen
Freundschaft und damit auch beson-
deren Verantwortung für Europa keine
glaubwürdige Alternative.
7. Die EU-Osterweiterung: 
ein gemeinsames deutsch-
französisches Projekt?
Dies wirft konkludent die Frage auf,
wohin denn jene, erwähnte ‘stärkere
Berücksichtigung nationaler Interes-
sen‘ führen soll, und worin diese, für
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Frankreich, für Deutschland, eigentlich
bestehen können? Dennoch hat genau
diese Rhetorik gerade in den vergange-
nen drei Jahren zu schmerzlichen
Brüchen und unverheilten Narben in
den deutsch-französischen Beziehun-
gen geführt. Auf dem Europäischen
Gipfel in Berlin im März 2000, als 
es um die Verhandlungen über den
neuen Finanzrahmen der EU für den
Zeitraum 2000-2006, die so genannte
‘Agenda 2000‘ ging, hat Deutschland
das ‘nationale Interesse‘ seiner ‘Netto-
zahlerproblematik‘, Frankreich das ‘na-
tionale Interesse‘ seiner Landwirtschaft
geltend gemacht. Beide vielleicht auf
den ersten Blick berechtigterweise,
denn wer möchte nicht einsehen, dass
die Kompromisse, die am europäi-
schen Verhandlungstisch geschlossen
werden, zunehmend vor allem mit
Blick darauf getroffen werden, was ‘zu
Hause‘, im eigenen Land, noch als 
(nationaler) Sieg ‘verkauft‘ werden
kann. 
Wie jeder andere Politikbereich un-
terliegt die Europapolitik der Eigen-
dynamik von Wahlen. Dennoch war
Berlin letztlich für Deutschland wie für
Frankreich ein Phyrrus-Sieg. Zwar hat
sich Frankreich der Idee der nationalen
Ko-Finanzierung48 in der Gemeinsa-
men Agrarpolitik der EU erfolgreich
widersetzt (‘Sieg für Frankreich‘), und
Deutschland konnte daher seine
‘Nettozahlerproblematik‘ nicht lösen
(‘Niederlage für Deutschland‘). Im
Grunde aber haben beide versagt und
damit letztlich auch beide verloren, da
die budgetäre Bewältigung bzw. Pla-
nung der EU-Osterweiterung nicht ge-
lungen ist. Nicht nur ist die Frage nur
vertagt, denn schon 2002, bei den
‘mid-term‘-Verhandlungen der ‘Agen-
da 2000‘ wird sie erneut auf der Tages-
ordnung stehen. Durch die ‘Berück-
sichtigung nationaler Interessen‘ 1999
wurde letztlich nur kostbare Zeit ver-
loren. Vor allem aber ist die EU-Oster-
weiterung eine historische Notwendig-
keit ohne Alternative, und Frankreich
wie Deutschland sollten ein überge-
ordnetes politisches Interesse haben,
dass diese sich in einem politisch eben-
so kontrollierten wie konstruktivem
Prozess vollzieht. Hier ‘nationale In-
teressen‘ gegeneinander auszuspielen,
führt für beide zum Verlust politischer
Gestaltungsfähigkeit, wobei das eigent-
liche Problem bei der EU-Osterweite-
rung ist, dass Deutschland und Frank-
reich es offensichtlich (noch) nicht als
gemeinsames Projekt ansehen. Sollten
sich beide in den kommenden Jahren
darin verhaken, dass Deutschland sein
‘nationales‘ Interesse voranstellt und
beispielsweise in der Frage der Freizü-
gigkeit der Arbeitnehmer aus Mittel-
und Osteuropa auf übermäßige Über-
gangsfristen drängt, und Frankreich
gleichzeitig sein ‘nationales Interesse‘,
die Agrarpolitik, verteidigt, indem es
konsequent weiterhin gegen jede Form
der Ko-Finanzierung vorgeht, dann
werden letztlich beide und damit die
gesamte europäische Integration dar-
unter leiden. Wo Frankreich und
Deutschland sich als Partner verlieren,
und damit kompromissunfähig wer-
den, geht jedes Mal ein Stück kon-
struktive europäische Integration ver-
loren.
Nizza war die Wiederholung von Ber-
lin. Ging es in Berlin um die finan-
zielle Vorbereitung auf die EU-Oster-
weitung, so ging es in Nizza um die
institutionelle Vorbereitung derselben.
Zugespitzt formuliert könnte man sa-
gen, war Nizza die ‘deutsche Revanche‘
für Berlin. In Nizza hat Berlin ‘institu-
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tionell gewonnen‘, die Franzosen ha-
ben ‘verloren‘49, auch wenn es symbo-
lisch die Stimmenparität mit Deutsch-
land im Europäischen Rat erhalten
konnte.50 Aber der eigentliche Verlierer
ist, ähnlich wie in Berlin, auch hier die
Europäische Union, denn Deutschland
nützt seine neue, institutionelle Stärke
innerhalb der EU, zumindest mittelfris-
tig, nichts oder nicht viel, da es zur Be-
wältigung der finanziellen Bürden der
EU-Osterweiterung eben doch Frank-
reich als Partner braucht, denn der
Schlüssel für eine Reform, z.B. der eu-
ropäischen Agrarpolitik, liegt im Elysée
und gerade auf diesem Gebiet hat
Frankreich erwiesenermaßen eine be-
achtliche Blockadefähigkeit.51 Und
Frankreich nützt ein striktes Insistieren
auf seinem ‘nein‘ bezüglich der ‘Ko-
Finanzierung‘ und damit eine neuer-
liche Brüskierung Deutschlands auch
nicht sehr viel, es sei denn, es möchte
definitiv riskieren, den alten und – ver-
meintlich – erstarkten Partner zu ver-
lieren, und sich damit gleichsam selbst
in eine europapolitische Isolation zu
manövrieren. Marianne ist kapriziös,
aber schmollen hilft nicht; Deutsch-
land ist – vermeintlich – jetzt mäch-
tiger, aber ‘Großmannssucht‘, auch 
im Sinne eines lautstarken Einklagens
seiner demographischen Bedeutung,
führt letztlich europapolitisch auch
nicht weiter. Deutschland wird alleine,
ohne Frankreich, in Europa nichts er-
reichen. Frankreich mag seine Blocka-
defähigkeit in einigen europäischen
Politikbereichen – von der Agrarpolitik
bis hin zur ‘exception culturelle‘52, die
in den nächsten WTO-Verhandlun-
gen wieder einige Bedeutung erlangen
dürfte – noch ein bisschen ausspielen
und vielleicht sogar weidlich – unter
dem Schutzschild der ‘Verteidigung
nationaler Interessen‘ – genießen wol-
len. (Und Deutschland mag sich un-
säglich darüber ärgern.) Aber am Ende
kann auch Frankreich kein Interesse an
einem republikanisch-jakobinistischen
Rückzugsgefecht mit Blick auf die Eu-
ropapolitik und an einem europäi-
schen Sonderweg im 21. Jahrhundert
haben!
Was heißt das am Ende: eigentlich nur,
dass die jetzt regelmäßig alle sechs Wo-
chen stattfindenden deutsch-französi-
schen Konsultationen intensiv und
konstruktiv dazu genutzt werden müs-
sen, die gegenseitige Perzeption, die
politischen Schwierigkeiten des jeweils
anderen, besser zu verstehen, damit
Frankreich und Deutschland über-
haupt wieder in die Lage versetzt wer-
den, für beide Seiten (v)erträgliche
Kompromisslösungen auszuloten, oh-
ne dass die Keule der ‘nationalen In-
teressen‘ geschwungen werden muss.
Konkret also darum, festzustellen und
zu kommunizieren, dass sich Deutsch-
land zwar geändert hat, aber nicht
‘großmannssüchtig‘ ist, dass sich
Frankreich auch geändert hat, aber
nicht ‘arrogant‘ ist, dass Deutschland,
z.B. mit dem Thema der EU-Osterwei-
terung, innenpolitische Kommunika-
tionsprobleme hat, aber Frankreich
mit der Kommunikation über Europa
generell dieselben Probleme hat und
dass Frankreich sich in einer schwieri-
gen innenpolitischen Lage befindet,
für die Deutschland Verständnis auf-
zubringen hat, die aber keine Ent-
schuldigung für ein europapolitisches
Zaudern Frankreichs sein darf. 
Letztlich also darum klarzustellen, dass
sich in Europa eigentlich fast alles
nach 1989 verändert hat, dass aber 
die deutsch-französischen Beziehun-
gen bleiben müssen, wie sie waren,
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gegründet zugleich auf Vertrauen und
dem unverrückbaren Bewusstsein, ein-
ander zu brauchen, damit Europa auch
in der nächsten Dekade noch das sein
kann, was es in der Vergangenheit war,
nämlich Garant für Frieden und Pros-
perität. Dann nämlich könnte die
deutsch-französische Krise vor und
nach Nizza zum Humus für die Bewäl-
tigung von ‘post-Nizza‘ werden, und
damit eine ‘relance‘ für die nächste De-
kade.
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Was hat ein Experte für Frankreich,
deutsch-französische Beziehungen und
Frankophonie in einer Publikation
über Mitteleuropa zu suchen und will
gar noch zum Thema Polen schreiben,
obwohl er kein Polonist ist, geschwei-
ge denn, dass er Polnisch spricht oder
versteht?
Zwar ist Polen Mitglied der Internatio-
nalen Frankophonie – mit dem Status
des Beobachters,1 was wiederum viele
Polenexperten aber auch Romanisten
nicht wissen, doch dieser eher exoti-
sche Tatbestand rechtfertigt nicht die
Mitwirkung des Frankreichexperten.
Vielmehr motiviert ihn gerade die
deutsch-französische Seite seiner wis-
senschaftlichen Arbeit. Warum dies?
Weil deutsch-französische Nachbar-
schaft und Rivalität nicht wirklich ver-
standen werden kann, ohne dass auch
über Polen nachgedacht wird. Dies
sagt der Historiker, aber auch der Poli-
tikwissenschaftler.
Fangen wir mit einem aktuellen politi-
schen Stichwort an, das den meisten
zumindest als Name inzwischen geläu-
fig sein dürfte: das „Weimarer Drei-
eck“. Dieses wird auch der Leitgedanke
der folgenden Ausführungen sein. Was
ist unter diesem Dreieck zu verstehen?
Im August 1991 trafen sich erstmals die
Außenminister Frankreichs, Deutsch-
lands und Polens in Weimar und grün-
deten das so genannte „Weimarer
Dreieck“. Mit dieser trilateralen Part-
nerschaft wollten die drei Länder eine
neue Sicherheitsstrebe in das plötzlich
so veränderte Haus Europa einzie-
hen. Im Vordergrund dieser vorerst in-
formellen Übereinkunft standen der
Versöhnungscharakter sowie das Ver-
ständnis für gegenseitige Probleme.
Zurück geht die Initiative auf den Bon-
ner Außenminister Hans-Dietrich Gen-
scher, der im Jahr nach der Wende die
alten Blockstrukturen endgültig besei-
tigen wollte. Seine damaligen Amts-
kollegen Roland Dumas und Krzysztof
Skubiszewski stimmten dem Plan so-
fort zu. 1994 zogen auch die Verteidi-
gungsminister der Länder nach und
formierten sich ebenfalls zu einem
„Dreieck“, das, so betonten die Mi-
litärpolitiker, ein gleichschenkliges
sein solle, also keinesfalls ein deutsch-
französisches Übergewicht haben dür-
fe. Inzwischen ist das Weimarer Drei-
eck mit seinen regelmäßigen Treffen
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der Außen- und Verteidigungsminister,
der Regierungschefs und sogar der
Staatschefs, aber auch mit seinen trila-
teralen Jugendtreffen des Deutsch-
Französischen Jugendwerkes (DFJW)
zu einer festen Institution geworden,
auch unter der rot-grünen Bundes-
regierung. Soweit das politische Stich-
wort „Weimarer Dreieck“.2
1. Historische und politische 
Referenzen einer Dreier-
beziehung
Diese vordergründige Beschreibung be-
darf weiterer Erklärungen, die über die
Aktualität hinausgehen. Die Weimarer
Dreieckskonstruktion hat eine lange
Vorgeschichte in einem quasi urwüch-
sigen Beziehungsgeflecht, das alle drei
Länder und Völker jahrhundertelang
auf unterschiedliche Weise – im guten
wie im schlechten Sinne – miteinander
verbunden hat. Häufig zu Lasten Po-
lens: Die Großmacht Frankreich gab
dem neuen Königreich Preußen 1701
seinen aktiven Segen. Der Rückzug
Preußens von Valmy begünstigte die
zweite polnische Teilung von 1793.
Der deutsch-französische Versöhnungs-
versuch von Locarno ließ die Frage der
deutschen Ostgrenze offen. Und die
Kriegserklärung Frankreichs an Hitler
ließ diesem freie Hand in Polen. 
Deutschland hat einen polnischen,
Frankreich einen polnischen An-
teil. Die deutsch-französische Bezie-
hung hat einen polnischen Anteil, die
deutsch-polnische Beziehung einen
französischen und die französisch-pol-
nische Beziehung einen deutschen An-
teil. Dies gilt für die Politik wie für die
Kultur und Gesellschaft. Doch in allem
gilt es auch, nicht den anderen großen
„Dritten“, Russland, zu vergessen. Die-
ses hat übrigens – nach dem Vorbild
des „Weimarer Dreiecks“ und auf Mos-
kauer Initiative hin – seit 1998 auch
eine trilaterale Schiene mit Frankreich
und Deutschland eingerichtet.3
Die deutsch-französische Diagonale
war immer auch – versteckt oder offen
– eine Trigonale in diesem Sinne. Und
wie im Falle der deutsch-französischen
Beziehungen kann von einer deutsch-
polnischen Beziehung erst mit der
Herausbildung der kleindeutschen Ein-
heit unter preußischer Führung ge-
sprochen werden, weil bis dahin, wie
das Beispiel Sachsens zeigt, die deut-
schen Territorialstaaten sehr unter-
schiedliche Beziehungen zu Polen wie
zu Frankreich, aber auch zu Preußen
unterhielten, so dass für einige Jahr-
hunderte vor der Reichseinigung auch
von anderen, konkurrierenden Drei-
ecksbeziehungen gesprochen werden
kann.4
Denken wir nur an die Umstände 
der polnischen Königskrone für die
sächsischen Kurfürsten August II. und 
III., deren sächsisch-polnische Union
zu Lasten Frankreichs ging. Der 
von Frankreich favorisierte polnische
Königsrivale Stanislas Leszczynski,
Schwiegersohn des französischen Kö-
nigs, musste zwei Mal auf die Krone
verzichten. Abgefunden wurde er
schließlich 1735 mit den österreichi-
schen Herzogtümern Lothringen und
Bar (Barrois). Seine Tochter Maria wur-
de mit dem jüngeren französischen
König Ludwig XV. verheiratet; deren
gemeinsamer Sohn sollte im Übrigen
die Prinzessin Maria Josepha von Sach-
sen ehelichen. Nach dem Tode Sta-
nislas’ – so hatte es der „Großmacht-
Deal“ am Ende des polnischen Thron-
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folgekriegs im Vorfrieden von Wien
1735/38 vorgesehen – fiel Lothringen,
bis dahin Teil des Reiches, 1766 an
Frankreich.5 Schon ein Jahrhundert
später, wurde es zusammen mit dem
Elsass, als „elsässisch-lothringische Fra-
ge“ zum bekannten Symbol deutsch-
französischer „Erbfeindschaft“. 
Die historische „Trilaterale“ ergibt sich
zwangsläufig aus der europäischen
Mittellage der deutschen Staaten bzw.
Deutschlands, die mit der deutschen
und europäischen Wiedervereinigung
nach 1989 wieder in neuer Weise auf
der Tagesordnung steht. Seit dem Auf-
stieg Preußens zur europäischen, mit
Frankreich konkurrierenden Macht,
wurde Polen zum gemeinsamen Drit-
ten Preußens (aber auch Russlands),
später Deutschlands, und Frankreichs:
einerseits während der Zeit des napo-
leonischen Imperiums, das das Groß-
herzogtum Polen zusammen mit dem
Rheinbund gegen Preußen instrumen-
talisierte, andererseits in der Zeitspanne
vom Wiener Kongress bis zum Vertrag
von Versailles, als Polen staatlich nicht
mehr existent war, als Teil der preußi-
schen bzw. deutschen Großmachtpoli-
tik in Tendenz gegen Frankreich (dies
galt analog für Russland und Öster-
reich-Ungarn, die andere Teile Polens
als Teil ihres Herrschaftsbereiches an-
nektiert hatten). Genauso in der Zwi-
schenkriegszeit, als das neue Polen als
strategischer Teil französischer Allianz-
politik in Mitteleuropa gegen Deutsch-
land diente.
In den Jahren 1939/40 – 1944 wurden
beide, Frankreich und Polen, Opfer na-
zistischer Okkupationspolitik, im Fall
von Polen war es sogar deutsche Ver-
nichtungspolitik. Es ist vor allem diese
Zeit mit ihren Folgen der Vertreibun-
gen und Grenzverschiebungen, die 
das heutige deutsch-polnische Verhält-
nis markiert und ein Potenzial von
„Vergangenheitsbewältigung“ schafft;
dies mit viel Nähe zum Komplex der
deutsch-französischen Aufarbeitung
von Vergangenheit. Die nazistische
Vernichtungspolitik in Polen hat aber
auch eine Grenze zum Vergleich mit
Frankreich gezogen und das deutsch-
polnische Kapitel singulär gemacht.
Somit haben wir es also mit neuer
Nähe und zugleich auch einem signi-
fikanten Unterschied zum deutsch-
französischen Verhältnis zu tun. In der
Zeit des Kalten Krieges war jedes aktiv-
politische deutsch-französisch-polni-
sche Dreiecksgeflecht auf Eis gelegt, da
das Nachkriegs-Polen der Sowjetunion
als unentbehrliche Sicherheitszone
und als Garant ihres Zugriffes auf Mit-
teleuropa diente. Zwar gehört diese
Blockbildung seit 1990 der Vergangen-
heit an, doch übersehen wir nicht,
dass die Erinnerung tiefe Spuren im
polnischen Bewusstsein hinterlassen
haben muss. Es kann auch nicht über-
sehen werden, dass eine gemeinsame
slawische Herkunft wie auch die
Sprache immer wieder Anknüpfungs-
tendenzen gegenüber Russland aus-
lösten und begründen – während
Polens (noch bestehende) Anhänglich-
keit an die katholische Kirche, nicht 
an die orthodoxe Kirche, seine neu-
geknüpfte Westbindung verstärkt.
Soweit in sträflicher Kürze einige his-
torische Langzeitreferenzen dieser Drei-
ecksbeziehung. Als aktueller, sehr viel
eher erfreulicher und von allen Betei-
ligten positiv beschworener Bezug gilt
zweitens die 1963 im Elysée-Vertrag
besiegelte deutsch-französische Son-
derbeziehung, die nach 1989 auch in
Mitteleuropa, besonders in Polen, als
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Vorbild für die zwischennationale
Überwindung historischer Erblasten
Anerkennung gefunden hat. Denken
wir nur an die große Rede des da-
maligen polnischen Außenministers
Krzysztof Skubiszewski in der Pariser
Sorbonne 1993 aus Anlass des 30-jäh-
rigen Jahrestages der Unterzeichnung
des Elysée-Vertrags, in der er bewegen-
de Worte für die deutsch-französische
Aussöhnung gefunden hatte und diese
als Vorbild für Mitteleuropa pries.6
Diese Vorbildfunktion gilt weniger für
das Pathos der Aussöhnung als für das
Funktionieren dieses deutsch-franzö-
sischen Bilateralismus. Denn wir ha-
ben es hier mit einem singulären poli-
tischen Voluntarismus zu tun, der der
vorhandenen Nachbarschaft eine für
beide Seiten wie für Europa vorteilhaf-
te und damit konstruktive Stoßrich-
tung geben wollte und dies noch will.
Leitgedanken des Konzepts waren:
 Entwicklung eines politischen Vo-
luntarismus als Grundprinzip der
bilateralen Zusammenarbeit, selbst
wenn diese keine gute Konjunktur
hat;
 Überwindung historischer „Erb-
feindschaft“ (von Hoher Politik bis
in die Tiefen der Zivilgesellschaft);
 Einbettung des deutschen Partners
in das Regelwerk europäischer Inte-
gration mit gegenseitigem Souve-
ränitätsverzicht unter Wahrung ei-
nes Systems des Gleichgewichts;
 Ausgleich bzw. Annäherung unter-
schiedlicher nationaler Interessen
im Kontext einer institutionalisier-
ten Zusammenarbeit;
 Einbringen des Bilateralismus in 
die europäische Einigungspolitik als
Schwungrad europäischer Politik;
 Verankerung des Bilateralismus als
„Geist deutsch-französischer Zu-
sammenarbeit“ auf allen Ebenen
der Zivilgesellschaft.
Es handelte sich hier um eine Ge-
mengelage politischer und wirtschaft-
licher, nationaler und supranationaler,
machtpolitischer und moralischer, rea-
ler und symbolischer Faktoren. Neu 
für ein derartiges Vertragswerk war die
moralisch-politische Dimension, wie
sie in der Gemeinsamen Erklärung 
des Elysee-Vertrags angesprochen wird
(Lehren aus der Geschichte, Verant-
wortung für kommende Generatio-
nen), und die Koppelung dieser Di-
mension mit einem institutionellen
Regelwerk von außerordentlich „diszi-
plinierender“ Wirkung auf alle Betei-
ligten. Dies machte im Resultat das
deutsch-französische Verhältnis zu ei-
nem Sonderverhältnis mit einem in
der Welt einmaligen formellen und in-
formellen Beziehungsnetz auf allen
Ebenen von Politik, Wirtschaft und
Zivilgesellschaft, das auch unter ver-
änderten Bedingungen funktionieren
kann – wenn der politische Wille nicht
nachlässt.7
Der Voluntarismus war mit eingebet-
tet in die lange Konjunktur des Kal-
ten Krieges. Auch diesem Umstand
verdanken das alte Westdeutschland
und Frankreich nach 1949 die uner-
hörte Chance, auf dem Boden eines
friedhaften Zusammenrückens westeu-
ropäischer Völker und Staaten über
Rhein und Saar die Brücke einer viel-
gestaltigen Entente schlagen zu kön-
nen. Viele Jahre und Jahrzehnte hatten
sie Zeit zu entgiften, zu entrümpeln,
aufzubauen, sich zusammenzuraufen
und Westeuropa in Bewegung zu brin-
gen. An Oder und Neiße jedoch, und
nicht nur dort, schob die Allmacht der
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Funktionärsstaaten Sand auf die Depo-
nien gemeinsam erlittener Geschichte.
Frisch aus den Exkulpations-Anlagen
realsozialistischer Weißwäscher kam
der Treibsand mit dem Anspruch auf
ewige Formgebung.
Und vor dem Treibsand, mitten im ge-
teilten und verdrehten Deutschland,
klaffte die europäische Grenze. Sie
drehte beide Hälften des Kontinents
auseinander, drückte die Westdeut-
schen in den Westen, entmündigte die
Ostdeutschen, wiegte die Polen dank
ihrer Westverschiebung und ihrer
„Umarmung“ durch den sowjetischen
Bruder in virtueller Angst und in
getäuschter Sicherheit vor Deutsch-
land, denn als Sicherheit galt die Rote
Armee auf dem eigenen Boden. Diese
neue europäische Grenze durch das
Herz Europas versperrte beiden die
notwendige Trauer- und Versöhnungs-
arbeit und damit den gemeinsamen
Weg nach Europa. 
Utopie schien, was noch im Herbst
1988 der damalige Generalsekretär des
französischen Staatspräsidenten, Jean-
Louis Bianco, als Forderung der Zu-
kunft beschrieb: „Wir, Deutschland
und Frankreich, werden auch morgen
eine entscheidende Rolle spielen, jeder
für sich und gemeinsam, in Richtung
auf das andere Europa. Jenes Europa,
das letztendlich auch Europa ist, das
sich genauso wenig mit der vom Krieg
ererbten Teilung abfindet. Wie kann
man glauben, dass 40 Jahre Trennung
letzten Endes schwerer wiegen werden,
als die Jahrhunderte zuvor, als die
Hoffnung auf eine Zukunft, in der wir
uns gemeinsam wieder finden?“8
Soweit der Italo-Franzose, Deutsch-
land- und Osteuropakenner Bianco
1988, und dies ganz im Sinne von
Bundespräsident von Weizsäcker, der
im November desselben Jahres in sei-
ner Laudatio auf die beiden Preisträger
des Internationalen Karlspreises der
Stadt Aachen, François Mitterrand und
Helmut Kohl, die führenden Politiker
beider Länder aufrief, die europäische
Einigung nicht auf die damalige EG zu
beschränken. 
2. Die neue Lage in Europa 
seit 1989
Mit der großen Wende in Mitteleuropa
und der deutschen Vereinigung verän-
derte sich auch das Koordinatensystem
des deutsch-französischen Zusammen-
spiels, dessen innerer Raum sich nun
von Brest in der Bretagne bis Görlitz an
der Neiße erstreckte. Die deutsch-fran-
zösische Zusammenarbeit stand in die-
ser veränderten Welt erneut auf einem
unerhörten europäischen Prüfstand.
Gegenüber einem Nachbarn wie Polen
– Deutschlands territorialer, Frank-
reichs geistiger Nachbar – kam für bei-
de, „jeder für sich und gemeinsam“
(Jean-Louis Bianco), aber auch für Po-
len eine Stunde der Wahrheit, die nach
dem Wort des polnischen Dichters 
Józef Mackiewicz „die zu beinah my-
thischer Kraft aufgebauschte Trenn-
linie zwischen Ost- und Westeuropa“
nicht kennt.9
Der vom Sturm des Völkerherbstes
weggefegte Treibsand des Kalten Krie-
ges legte auch Altlasten frei. Der Neu-
anfang zwischen Deutschen und Polen
war schwierig. Zur historischen Schief-
lage zwischen beiden Völkern gesellte
sich ein neues West-Ost-Gefälle, das
Deutsche und Franzosen wie ganz
Westeuropa in eine neue gemeinsame
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Herausforderung stellte. Die Erkennt-
nis lautete: Wann immer Deutsche
und Franzosen sich abgrenzten, ob-
wohl sie aneinander grenzen, ist Euro-
pa misslungen. Wann immer Polen
und Deutsche sich nun wieder abgren-
zen, obwohl sie heute wieder angren-
zen, misslingt Europa auch. Wenn
Frankreich dies nicht versteht, wird
Europa erst recht misslingen.
Eine andere Erkenntnis lautete: Der
deutsch-polnische Dialog war viel zu
wichtig, viel zu schwierig, als dass man
ihn Deutschen und Polen alleine über-
lassen durfte. Er ist trotz unverwechsel-
barer Eigenzüge bestimmten Grundmu-
stern des deutsch-französischen Dia-
logs früherer Jahre viel zu verwandt, als
dass man diese Dimension übersehen
sollte. Dies heißt nicht, dass das
deutsch-französische Dialogmuster ein-
fach übertragen werden könnte. Darum
geht es auch nicht. Es geht vielmehr
darum, ein kompliziertes Dreiecksver-
hältnis mit jeweiligen bilateralen Erb-
schaften und Altlasten sowie neuen In-
teressenkonstellationen zu überdenken
und dieses Beziehungsgeflecht auf den
Boden eigener Gemeinsamkeiten zu
stellen und dem Ganzen eine Perspek-
tive zu geben, die allen Beteiligten zum
Nutzen gereichen kann.
Es gab eine alte französisch-polnische
Allianz, es gibt eine jüngere deutsch-
französische Freundschaft und es gibt
eine sich neu herausbildende deutsch-
polnische Interessengemeinschaft. Das
Schicksal der deutschen Mitte, und da-
mit das gedeihliche Zusammenwach-
sen Europas ist auch davon bestimmt,
dass sich alle drei kompatibel erweisen
und in das neue europäische Koordi-
natennetz von London bis Moskau
eingebracht werden. 
Polen spielt in diesem neuen Koordi-
natennetz und für die Neubestimmung
der deutschen Mitte eine wichtige Rol-
le. Das Herz der Polen drängte nach
1989 nach Paris; der Mangel realen In-
teresses und Engagements von franzö-
sischer Seite jedoch enttäuschte sie.
Das Herz der Franzosen hatte für die
Solidarnosc geklopft, für das couragier-
te Polen. Doch es erlahmte vor den
polnischen Realitäten nach 1989. Und
so spottete der scharfzüngige War-
schauer Publizist Adam Krzeminski auf
einer deutsch-französisch-polnischen
Konferenz zwei Jahre später: „Die Fran-
zosen zieren sich wie eine schöne Frau,
die noch nicht merkt, dass sie auch
schon ziemlich betagt ist und immer
noch erwartet, dass sie angehimmelt
wird wie früher. Sie merkt nicht, dass
es inzwischen ziemlich leer um sie her-
um wurde. (…) Seitdem die Franzosen
selbst ihre wortgewaltigen Kolumnis-
ten neue Philosophen nennen, errei-
chen sie uns kaum. Es ist so, als ob die
Wellen des Toten Meeres das Ufer strei-
fen. Die französische Sprache ver-
schwindet aus den polnischen Ober-
schulen, ganz als ob die polnischen
Abiturienten die Meinung Madame
Cressons zur Aufnahme Polens in die
EG kannten und die Chancen, mit
Französisch sich irgendwie in diesem
Europa durchzuschlagen, danach ein-
schätzten.“10
So konzentrierten sich die Polen, ohne
Herzklopfen, auf Deutschland, ihre
kalkulierte Brücke zur Europäischen
Gemeinschaft. Im ungeliebten Nach-
barn schließlich trafen alle wieder auf-
einander. Bissig meinte Adam Krze-
minski: „Die Deutschen erscheinen
uns wie die unsicheren Musterschüler.
Sie erzählen nach links und rechts, was
für tolle Demokraten sie sind … un-
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heimlich hilfsbereit und erfinderisch
beim Beglücken Europas mit neuen
Modellen. Nur geht es ein wenig zu
hastig, zu gut gemeint, zu genau und
zu dick, wenn man schmalzig immer
wieder von der Europäisierung Schle-
siens spricht, nicht aber vom Osten
Polens.“11
Und so wurden alle drei recht schnell
ernüchtert, wenn sie aufeinander tra-
fen, Deutsche, Franzosen und Polen.
Der euphorische Völkerherbst von
1989 hinterließ Nüchternheit, in der
bei pessimistischer Lesart „ein großes
Schweigen“, „ein Stillhalten im Euro-
Zirkus der Gedanken“ (A. Krzeminski)
herrschte. Aber darin herrschte auch
Besinnung. Die Konzipierung des
„Weimarer Dreiecks“ wurde politisch-
diplomatischer Ausdruck dieser nüch-
ternen Besinnung, zugleich auch Auf-
takt zur Überwindung neu entstan-
dener oder wieder freigelegter Proble-
me. Heute ist Polen das (potenzielle)
Glacis des Westens (NATO, Bundes-
republik, aber auch Frankreich) gegen-
über dem neuen Osten, der u. a. von
Russland mit Weißrussland gebildet
wird und dessen Entwicklung nicht
kalkulierbar ist. Diese Überlegung ist
den Polen sicher nicht fremd.
3. Politische Ingredienzien 
des „Weimarer Dreiecks“
Analysieren wir dieses Konzept et-
was politikwissenschaftlicher: Mit der
deutsch-europäischen Wende seit 1990
ergab sich ein neues Kräfteverhält-
nis von gleich zu gleich zwischen
Deutschland und Frankreich. Auch Po-
len war nun wieder mit von der Partie
als sichtbarer und unsichtbarer beson-
derer Partner von Deutschland und
Frankreich. Die Mitte Europas ist heu-
te westlich. Polens politischer, kultu-
reller und mentaler Abschied vom
Osten drückt sich auch geographisch
aus: Das heutige Polen liegt zu 100
Prozent auf westlichem Boden des
alten Polen. Diese neue Lage war für
das polnisch-französische Verhältnis
zunächst kein Problem, da Kontinuität
eines alten herzlichen, aber auch nicht
immer euphorischen und unproble-
matischen Verhältnisses bestand; so
war die polnische Erinnerung an die
französische Weigerung, „für Danzig
zu sterben“, nicht verblasst.
Deutschland war gut beraten, Frank-
reich als „Begleiter“ auf dem neuen
Weg zur Öffnung nach Osten zu er-
muntern. Zugleich bot sich in der neu-
en Konstellation Frankreich für Polen
als ausgleichender Partner gegen deut-
sche Stärke oder Hegemonie an, bot
sich auch Polen für Frankreich als aus-
gleichender Partner gegen französische
Ängste vor deutschen Alleingängen im
Osten an. Hohe polnische Erwartun-
gen an französisches Engagement im
eigenen Land wurden dann aber, wie
gesagt, von französischer Seite nicht
erfüllt.
Für das deutsch-polnische Verhält-
nis war die neue Lage zunächst kom-
plizierter; die Vergangenheitsbewäl-
tigung stand an einem neuen An-
fang, hingegen hatte das deutsch-fran-
zösische Verhältnis schon die Rou-
tine eines funktionierenden Geschäfts-
verhältnisses. Aber: Polen war in 
den Köpfen der Westdeutschen dies-
mal kein „Saisonstaat“ mehr, und 
1990 bestanden (noch) große Sympa-
thien für die polnischen Freiheits-
helden, die die Mauer in Europa fallen
ließen.
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Für Polen war Deutschland zwar wie-
der ein mächtiger, aber erstmals de-
mokratischer und in die europäische
Integration eingebundener Nach-
bar, der zudem mehr als Frankreich 
als „Brücke“ zur EU angesehen wur-
de. Zugleich wurde der Nachbarstaat
Deutschland mit seiner ordnungspoli-
tischen Randlage der Partner, über den
Frankreich für die sicherheitspoliti-
schen Interessen Polens sensibilisiert
werden konnte.
Für Deutschland wurde Polen der –
über die Geographie hinaus – wichtig-
ste östliche Nachbar: Die Sorge um
polnische Stabilität und Prosperi-
tät wurde eben wegen der Grenzlage
und der eigenen ordnungspolitischen
Randlage Teil deutscher Innenpolitik.
Zusammengenommen ergab sich eine
interessante, potenziell spannungsrei-
che Gesamtlage, womit der deutsch-
französischen Sonderbeziehung 1990
eine neue Bedeutung für Mitteleuropa
und Polen zukam:
 als Vorbild für transnationale Aus-
söhnung und Kooperation;
 als Markenzeichen für deutsche
Glaubwürdigkeit;
 als politisch-moralisches Korsett,
damit deutsche und französische In-
teressen gegenüber Polen nicht ge-
geneinander auffahren oder gar zu-
sammengehen und Polen wieder
zum Opfer machen;
 als Rückversicherung für Frankreich
gegen deutsch-polnische Allein-
gänge bzw. französische Marginali-
sierung;
 als Rückversicherung für Polen ge-
gen deutsche Hegemonieversuchun-
gen oder faktische Hegemonie;
 als politisch-institutionelle Relais-
station, um polnische, französische
und deutsche Interessen auszuglei-
chen und in die neue politische Ar-
chitektur Europas einzupassen.
Da sich die politischen Führungen al-
ler drei Länder dieser neuen Lage be-
wusst wurden und niemand dies nur
als naturwüchsigen Prozess ablaufen
sehen wollte, wurde der deutsch-fran-
zösische Bilateralismus um die pol-
nische Variante mit nicht geringerem
Symbolcharakter erweitert. Denn – in
den Worten der polnischen Deutsch-
landexpertin Anna Wolff-Poweska:
„Um Freundschaft muss geworben wer-
den, Feindschaft kommt von selbst.“12
Das Konzept des Weimarer Dreiecks ist
also wie das der deutsch-französischen
Sonderbeziehung eine Mischung aus
politischem Pragmatismus und poli-
tisch-moralischem Anspruch, eine im
Prinzip geschickt angelegte Struktur, in
der unterschiedliche nationale Interes-
sen der Beteiligten zum gegenseitigen
Vorteil miteinander verbunden werden
können. Ein miteinander unverbunde-
ner deutsch-französischer und franzö-
sisch-polnischer Bilateralismus würde
Defizite aufweisen, die nur durch Be-
teiligung des dritten Partners gelöst
werden können. Zugleich spiegelte das
Weimarer Dreieck ein mehrfaches
„deutsch-polnisches Wunder“ (A. Krze-
minski): erstens auf der Ebene der po-
litischen Spitze, zweitens in der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit sowie
drittens im Deutschenbild der Polen.13
Frankreich ist als Dritter in diesem
Bunde – aus den jeweiligen, sehr un-
terschiedlichen nationalen Interessen-
lagen – unentbehrlich, selbst wenn die
deutsch-polnischen Beziehungen in-
zwischen den Eindruck vermitteln, sie
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bräuchten Frankreich sehr viel weniger
als noch vor einigen Jahren, und selbst
wenn das französische Interesse am
„Weimarer Dreieck“ aus deutscher und
polnischer Sicht manchmal zu wün-
schen übrig lässt.14 Zusammenfassend
können die Interessenkonstellationen
des „Weimarer Dreiecks“ wie folgt be-
schrieben werden, wobei offen bleibt,
ob die drei Partner diese Interessen
auch offensiv vertreten:
 Aus französischer Sicht vermag das
„Weimarer Dreieck“ jeder deutschen
Versuchung einer Hegemonie in
Mitteleuropa entgegenzuwirken und
ein deutsch-polnisches „Abdriften“
nach Mitteleuropa zu verhindern;
Frankreich selber kann als moderie-
rende Kraft zwischen Europas Osten
und Europas Südflanke agieren. Zu-
gleich kann Paris den Deutschen
den Eindruck vermitteln, dass es Po-
len nicht als „cordon sanitaire“ zwi-
schen Deutschland und Russland
instrumentalisieren wolle.
 Aus polnischer Sicht bietet sich
Deutschland als privilegierter Mittler
gegenüber der EU und als Brücke zur
EU an, was seinem deutschen Part-
ner eine tragende Rolle im Dreieck
gibt. Zugleich bietet sich Frankreich
als Gegenkraft zu deutscher Hege-
monie in Polen bzw. in Mitteleuropa
an, was auch im deutschen Eigen-
interesse liegen dürfte. Die Rolle
Frankreichs für Polens Sicherheits-
gefühl gegenüber seinem westlichen
Nachbarn – und dessen eventuelle
gemeinsame (auch wirtschaftliche)
Interessen mit Russland muss nicht
erst betont, braucht aber auch nicht
überschätzt zu werden. Im pol-
nischen und französischen Kalkül
wird dieses Element sicher nicht
fehlen.
 Aus deutscher und polnischer Sicht
kann Frankreichs Einbindung in das
deutsch-polnische Verhältnis mög-
lichen französischen Versuchungen
zum Rückzug auf Verantwortung
für/in Südeuropa wie überhaupt je-
der Versuchung einer „Ost-West-Ar-
beitsteilung“ zwischen Deutschland
und Frankreich entgegenwirken.
Zugleich kann die alte französische
Angst vor einem „deutschen Mittel-
europa“ zerstreut werden.
 Aus deutscher und französischer
Sicht bietet sich das „Weimarer
Dreieck“ als privilegierte Versuchs-
kammer zur freundlichen Kontrolle
der Ostpolitik des jeweiligen Part-
ners an und damit als gemeinsamer
„Ostausschuss“. Dies alles unter aus-
gleichender Beteiligung des polni-
schen Partners.
 Die Konstellation des „Weimarer
Dreiecks“ kann Deutsche und Fran-
zosen immer wieder zwingen, sich
der wichtigsten Lektion der Euro-
päischen Integration gewahr zu
werden und diese auch auf die eu-
ropäische Ostpolitik anzuwenden:
Die europäische Agenda funktio-
niert nur, wenn beide am selben
Strang ziehen.
In der gegenwärtigen Lage vor der
konkreten Osterweiterung der EU kön-
nen wir das „Weimarer Dreieck“ als ein
Kooperationsmodell betrachten, das
mehr sein kann als Realpolitik. Es ge-
staltet europäische Nachbarschaft, um
diese nach bestimmten Zielvorstellun-
gen im ausgleichenden Interesse aller
drei Partner verändern zu können.
Aber: Polen ist ein ungleicher Partner
Deutschlands und Frankreichs, so dass
das Weimarer Dreieck daher immer im
Schlepptau der stärkeren deutsch-fran-
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zösischen Sonderbeziehung liegt, so-
fern sich diese als solche erhält. Das
Trio kann daher kein Motor für Eu-
ropapolitik sein, wohl aber unnötige
Reibungsverluste vermeiden. Auf der
anderen Seite darf das Weimarer Drei-
eck nie so exklusiv werden, dass es
andere Partner in Mitteleuropa aus-
klammert, und es muss Gefahren des
Rückgriffs auf alte Interpretationsmu-
ster in der Integrationspolitik nieder-
halten (wer bindet wen? Binden Polen
und Deutschland Frankreich? Binden
Deutschland und Frankreich Polen?).
Doch wenn Polen auch ein ungleicher
Partner in dem Dreieck ist, so sollte
nicht vergessen werden, dass Polen
über das Weimarer Dreieck ganz be-
sondere eigene europäische Erfahrun-
gen einbringen kann, die für Deutsch-
land und Frankreich, aber auch für die
ganze West-EU wichtig sind: Es sind
vor allem die aus der Geschichte Po-
lens gespeisten, hier im alten Westen
unterschätzten eigenen europäischen
Erfahrungen und Legitimationen, die
außerhalb des „karolingischen“ West-
europas liegen und dennoch nicht
„östlich“ sind. Dazu zählen:
 die übernationalen Erfahrungen der
vierhundertjährigen polnisch-litau-
ischen Union und der „polnischen
Adelsrepublik“, die mit dem Vertrag
der „Konföderation von Warschau“
(1517) die religiöse Toleranz und
das Verbot von Religionskriegen
festlegte, sowie die Erfahrung der
sächsisch-polnischen Personaluni-
on, die jüngst auch in Polen histori-
sche Rehabilitierung erfuhr;
 das lange Überleben als gläubige
polnische Nation außerhalb natio-
nalstaatlicher Souveränität von 1793
bis 1918;
 der Widerstand gegen den Stalinis-
mus und Kommunismus, verbun-
den mit einer inneren Treue zu
Westeuropa, die sich nach der pol-
nischen Wende in dem politischen
Willen zum Eintritt in die Europäi-
sche Union artikulierte;
 die lange Erfahrung nationaler
Selbstfindung, die heute keinen
Nachholbedarf im Bereich der na-
tionalen Symbolik schürt und da-
mit befähigt, den Widerspruch zwi-
schen nationaler Identität und eu-
ropäischer Integration zu relativie-
ren. Dazu mag auch die doppelte
Erfahrung von Leid gehören: Ver-
treibungen am eigenen Leib erlitten
zu haben und anderen zugefügt zu
haben.
Dies ist alles in allem eine Mitgift, die
in den Kabinetten an Seine und Spree
aber auch in den Zivilgesellschaften
beider Länder unterschätzt wird. Die
neue politische Architektur und Kul-
tur des Europäischen Hauses, die die
Trennlinie zwischen West- und Ost-
europa aufhebt, wird diese polnische
Mitgift gut gebrauchen können. 
4. Grenzen und Zukunft des
„Weimarer Dreiecks“
Viele Initiativen des „Weimarer Drei-
ecks“ sind bisher nur halbherzig oder
gar nicht ausgeführt worden. Das vor
vielen Jahren geplante, aber bislang
noch immer nicht realisierte gemein-
same Kulturinstitut in Warschau steht
exemplarisch für den mangelnden
Willen, sich über nicht nachvollzieh-
bare administrative Hürden hinwegzu-
setzen.15 Daher sollte das „Weimarer
Dreieck“ auf eine breitere Basis gestellt
und auf andere deutsch-französische
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Institutionen und Bereiche ausgedehnt
werden. So würden auch größere Teile
der politischen und kulturellen Eliten
und „Mittler“ aller drei Länder in die
Architektur dieses „Eurotrio“ einge-
bunden, was vorhandenen Initiativen
eine größere Schubkraft vermitteln
könnte und bilaterales Schubladen-
denken überwinden hilft.
Vor allem sollte das französische Engage-
ment stärker werden. Frankreich ist 
im Weimarer Dreieck immer noch der
am wenigsten engagierte Partner, dies
führte und führt gerade auf polnischer
Seite zu Frustrationen (nolens volens
zu größerer polnischer Hinwendung zu
Deutschland). Ein stärkeres französi-
sches Engagement ist vonnöten, wenn
nicht das Dreieck eine bloße „2 plus
1“-Formel werden soll, in der Polen
und Deutsche die Franzosen als „Alibi-
partner“ mitziehen. Dies kann in nie-
mandes Interesse liegen, auch nicht im
Interesse der deutsch-französischen Zu-
sammenarbeit.
Auch das Polenbild der Deutschen
muss verbessert werden, da sich dieses
seit 1992 gegenüber den 80er-Jahren
eher verschlechtert hat. In diesem Pro-
zess der zivilgesellschaftlichen Kom-
munikation könnten die neuen Bun-
desländer ihre „Mittellage“ effektiver
wahrnehmen, da die Erblasten einer
unaufgearbeiteten gemeinsamen Ver-
gangenheit aus der Zeit der DDR in 
der Tiefenstruktur der Wahrnehmung
noch nachwirken. Daher sollte das
„Weimarer Dreieck“ mehr als ein Ins-
trument der Diplomatie sein und stär-
ker in den Zivilgesellschaften der drei
Länder verankert werden. Dazu zählen
auch „regionale Substrukturen“ in den
einzelnen Bundesländern oder Ge-
meinden (trilaterale Städtepartner-
schaften16) sowie Austauschprogram-
me an der „Basis“. Maßstab wären die
positiven Erfahrungen des trilateralen
Jugendaustausches, aber auch von tri-
lateralen Künstlertreffen.17 Sie können
helfen, notwendige und konkrete, das
heißt für die Bürger nachvollziehba-
re kulturelle Erfahrungen zu fördern,
ohne die „europäische Identität“ ein
Schlagwort bleibt. Gerade die neu-
en Bundesländer mit ihrem deutsch-
französischen Nachholbedarf, aber 
mit ihren spezifischen Affinitäten zu
Frankreich und zu Polen könnten über
diese Trilaterale eigene, wegweisen-
de Initiativen ergreifen.18 Länder wie
Sachsen oder Brandenburg mit ihren
vielfältigen historischen Bezügen zu
Polen und zu Frankreich hatten bisher
kaum Anstrengungen unternommen,
ihre historische Trilaterale im Zeichen
des „Weimarer Dreiecks“ neu zu be-
werten.19 Dies könnte sich in der
Zukunft ändern, denn im Juni 2000
versammelten sich in Krakau die Re-
gionenvertreter der Weimarer Dreieck-
Staaten und beschlossen eine enge-
re Kooperation auf der Ebene der 
deutschen Bundesländer, der französi-
schen Regionen und der polnischen
Wojewodstwa, um eine interregiona-
le Zusammenarbeit zu beschließen. Es
bleibt abzuwarten, ob dieser Beschluss
mit ähnlicher Intensität verfolgt wird
wie die erwähnte Gründung eines ge-
meinsamen Kulturhauses in Warschau.
Wenn diese und andere Voraussetzun-
gen beachtet werden, kann der „Wei-
marer Bogen“ (Krzystof Skubiszewski)
im Kontext der anstehenden EU-Ost-
erweiterung Zukunft haben.20 Über-
haupt könnte er seine Labor-, Wäch-
ter- und Mittlerfunktion erst nach
vollzogener Erweiterung voll entfalten,
denn dann wird Polen die Hürden der
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Mitgliedschaft in den westlichen Inte-
grationsstrukturen konkret überwun-
den haben. Das Dreieck kann dann
fortbestehende Ost-West-Gefälle in der
EU ausgleichen helfen und innerhalb
des Beziehungsgeflechts der Staaten
Mittel- und Osteuropas Mittlerfunktio-
nen übernehmen, sofern die Trilaterale
eine „offene“ Kooperation betreibt. Er-
folg macht zwar Neider, treibt aber
auch zum Mitmachen an; dies illus-
trierte schon die alte EWG mit der
Achse Bonn-Paris.
Ungeachtet seiner bisherigen Realisie-
rungen, die die Befürworter des Drei-
ecks alles andere als zufrieden stellen,
und ungeachtet des immer noch ge-
ringen französischen Engagements in
diesem Dreieck, bot und bietet es sich
als Versuchsfeld und Relaisstation 
der EU-Osterweiterung und gesamteu-
ropäischer Sicherheitspolitik in Euro-
pa an: Entwicklungen, Probleme, Span-
nungen, Verwerfungen, aber auch
Chancen der Erweiterung können im
Dreieck antizipiert werden. Das „Wei-
marer Dreieck“ plus NATO macht sein
europäisches Hinterland nicht nur si-
cher, sondern auch stark, macht seine
Glacisrolle ungefährlich. Jede größere
Veränderung dieser Konstellation muss
es sehr vorsichtig vornehmen. Und
wenn – andererseits – das große Russ-
land einmal wieder Kraft gesammelt
hat, wird es eine Irritation auf Polen
ausüben – was es im Übrigen mit sei-
ner trilateralen Offerte an Paris und
Berlin schon getan hat. Ob Polen dann
standhaft oder übermütig oder eine
nützliche Relaisstation für eine westli-
che Politik ist, die auf Sicherheit und
gleichzeitig Ausgleich gegenüber Russ-
land eingestellt ist – darüber zu wa-
chen, dazu bedarf es wohl auch einer
gemeinsamen deutsch-französischen
Politik, die ihrerseits einen Ausgleich
mit Polen und mit Russland suchen
muss.
Schließlich sei noch eine Herausforde-
rung genannt, die niemand besser for-
mulierte als der exzellente Frankreich-
und Mitteleuropa-Kenner Ernst Wei-
senfeld: „Wenn es gelingt, die Proble-
me Mittel- und Osteuropas zu einem
gemeinsamen, möglichst zum soli-
darischen Anliegen beider Länder
(Deutschlands und Frankreichs, I.K.)
zu machen, dann werden viele Proble-
me und Missverständnisse vermieden,
die zwischen Deutschen und Franzo-
sen im Laufe der Geschichte entstan-
den sind – für die einen aus ihrer Mit-
tellage, für die anderen aus der Lage
am Rande des Kontinents, dessen Ord-
nung sie immer mitgestalten woll-
ten.“21
Dies aber setzt mit gleich bleibender
Gültigkeit voraus, dass Franzosen und
Deutsche sich dieser Problematik be-
wusst bleiben und sich in der Partner-
schaft mit den mittel- und osteuropäi-
schen Nachbarn immer wieder um
einen Konsens bemühen, der diese
Partner auch einschließt. Wie wichtig
diese Erkenntnis ist, zeigten die Ver-
handlungen über die Osterweiterung
der EU. Die in diesem Kontext auf dem
EU-Gipfel von Nizza im Dezember
2000 deutlich gewordene Erlahmung
der deutsch-französischen Schwung-
achse, die mangelnde deutsch-fran-
zösische Koordinierung in diesen 
Verhandlungen, die Enttäuschung der
Polen über die französische Position
und Verhandlungsführung, die osten-
tative Stützung der polnischen Posi-
tion durch Berlin gegen Paris, zeig-
ten einmal mehr, wie sehr die 
deutsch-französischen Beziehungen
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heute durch die Trilateralisierung und
Multilateralisierung ihres eigenen Be-
ziehungsgeflechts, hier in nuce am 
Beispiel Polen, und durch die Ver-
schiebung der politischen Gewichte in
Europa komplexer und auch empfind-
licher geworden sind.22
Im Zentrum der Erweiterungsverhand-
lungen steht Polen als das größte mit-
teleuropäische Kandidatenland. Das
hat Rückwirkungen auf das deutsch-
französische Verhältnis, und das hat
Folgendes deutlich gemacht:
Wer sich mit den deutsch-franzö-
sischen Beziehungen befasst und das
in ihnen stets wirksame gemeinsame
Dritte, nämlich Europa, erkennt, muss
zwar kein Polonist werden, aber an
Polen bzw. an Mittel- und Osteuropa
kommt er nicht vorbei. Und das ist 
gut so!
Anmerkungen
* Vortrag auf dem Internationalen Sympo-
sium „1989/1999 – Fremde Welten in
Mitteleuropa“ am 17./18. Dezember 1999
an der TU Dresden. Veranstalter: Kultur-
wissenschaftliches Mitteleuropazentrum
an der TU Dresden. Die Beiträge erschei-
nen im Tagungsband: Walter Schmitz 
u.a. (Hrsg.): Fremde Welten in Mitteleu-
ropa, Thelem, Dresden 2001, im Druck.
Für die Drucklegung wurde der Text ak-
tualisiert (Stand Dezember 2000), der Vor-
tragscharakter gewahrt.
1 Die Internationale Organisation der Fran-
kophonie (OIF) mit Sitz in Paris zählt 49
Staaten und Regierungen als ordentliche
Mitglieder, zwei Staaten mit dem Status
des assoziierten Mitglieds und vier Staa-
ten mit Beobachterstatus (Polen, Litauen,
Republik Tschechien und Slowenien). Ihr
Generalsekretär ist der ehemalige UN-
Generalsekretär Boutros Boutros Ghali.
www.francophonie.org.
2 Publikationen zum „Weimarer Dreieck“
siehe Literaturhinweise am Ende dieses
Beitrags. Aktuelle Zusammenfassung über
dieses „Eurotrio“ siehe Exkurs bei Wich-
ard Woyke: Deutsch-französische Be-
ziehungen seit der Wiedervereinigung.
Das Tandem fasst wieder Tritt. Leske + Bu-
drich, Opladen 2000, S.81–89.
3 Siehe den zusammenfassenden Exkurs 
bei W.Woyke: Deutsch-französische Be-
ziehungen seit der Wiedervereinigung,
a.a.O., S.90.
4 Vgl. Ingo Kolboom: Von der Elbe an die
Loire. Betrachtung eines alten und neu-
en deutsch-französischen Verhältnisses,
in: Wissenschaftliche Zeitschrift der Tech-
nischen Universität Dresden, Nr.5, 1995,
S.19–25; ders.: Dreiecksbeziehungen
(Sachsen-Frankreich-Polen), in: Dresdner
Neueste Nachrichten, 12.06.1997.
5 Mit Blick auf diese historische Dreiecks-
beziehung fand übrigens das zweite Gip-
feltreffen des „Weimarer Dreiecks“ auf
Ebene der Staats- und Regierungschefs im
Mai 1999 im lothringischen Nancy statt.
In der historischen Residenz des ent-
thronten König Stanislas empfing Staats-
präsident Chirac seine deutschen und
polnischen Gäste auf dem symbolträch-
tigen Platz Stanislas. Siehe „Kosovo-Krise
Hauptthema beim Weimarer Dreieck“, in:
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 8.5.1999,
S.7.
6 Krzystof Skubiszewski, Rede in der Pariser
Sorbonne am 18.1.1993: „La coopération
franco-allemande – un modèle pour la
Pologne et l’Europe centrale“, in: Docu-
ments, Revue des questions allemandes,
Nr.1. 1993, S.8–12.
7 Siehe Julius W.Friend: The Linchpin.
French-German Relations 1950–1990.
The Washington Papers, New York/Lon-
don 1991.
8 Zitiert in „Frankreich zur Zeit“, Saarlän-
discher Rundfunk, SR 2, 25.1.1992.
9 Józef Mackiewicz: Der so genannte Osten
Europas (1957), in: Marek Klecel (Hrsg.):
Polen zwischen Ost und West. Polnische
Essays des 20.Jahrhunderts. Polnische 
Bibliothek Suhrkamp, Frankfurt/Main 2
1997, S.150–166, S.151.
10 Deutsch-französische Gespräche des Saar-
ländischen Rundfunks und von France
Culture 1991, SR, Mitschnitt.
62 Ingo Kolboom
11 Ebenda.
12 Rede vor der Technischen Universität
Dresden, Institut für Politikwissenschaft,
11.1.1995.
13 Eine CBOS-Studie über die Einstellung 
der Polen zu anderen Nationalitäten re-
sümiert: „Das Stereotyp des Deutschen als
das des ewigen Feindes der Polen ist über-
wunden.“ A.R.: Steigende Sympathien für
die Deutschen, in: Dialog. Deutsch-pol-
nisches Magazin, Nr.2, Oktober 1996, 
S.56-57.
14 Dabei ist auch eine „innere“ deutsch-pol-
nische Dimension nicht zu unterschät-
zen: Abgesehen von der bekannten Tat-
sache der deutschen Minderheit in Polen
rufen wir in Erinnerung, dass zwischen
ein und zwei Millionen Polen heute in
Deutschland leben. Siehe FAZ, 12.12.
1996. Die Zahl der in Deutschland le-
benden Franzosen dagegen ist verschwin-
dend gering (ca. 50–80.000).
15 Siehe auch die vorläufige Bilanz bei
Valérie Guérin-Sendelbach/Jacek Rulkows-
ki: Frankreich, Deutschland und Polen.
Ein neues Gespann – Eine Herausforde-
rung an die Zukunft, in: CIRAC-DFI-
DGAP-IFRI (Hrsg.): Handeln für Europa.
Deutsch-französische Zusammenarbeit in
einer veränderten Welt. Leske + Budrich,
Opladen 1995, S.138–157.
16 Dies praktiziert mit Erfolg das branden-
burgische Kyritz, verbunden mit dem pol-
nischen Walcz (Deutsch Krone) und dem
nordfranzösischen Bailleul (über die west-
fälische Partnerstadt Werne). Darin übri-
gens eingebunden auch die englische Ge-
meinde St. Annes.
17 Polen ist das wichtigste Land bei den tri-
lateralen Programmen des Deutsch-Fran-
zösischen Jugendwerkes (DFJW): Von
1990 bis 1996 wuchs die Zahl der Pro-
gramme mit Polen von 5 auf 102 mit 895
polnischen Teilnehmern (1991: 16; 1992:
34; 1993: 66; 1994: 71; 1995: 82 mit 759
polnischen Teilnehmern). Ein Höhepunkt
war das trilaterale Seminar „Die Zukunft
der Freiheit in Europa“ des DFJW und 
des Deutsch-Polnischen Jugendwerkes
(DPJW) am 21.9.1995 auf dem Hamba-
cher Schloss. Siehe auch Rudolf Herr-
mann: Die europäische Ausstrahlung des
deutsch-französischen Beispiels – Erfah-
rungen des DFJW, in: I. Kolboom/E. Wei-
senfeld, Frankreich in Europa, a.a.O., 
S.59–66.
18 Siehe I. Kolboom: Frankreichs „Ferner
Osten“ oder: Was ist „französisch“ in den
neuen Bundesländern?, in: Dokumente.
Zeitschrift für den deutsch-französischen
Dialog, Nr.1, 2000, S.7–17.
19 Siehe I. Kolboom: Dreiecksbeziehungen
(Frankreich-Sachsen-Polen), in: Dresdner
Neueste Nachrichten, 12.06.1997.
20 Siehe Michael Ludwig: Weimarer Dreieck
soll in einer größeren EU weiter bestehen.
Auch Frankreich für schnelle Westinte-
gration Polens, in: FAZ, 21.12.1996, so-
wie Krzystof Skubiszewski: Die Vollen-
dung der Idee Schumans durch die
Osterweiterung der Europäischen Union,
in: Alexander von Humboldt Stiftung-
Mitteilungen, Nr.76, Dez. 2000, S.15–20.
21 Ernst Weisenfeld: Frankreich und Mit-
teleuropa – Der Plan für einen Euro-
päischen Stabilitätspakt, in: I. Kolboom/
E. Weisenfeld, Frankreich in Europa.
Bonn 1993, S.167–179, S.178. Vgl. ders.:
Geschichte Frankreichs seit 1945. Von de
Gaulle bis zur Gegenwart. Beck, München
1997. E. Weisenfeld danke ich für die kri-
tische Durchsicht meines Textes.
22 Siehe Jean-Pierre Froehly: Deutsch-fran-
zösische Geopolitik: Sicherheit, Grenzen
und Diplomatie im erweiterten Euro-
pa, in: Dokumente. Zeitschrift für den
deutsch-französischen Dialog (Bonn),
Nr.4, August 2000, S.287–291; Peter Hort:
Die alten Bindungen lockern sich, in:
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 13.12.
2000, S.16; Michaela Wiegel: Versprechen
gehalten, Vertrauen gebrochen, in: Frank-
furter Allgemeine Zeitung, 13.12.2000, 
S.2.
Literaturhinweise:
Baas, Norbert: Das Weimarer Dreieck. Von
regionaler Kooperation zu europäischer In-
tegration, in: Internationale Politik (Berlin),
Nr.11, 1999, 54. Jahr, S.41–46.
Deklaration von Malopolska: Die Regio-
nenvertreter der Weimarer Dreieck-Staaten,
versammelt am 7. Juni 2000 in Krakau,
Drucksache (Juni 2000).
Deutschland und seine östlichen Nach-
barn. Die ostmitteleuropäischen Völker und
Deutschland zwischen nationaler Selbstfin-
dung und europäischer Integration. Etters-
burger Gespräche in Schloss Großkochberg
am 9. und 10.10.1992. Thüringer Ministeri-
um für Bundes- und Europaangelegenhei-
ten, Weimar 1993.
63Polen: eine deutsch-französische Annäherung in Mitteleuropa
Dossier: „Weimarer Dreieck“ in drei Spra-
chen, mit Beiträgen von Adam Krzeminski,
Ingo Kolboom, Rainer Riemenschneider, 
Daniel Vernet und Rudolf Herrmann. Zuta-
ten eines politischen Rezepts, in: Dialog.
Deutsch-Polnisches Magazin (Berlin), Nr.2,
Oktober 1998, 12. Jahrgang, S.59–74.
Dossier: „Nachbarn an Oder und Neiße: Zu
Chancen und Barrieren deutsch-polnischer
Zusammenarbeit an der Grenze“, in: epd-
Dokumentation. Evangelischer Pressedienst,
Nr.10, 27. Februar 1995.
Eisenmann, Peter/Bernd Rill (Hrsg.): Po-
lens Rückkehr nach Europa. Reihe Zeitge-
schehen-Analyse und Diskussion, 6, Hanns-
Seidel-Stiftung, Pustet, Regensburg 1993.
Friend, Julius: The Linchpin. French-Ger-
man Relations 1950–1990. The Washington
Papers, New York/London 1991.
Guérin-Sendelbach, Valérie: Das deutsch-
französische Bündnis und der dritte Partner.
Ein Dreieck Paris-Bonn-Warschau?, in: I. Kol-
boom/W. Weisenfeld (Hrsg.): Frankreich in
Europa. Ein deutsch-französischer Rund-
blick. Forschungsinstitut der DGAP, Europa
Union Verlag, Bonn 1993, S.187–201.
Guérin-Sendelbach, Valérie/Jacek Rulkow-
ski: Frankreich, Deutschland und Polen. Ein
neues Gespann – Eine Herausforderung an
die Zukunft, in: Handeln für Europa.
Deutsch-französische Zusammenarbeit in 
einer veränderten Welt. Leske + Budrich, Op-
laden 1995, S.138–157.
Haus der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland (Hrsg.): Annäherungen – 
Zblizenia. Deutsche und Polen 1945–1995.
Droste, Düsseldorf 1996.
Kühnhardt, Ludger/Henri Ménudier/
Janusz Reiter: Vielfältige Aufgaben für das
„Weimarer Dreieck“. Die französisch-
deutsch-polnischen Beziehungen als ein 
Motor der europäischen Integration, in:
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 29. August
2000, S.11.
Kolboom, Ingo: France, Allemagne, Polog-
ne: un triangle pour l’Europe?, in: Revue 
d’Allemagne (Strassburg), im Druck.
Kolboom, Ingo: Deutschland-Frankreich-
Polen. Lust oder Frust zu Dritt?, in: Doku-
mente. Zeitschrift für den deutsch-franzö-
sischen Dialog (Bonn), Nr.2, Februar 1997,
S.21–29.
Kolboom, Ingo: Das Gespräch zu dritt als
europäische Methode. Deutschland, Frank-
reich und Polen müssen ihr Verhältnis ge-
meinsam neu gestalten, in: Der Tagesspiegel
(Berlin), 19. Februar 1992, S.5.
Kolboom, Ingo: Der Blick nach Osten. Von
der französischen „Détente“ und der deut-
schen „Ostpolitik“ zu einer gemeinsamen
Öffnung nach Osten? In: A. Brigot/P. Schmid/
W. Schütze (Hrsg.): Sicherheits- und Ostpo-
litik: Deutsch-französische Perspektiven. No-
mos, Baden-Baden 1989, S.115–144.
Lefringhausen, Klaus: Brücken aus Grenz-
pfählen, in: Deutsches Allgemeines Sonn-
tagsblatt, Nr. 48, 29.11.1991, S.22.
Ludwig, Michael: Weimarer Dreieck soll in
einer größeren EU weiter bestehen. Auch
Frankreich für schnelle Westintegration 
Polens, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung,
21.12.1996.
Ludwig, Michael: Polen und die deutsche
Frage. Mit einer Dokumentation zum
deutsch-polnischen Vertrag vom 17. Juni
1991. Forschungsinstitut der Deutschen Ge-
sellschaft für Auswärtige Politik, Arbeits-
papiere zur Internationalen Politik 60, 2.
erw. Aufl., Europa Union Verlag, Bonn 1991.
Polen und Sachsen. Zwischen Nähe und
Distanz. Dresdner Hefte. Beiträge zur Kul-
turgeschichte, Nr.50, 2/1997.
Sauder, Axel: Trilaterale sicherheitspoliti-
sche Zusammenarbeit: Polen, Frankreich
und die Bundesrepublik Deutschland, in:
Dokumente. Zeitschrift für den deutsch-
französischen Dialog (Bonn), Nr.4, 1994, 
S.471–478.
Schilling, Jürgen: Eine Hand für Frankreich
– ein Ohr für Polen, in: Liberal, Nr.3, August
1988, S.69–74.
Skubiszewski, Krzystof: Die Vollendung der
Idee Schumans durch die Osterweiterung
der Europäischen Union, in: Alexander von
Humboldt Stiftung-Mitteilungen, Nr.76,
Dez. 2000, S.15–20.
Skubiszewski, Krzystof: La coopération
franco-allemande – un modèle pour la Po-
logne et l’Europe centrale (Rede in der Pa-
riser Sorbonne am 18.1.1993), in: Docu-
ments. Revue des questions allemandes
(Paris), Nr.1, 1993, S.8–12.
Tymoski, Michal: Une histoire de la Po-
logne. Les Editions Noir sur Blanc/La Librai-
rie polonaise, Montricher (Schweiz) 1993.
Weisenfeld, Ernst: Frankreich und Mittel-
europa – Der Plan für einen Europäischen
Stabilitätspakt, in: I. Kolboom/E. Weisenfeld,
Frankreich in Europa, a.a.O., S.167–179.
Wojna, Ryszard: Deutschland-Frankreich
und die neuen Horizonte Polens, in: Doku-
mente. Zeitschrift für den deutsch-franzö-
sischen Dialog (Bonn), Nr.4, August 1990, 
S.307–312.
Woyke, Wichard: Deutsch-französische Be-
ziehungen seit der Wiedervereinigung. Das
Tandem fasst wieder Tritt. Leske + Budrich,
Opladen 2000, S.81–89.
Politische Studien, Heft 376, 52. Jahrgang, März/April 2001
Die Wirtschaftsbeziehungen sind ein
zentrales Element des deutsch-franzö-
sischen Verhältnisses nach 1945. Beide
Länder bilden auf Grund ihrer Wirt-
schaftskraft nicht nur den Kern der eu-
ropäischen Wirtschaft, der weitgehend
Tempo, Erfolg oder Misserfolg der In-
tegration bestimmt. Sie gelten auch als
Beispiel eines besonders eng verfloch-
tenen Raumes innerhalb der Euro-
päischen Union, der künftige Entwick-
lungen des europäischen Einigungs-
prozesses exemplarisch vorwegnimmt.
Seit der Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft 1957 hat sich
eine überaus enge Handels- und In-
vestitionsverflechtung zwischen bei-
den Ländern herausgebildet. Die dar-
aus resultierende hohe wechselseitige
Abhängigkeit hat sich mit dem euro-
päischen Binnenmarkt und der Wirt-
schafts- und Währungsunion noch
vertieft. So sind beide Länder fürein-
ander der jeweils wichtigste Handels-
partner. Frankreich ist mit jeweils etwa
11% an den deutschen Im- und Ex-
porten beteiligt. Noch stärker ist
Deutschlands Gewicht an den franzö-
sischen Exporten (15,5%) und Impor-
ten (17,0%; alle Zahlen für 1999).
Wenngleich die Investitionsverflech-
tung nicht dieselbe Intensität erreicht
hat, sind auch hier die Zahlen beein-
druckend: Deutsche Firmen repräsen-
tieren 12,7% aller kumulierten Bestän-
de ausländischer Direktinvestitionen
in Frankreich; bei den ausländischen
Direktinvestitionen in Deutschland
hält Frankreich 7,6% (Zahlen für
1998). An die 2.000 deutsche Firmen
sind in Frankreich präsent, fast ebenso
viele französische Firmen in Deutsch-
land. Die überaus erfolgreichen Bei-
spiele der industriellen Kooperation in
der Rüstungsindustrie, der Luft- und
Raumfahrtindustrie und anderen Sek-
toren vervollständigen das Bild.
In den Wirtschaftsbeziehungen sind
Berlin und Paris Partner und Konkur-
renten zugleich. Ihre Unternehmen
sind Wettbewerber auf den weltweiten
Märkten, ihre Standorte konkurrieren
um Investoren, ihre Regierungen ver-
folgen nationale, nicht immer gleich-
gerichtete Konzeptionen und Inte-
ressen. Zugleich aber profitieren ihre
Unternehmen und ihre Menschen von
den engen Austauschbeziehungen, ar-
beiten beide Regierungen gemeinsam
am Standort Europa – in dem Bewusst-
Wirtschafts- und 
Sozialpolitik –
Potenzial deutsch-französischer
Gemeinsamkeiten
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sein, dass kleingeistiger nationaler Ego-
ismus alle Beteiligten zum Verlierer
machen würde.
Denn auch die wirtschaftspolitische
Zusammenarbeit ist ein wesentliches
Element der Wirtschaftsbeziehungen.
Gerade sie hat sich indessen wieder-
holt als Stolperstein für die deutsch-
französische Zusammenarbeit erwie-
sen. Zu unterschiedlich waren die
grundlegenden Konzepte und Inte-
ressenpositionen dies- und jenseits 
des Rheins. Dennoch haben Frank-
reich und Deutschland mehrfach auch
in kritischen Situationen ihre Fähig-
keit zum Ausgleich unterschiedlicher
Standpunkte bewiesen: Sie haben kurz-
fristige Eigeninteressen dem gemein-
samen Ziel untergeordnet und kons-
truktive Kompromisse formuliert, die
Europa vorangebracht haben. Die ge-
meinsame Arbeit im Rahmen der eu-
ropäischen Integration hat auch das
Potenzial an Gemeinsamkeiten deut-
lich erhöht. 
1. Spaltpilz Wirtschaftspolitik?
Mehr als einmal sind die wirtschafts-
und sozialpolitischen Grundorientie-
rungen dies- und jenseits des Rheins
im Verlauf der vergangenen Jahrzehn-
te aufeinander geprallt. Denn beide
Länder standen lange Zeit für zwei un-
terschiedliche, ja gegensätzliche ord-
nungspolitische Modelle in Europa.
Frankreich, das sich nach 1945 in ei-
nem außerordentlichen Kraftakt aus
seiner rückständigen industriellen Ent-
wicklung befreien und seine Moder-
nisierung wesentlich mit staatlichen
Impulsen vorantreiben konnte, setzte
auch in Europa auf staatliche Wirt-
schaftssteuerung. Die Bundesrepublik,
deren wirtschaftlicher Aufstieg im We-
sentlichen dem Leitbild der Sozialen
Marktwirtschaft Ludwig Erhards ver-
pflichtet war, trat demgegenüber für
eine liberale Wirtschaftsordnung der
EU ein.1
Damit war der Weg der europäischen
Integration gepflastert mit deutsch-
französischen Kontroversen über die
Ausgestaltung der Zoll-, Wirtschafts-
und Währungsunion. Erinnert sei an
die Auseinandersetzungen in der Au-
ßenhandelspolitik seit den 1960er Jah-
ren, wo dem deutschen Verlangen
nach Freihandel eine französische Po-
sition gegenüberstand, die bis heute in
Einzelfällen eine „EU-Präferenz“ für le-
gitim hält und bei den letzten GATT-
Verhandlungen 1993 zäh um Ausnah-
meregelungen für die Landwirtschaft
und die Filmindustrie kämpfte. Auch
die wiederholte, vor allem in den
1980er Jahren vorgetragene französi-
sche Forderung nach einer gemeinsa-
men EU-Industriepolitik stieß sich am
deutschen Misstrauen gegenüber jeg-
licher staatlicher Strukturlenkung nach
französischem Vorbild. Zwar erreichte
Frankreich, dass im Maastricht-Vertrag
die Industriepolitik in den Kreis der
Gemeinschaftspolitiken aufgenommen
wurde, aber Deutschland setzte durch,
dass in dieser Frage Entscheidungen
nur einstimmig zu Stande kommen.
Generell stießen sich die französischen
Versuche, die Europäische Union zu ei-
nem eigenständigen wirtschaftspoli-
tischen Akteur zu machen, an der
Zurückhaltung, ja Ablehnung auf deut-
scher Seite.
Schließlich verfolgten beide Länder
unterschiedliche Strategien bezüglich
der europäischen Währungsunion.
Während Frankreich sich schon immer
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für eine schnelle Einführung der 
Währungseinheit aussprach, plädierte
Deutschland dafür, zunächst die wirt-
schaftlichen Voraussetzungen durch
Konvergenz der ökonomischen Grund-
daten (Inflation, Verschuldung usw.)
zu schaffen. Auch nachdem sich die
deutsche Position weitgehend durch-
gesetzt hatte und früher kontroverse
Fragen wie die Unabhängigkeit der No-
tenbank oder der Vorrang der Stabi-
litätspolitik von Frankreich längst ak-
zeptiert wurden, kehrte keine Ruhe
ein. Dem deutschen Verlangen nach
unbedingter Haushaltsstabilität und
nach der Verabschiedung eines „Stabi-
litätspaktes“ stand die französische Po-
sition entgegen, die eine einseitige
Orientierung auf die Stabilität ablehn-
te und der Wirtschaft Spielräume für
Wachstum und Beschäftigung lassen
wollte. Die französische Forderung
schließlich, der Europäischen Zentral-
bank (EZB) eine Art „europäischer
Wirtschaftsregierung“ in Gestalt der
Finanzminister der Euro-Staaten ge-
genüberzustellen, wurde in Deutsch-
land als Versuch gewertet, die im
Maastricht-Vertrag festgeschriebene
Unabhängigkeit der EZB zu unter-
laufen.2
Diese Beispiele ließen sich beliebig
verlängern. Sie verweisen darauf, dass
im Verlauf der jüngeren EU-Integra-
tion zahlreiche Reibungsflächen exis-
tiert haben, die zudem häufig emotio-
nal aufgeladen und zu Prestigefragen
zwischen beiden Ländern hochstilisiert
worden sind. Dies hat manche Beob-
achter hier zu Lande zu der Über-
zeugung geführt, dass es geradezu fahr-
lässig sei, eine Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion auf die Partnerschaft mit
Frankreich zu bauen. „Deutschland
und Frankreich“, so begründete der
„Spiegel“-Herausgeber Rudolf Augstein
seine ablehnende Haltung zur Wäh-
rungsunion, „haben kein gemeinsames
Wirtschafts- und Sozialdenken. Sie
werden es auch im Jahre 2010 nicht
haben.“3
2. Wachsende 
Gemeinsamkeiten
Aber ein solch statischer Blick auf
deutsch-französische Interessen- oder
Positionsunterschiede führt in die Irre,
weil er die Dynamik des Integrations-
prozesses nicht zur Kenntnis nimmt.
Beide Volkswirtschaften haben sich
nach 40 Jahren gemeinsamer Wirt-
schaftsintegration einander ange-
glichen, und auch die wirtschaftspo-
litischen Orientierungen haben sich
unter dem Einfluss der gemeinsamen
Arbeit in der Europäischen Union – oft
mühsam und nicht ohne Auseinan-
dersetzungen, aber dennoch unver-
kennbar – angenähert.
So schienen noch vor zwanzig Jahren
Welten zu liegen zwischen der franzö-
sischen Inflationswirtschaft (1981 hat-
te Frankreich eine Inflationsrate von
15% und lag damit mit Italien an der
„Spitze“ der EU!) und der deutschen
Stabilitätsorientierung, zwischen dem
zentralstaatlichen Dirigismus à la
française und der deutschen markt-
wirtschaftlichen Ausrichtung (die frei-
lich im Diskurs immer lupenreiner war
als in der Praxis), zwischen dem fran-
zösischen Wunsch nach wenn nicht
nationaler, so doch europäischer Ab-
schottung und dem deutschen Ver-
langen nach weltweitem Freihandel.
Heute verfolgen beide Staaten einen
nachhaltigen Stabilitätskurs, der den
Euro erst möglich gemacht hat, und
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haben auch auf anderen Feldern ihre
Positionen deutlich angenähert.
Ein wesentlicher Grund liegt in der
grundlegenden Neuorientierung der
französischen Wirtschaftspolitik, die
seit der Kehrtwende 1983 schrittweise
vollzogen worden ist:
 makroökonomisch und währungs-
politisch die Orientierung auf (in-
nere und äußere) Geldwertstabilität,
 außenwirtschaftspolitisch eine posi-
tivere Haltung zur Europäisierung
und Internationalisierung der Wirt-
schaft,
 ordnungspolitisch der Abbau staat-
licher Interventionen und die Hin-
wendung zu stärker marktwirtschaft-
lichen Strukturen,
 die Öffnung bisher regulierter Sek-
toren im Zuge der Durchsetzung des
EU-Binnenmarktes,
 die schrittweise Privatisierung des
bis dahin umfangreichen öffent-
lichen Unternehmenssektors in In-
dustrie, Banken und Versicherun-
gen,
 industriepolitisch die stärkere Beto-
nung horizontaler, die unternehme-
rischen Rahmenbedingungen stär-
kenden Maßnahmen.4
Damit hat sich in unserem Nachbar-
land in den vergangenen 15 Jahren
eine stille, wenngleich unvollendete
ökonomische Revolution vollzogen;
der Staatskapitalismus à la française
hat einer Wirtschaft Platz gemacht, 
die marktwirtschaftlicher, weltoffener
und dynamischer geworden ist.5 Diese
Veränderungen haben verschiedene
Ursachen6; unverkennbar aber ist, dass
die europäische Integration ihnen ent-
scheidende Impulse gegeben hat. So 
ist die Kehrtwende der französischen
Wirtschaftspolitik 1983 nicht ohne die
Anpassungszwänge denkbar, die vom
Europäischen Währungssystem aus-
gingen. Das umfangreiche, weitgehend
liberale Regelwerk im Zuge der Ver-
wirklichung des Europäischen Binnen-
marktes hat seinerseits eine Reihe von
Deregulierungen und Liberalisierungen
ausgelöst. Schließlich haben auch der
Vertrag von Maastricht und die da-
nach vereinbarten Regeln zur Verwirk-
lichung der Währungsunion ihre Wir-
kung getan. Dabei hatte die Bundesre-
publik einen maßgeblichen Anteil an
den diesbezüglichen Verhandlungen
und Auseinandersetzungen mit Frank-
reich.
Das heißt: Alte Divergenzen sind
durch die Kraft der Wirtschaftsver-
flechtung und durch geduldige ge-
meinsame Arbeit, durch die Fähigkeit
der Regierungen zum produktiven
Umgang mit Divergenzen abgeschlif-
fen worden, auch wenn sie natürlich
nicht völlig verschwunden sind. Darin
liegt übrigens auch die eigentliche his-
torische Leistung der deutsch-fran-
zösischen Zusammenarbeit seit den
1960er Jahren: Nicht in einer mysti-
schen präetablierten Harmonie, son-
dern in der Fähigkeit, unterschiedliche
Standpunkte und Interessenspositionen
zusammenzuführen und damit Wege
für tragfähige europäische Lösungen
zu bieten.7 Dass um solche Lösungen
oft hart gerungen werden musste, wie
das Beispiel der Währungsunion ein-
dringlich zeigt, unterstreicht nur den
Wert der gefundenen Vereinbarungen.
Dabei ergab sich häufig ein fruchtbarer
Spannungsbogen zwischen der franzö-
sischen Position, die auf notwendige
gemeinsame Politiken und europa-
weite Regelungen verwies und dabei 
– häufig als erste – offene Kernprobleme
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der künftigen EU-Entwicklung thema-
tisierte, und der deutschen Haltung,
die nach anfänglichem Zögern ihre
eigenen Erfahrungen und ihre Ord-
nungsvorstellungen in die Gestaltung
beschlossener Maßnahmen bzw. In-
strumente einzubringen vermochte.
3. Neue Herausforderungen 
und Handlungsfelder
Europas Wirtschaft steht vor einem er-
heblichen Anpassungsdruck, der von
der Globalisierung ausgeht und der die
tradierten Wirtschafts- und Sozial-
systeme teilweise grundlegend in Frage
stellt. Unter welchen Bedingungen
und um den Preis welcher Verände-
rungen kann sich das (kontinental-)
europäische Wirtschafts- und Sozial-
modell behaupten? Welche Rolle
kommt in diesem Zusammenhang der
europäischen Ebene zu? Welche Re-
geln und Mindeststandards sind not-
wendig, um einen wirklichen euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialraum
entstehen zu lassen? Welche Standort-
politik für Europa ist notwendig, um
die Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Wirtschaft zu stärken? Fragen
über Fragen, die neben den zentralen
Feldern der Erweiterung und der insti-
tutionellen Reformen im Mittelpunkt
der gegenwärtigen EU-Diskussionen
stehen und die Antworten insbesonde-
re auch von Frankreich und Deutsch-
land verlangen.
Zunächst geht es darum, die Euro-
päische Währungsunion zu einem Er-
folg werden zu lassen. Hier stellen sich
neue Aufgaben der makroökonomi-
schen Steuerung, seit die Geldpolitik 
in die Kompetenz der unabhängigen
Europäischen Zentralbank übergegan-
gen ist. Vor allem Frankreich dringt
darauf, die Haushaltspolitik der am
Euro beteiligten Staaten besser zu ko-
ordinieren, um eine optimale Abstim-
mung zwischen Geld- und Fiskalpolitik
zu erreichen. Die französischen Re-
gierungen haben – zu Recht – darauf
verwiesen, dass eine solche Abstim-
mung notwendig ist, um den Spiel-
raum für ein stabiles Wachstum in
Europa zu vergrößern. Angestrebt wird
eine positive Rückkopplung zwischen
einer stabilitätsorientierten, die öffent-
lichen Defizite zurückschraubenden
Haushaltspolitik sowie einer dadurch
möglichen Geldpolitik niedriger Zin-
sen.8 Zwar hat sich vor allem Deutsch-
land gegen die von Frankreich vor-
geschlagene Formalisierung der wirt-
schaftspolitischen Kooperation in
Form einer „europäischen Wirtschafts-
regierung“ gesperrt; stattdessen ist ein
informeller Euro-Rat der Finanzminis-
ter eingerichtet worden. Dennoch
dürfte die Frage auch weiterhin auf der
Tagesordnung bleiben. Die französi-
schen Vorschläge sind in der Sache gut
begründet, und es dürfte im Lichte der
bisher gesammelten Erfahrungen mög-
lich sein, zu tragfähigen Lösungen zu
kommen.
Schwieriger gestaltet sich die Frage
nach der Gestaltung eines europäi-
schen Sozialraums. Vor allem die
Regierung Jospin drängt darauf, die
soziale Komponente der europäischen
Wirtschaftsintegration auszubauen.
Auf dem Gipfel von Amsterdam im
Juni 1997 erreichte sie, dass neben
dem von Deutschland durchgesetzten
Stabilitätspakt auch eine Entschlie-
ßung über „Wachstum und Beschäfti-
gung“ verabschiedet und ein Kapitel
über Beschäftigung in den EG-Vertrag
aufgenommen wurde. Auch der Lu-
Henrik Uterwedde
69
xemburger Beschäftigungsgipfel vom
Oktober 1997 und der dort beschlosse-
ne Mechanismus wechselseitiger Ab-
stimmung der Beschäftigung („Luxem-
burger Prozess“) geht auf eine fran-
zösische Forderung zurück. Seither 
hat Frankreich wiederholt Vorschläge
für weiter gehende Koordinierung der 
Beschäftigungs- und Sozialpolitik 
gemacht und während der franzö-
sischen Ratspräsidentschaft ein ehr-
geiziges Programm einer „sozialen
Agenda für Europa“ verfolgt. Es geht
ihr unter anderem um
 den Ausbau des „Luxemburger Pro-
zesses“, insbesondere durch die Auf-
nahme neuer, quantifizierter und
nachprüfbarer Zielsetzungen in die
beschäftigungspolitischen Leitlinien
der EU;
 neue Aktionen gegen soziale Aus-
grenzung und Gefährdung, vor al-
lem durch die Förderung lebenslan-
ger beruflicher Fortbildung;
 die Förderung eines europäischen
Wissens-, Bildungs- und Ausbil-
dungsraumes durch eine verbesserte
europaweite Mobilität für Studen-
ten, Professoren und Forscher;
 die Bekräftigung der wichtigen Rol-
le öffentlicher Dienstleistungen und
gemeinnütziger Unternehmensfor-
men für den sozialen Zusammen-
halt und die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Union;
 die Berücksichtigung der sozialen
Dimension bei der künftigen In-
tegration neuer Mitglieder in die
EU;
 schließlich die Beschlussfassung
über alte, seit Jahren überfällige
Richtlinien bezüglich eines euro-
päischen Unternehmensstatuts und
der Informations- und Mitbestim-
mungsregeln für Arbeitnehmer.9
Die deutsche Zurückhaltung gegen-
über diesem französischen Ansatz, der
auf europäische Reglementierung und
Harmonisierung setzt, beruht auf der
Tatsache sehr unterschiedlicher natio-
naler Systeme sozialer Sicherung und
sozialer Beziehungen, auf dem Sub-
sidiaritätsprinzip und der Furcht vor ei-
ner bürokratischen Reglementierung
„von oben“. Insofern treffen hier zwei
Vorstellungen einer europäischen So-
zialpolitik aufeinander, die auf unter-
schiedliche Erfahrungen beider Länder
zurückzuführen sind, z.B., was die Ta-
rifautonomie, die Sozialpartnerschaft
oder generell die Rolle der Verbände in
der Politik betrifft. Dennoch haben
sich auch hier Möglichkeiten für ge-
meinsames Handeln herausgestellt.
Beide Länder sind de facto für ein Sys-
tem der „sozialen Marktwirtschaft“, in
dem wirtschaftlicher Wettbewerb und
sozialer Ausgleich verbunden werden.
Ein solches europäisches Wirtschafts-
und Sozialmodell kann aber nicht per
Dekret verordnet werden, sondern nur
aus der politischen und vor allem so-
zialen Praxis heraus langsam wachsen. 
Gefragt ist ein differenziertes Vorge-
hen: In manchen Bereichen ist eine
politische Koordinierung oder auch die
Harmonisierung von Regelungen an-
gezeigt, wobei aber Raum für nationa-
le Besonderheiten bleiben muss. Dies
betrifft zum Beispiel soziale Mindest-
standards oder die auf dem Nizza-Gip-
fel vom Dezember 2000 gefundene Re-
gelung für ein europäisches Unter-
nehmensstatut. In anderen Feldern
muss im Gegenteil Raum für gewach-
sene regionale und nationale Struktu-
ren und Verfahren bleiben und kann
sich ein Wettbewerb der besten Lösun-
gen entfalten; Fragen wie die Tarifver-
tragsbeziehungen oder der Mitbestim-
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mung der Arbeitnehmer sind derart in
nationale Strukturen und Kulturen ein-
gebunden, dass jeder Versuch einer
„Harmonisierung“ scheitern müsste.
Dennoch sollten auch die vorhande-
nen Ansätze eines europäischen sozia-
len Dialogs weiter verfolgt werden; Er-
fahrungen wie die der europäischen
Betriebsräte in grenzüberschreitenden
Unternehmen sind wichtige Bausteine
für ein soziales Europa, das sich in ei-
ner vielfältigen Praxis erst langsam
herausbilden muss.
4. Eine Standortstrategie 
für Europa
Die übergreifende Herausforderung
liegt schließlich in einer Standortstra-
tegie für Europa, die die Wettbewerbs-
und Leistungsfähigkeit der europäi-
schen Wirtschaft im weltweiten Kon-
text sichert, aber auch den sozia-
len Zusammenhalt berücksichtigt und
schließlich die Vielfalt der in den Mit-
gliedstaaten gewachsenen sozialen
Strukturen respektiert. Auf diesem Feld
hat sich im vergangenen Jahrzehnt,
ungeachtet weiterhin wirksamer Un-
terschiede, ein breites Feld von Ge-
meinsamkeiten entwickelt, das bisher
nur unzureichend wahrgenommen
worden ist. Denn während in vielen
Köpfen noch die tradierten Gegensät-
ze zwischen einer Industriepolitik à 
la française und deutscher sozialer
Marktwirtschaft lebendig sind, haben
sich die Perspektiven deutlich ver-
schoben. Ein vom Deutsch-Franzö-
sischen Institut gemeinsam mit dem
Commissariat général du Plan ver-
fasster, gerade veröffentlichter deutsch-
französischer Bericht zur Standort-
politik hat diese Gemeinsamkeiten
herausgestellt.10
Die Herausforderungen für die Wett-
bewerbsfähigkeit und die Aufgaben ei-
ner modernen Standortpolitik werden
heute in beiden Ländern ähnlich de-
finiert. Der ganzheitliche, über die
Ökonomie im engeren Sinne hinaus-
weisende Charakter der Wettbewerbs-
fähigkeit steht im Mittelpunkt so-
wohl der deutschen Standortdebatte
wie auch der neueren französischen
Diskussion über die „globale Wettbe-
werbsfähigkeit“. Traditionelle Gegen-
sätze zwischen dem strukturlenken
den Dirigismus in Frankreich und 
der marktwirtschaftlich ausgerichteten
Strukturpolitik in Deutschland sind
weitgehend eingeebnet worden. In
beiden Ländern hat die klassische
Struktur- und Industriepolitik einer
Standortpolitik neuer Art Platz ge-
macht, die sich wie folgt charakterisie-
ren lässt: „Stärkung industrieller Stand-
orte durch gezielte Entwicklung des
Unternehmensumfelds; gezielte För-
derung neuer, wachstumsträchtiger
Industrien, insbesondere durch die Er-
mutigung zur Existenzgründung; Nut-
zung neuer, netzwerkförmiger politi-
scher Steuerungsmuster, in denen der
Staat keine dominierende Rolle mehr
spielt und gesellschaftliche Akteure
(Unternehmensverbände,Gewerkschaf-
ten, Wissenschaft u.a.) gemeinsam mit
dem Staat die Politik formulieren.“11
Beide Länder stehen vor der Aufgabe,
die Perspektive der Wissensgesellschaft
zur Grundlage ihrer Standortstrategie
zu machen. Dabei können sie viel von-
einander lernen, wenn sie die Erfah-
rungen des Nachbarn, seine Erfolge,
aber auch seine Probleme, mehr als
bisher in ihre Diskussionen einbezie-
hen. Die vorbereitenden Diskussionen
zum erwähnten Standortbericht haben
mehr als einmal die Vielfalt wechsel-
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seitiger Lernprozesse verdeutlicht, die
sich aus der gemeinsamen Arbeit er-
geben. 
Gewiss, die Probleme im Einzelnen
sind unterschiedlich: Frankreich sucht
nach dem Abschied vom mächtigen,
umfassend intervenierenden Zentral-
staat nach einer neuen gleichgewich-
tigen Rollenverteilung zwischen Staat,
Regionen, Marktmechanismen und
Sozialpartnern. Deutschland kämpft
dagegen mit einer Reihe von Verkrus-
tungen und dem Status-quo-Denken –
Kehrseiten eines jahrzehntelang er-
folgreichen kooperativen Wirtschafts-
und Sozialmodells. Gemeinsam aber
ist die Aufgabe, Wirtschaft und Gesell-
schaft an die veränderten Bedingun-
gen der Globalisierung anzupassen
und den Übergang zur Wissensgesell-
schaft zu gestalten. Damit einher geht
die Aufgabe, auf europäischer Ebene
die Basis für eine europäische soziale
Marktwirtschaft zu schaffen.
Die Auseinandersetzung um den Aus-
bau des Ordnungsrahmens für die Wirt-
schafts- und Währungsunion wird und
muss weitergehen. Dies ist nicht nur
Aufgabe der Regierungen: Gefragt ist ei-
ne Debatte auf möglichst breiter Grund-
lage, bei der alle Beteiligten in der Lage
sein sollten, den erwähnten Spannungs-
bogen zwischen deutschen und franzö-
sischen Ansätzen auszuhalten und Er-
fahrungen der Nachbarn aufzunehmen.
Deshalb ist es wichtig, dass sich im Rah-
men des deutsch-französischen Gipfels
in Mainz im Juni 2000 erstmals die So-
zialpartner beider Länder getroffen ha-
ben; deshalb ist es richtig, dass neuer-
dings beide Regierungen die Kräfte der
Zivilgesellschaft stärker in den deutsch-
französischen Dialog einbeziehen wol-
len. Hier liegt ein neues, lohnendes 
Aufgabenfeld der Zukunft12: durch ge-
meinsames Nachdenken und kontro-
verse Auseinandersetzung die Vision
vom Wirtschafts- und Sozialraum Euro-
pa allmählich Gestalt annehmen lassen.
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Amerikanische Soldaten hatten im 
2. Weltkrieg stets ein Faltblatt in der
Brusttasche, das ihnen kurz und 
bündig zu den Fragen Auskunft gab:
„Where do we stand and what do we
fight for?“ Es ist offenkundig wichtig,
auch in der Hitze des Gefechts nie den
strategischen Überblick zu verlieren.
Das gilt auch für die bevorstehende
Osterweiterung der EU.
1. Wo stehen die
Beitrittsverhandlungen?
Der Beitritt zur EU ist für den Bewerber
mit dem zu einem Fußballverein ver-
gleichbar: Die Spielregeln stehen fest.
Sie sind nicht verhandelbar. Mit dem
Vereinsvorstand muss man zunächst
auch noch leben. Und schließlich
muss man sich schwitzend auf dem
Spielplatz selbst bemühen. Geschenkt
wird niemandem etwas. Die Straßen
von Brüssel sind nicht mit Gold 
gepflastert, eher von Schlaglöchern 
geprägt. Die EU-Mitgliedschaft bringt
keinen Automatismus für Wohlstand
und Reichtum. Im Gegenteil, sollte ei-
ne Volkswirtschaft in wichtigen Sekto-
ren nicht wettbewerbsfähig sein, könn-
te sie ähnlich spektakulär Schiffbruch
erleiden wie die mitteldeutsche In-
dustrie nach der Wiedervereinigung,
die angesichts ihrer Produktivitäts-
schwäche unter der Währungsparität
und dem aus Westdeutschland impor-
tierten Kostendruck eigentlich vorher-
sehbar zusammenbrach.
Es gibt also für beide Seiten etliche
Lektionen zu beherzigen, um sicher-
zustellen, dass die diesmalige Erweite-
rung unter solch inhaltlichen und zeit-
lichen Bedingungen erfolgt, dass sie
die Erfolgsgeschichten von jenen Mit-
gliedschaften von EU-Staaten mit sei-
nerzeitigen Entwicklungsrückständen
wiederholt, die mittlerweile aufgeholt
haben. Man denke an Irland, Spanien,
Portugal und neuerdings auch Grie-
chenland. Beiden Seiten sind dabei un-
liebsame Überraschungen erspart ge-
blieben. Deshalb das Bestehen der
Unionsseite auf den so genannten
„Kopenhagener Kriterien“: der Garan-
tie demokratischer und rechtsstaat-
licher Praktiken, von Minderheiten-
schutz, der Existenz einer wettbe-
werbsfähigen Volkswirtschaft und von
verifizierbaren Verwaltungskapazitäten
zur Umsetzung des EU-Rechts. Bei den
bisherigen Erweiterungen war all dies
kein Thema. Angesichts der endemi-
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schen Schäden an Infrastruktur, öf-
fentlicher Verwaltung und am Hu-
mankapital, die 40 Jahre staatssozia-
listischer Diktatur angerichtet haben,
muss sich die Union diesmal dieser
Problematik stellen. 
Wie bei allen bisherigen Beitrittsver-
handlungen ist das gesamte zu bespre-
chende und umzusetzende EU Recht
(„acquis“ im Jargon) in 31 Verhand-
lungskapitel aufgeteilt, die nach erfolg-
reicher Abklärung mit dem jeweiligen
Beitrittskandidaten dann als vorläufig
geschlossen erklärt werden. Die Kapi-
teleinteilung folgt keiner höheren Lo-
gik als die der historischen Organi-
gramme der EU-Kommission: für jedes
Kapitel ist eine jeweils andere Dienst-
stelle zuständig. Wenn eine ‘kritische
Masse’ auch schwierigerer Kapitel ab-
geschlossen ist, kann die Ratspräsi-
dentschaft entscheiden, eine Schluss-
runde anzusetzen, um die wenigen
verbliebenen Kapitel, die heikle politi-
sche Themen, die institutionelle Re-
präsentanz des neuen Mitglieds und
die Finanzen betreffen, in einer politi-
schen Verhandlungsschlussrunde, die
wegen des dramatischen Umfelds gern
auch als „Nacht (richtiger: Nächte) der
langen Messer“ bezeichnet wird, auf
Ministerebene zu lösen.
Das Ergebnis ist dann ein unter-
schriftsreifer Beitrittsvertrag, der an-
schließend ins Ratifizierungsverfahren
geht. Das Europaparlament muss dem
jeweiligen Vertrag zustimmen, die 15
nationalen Parlamente (wo vorhan-
den: beide Kammern), und das Par-
lament des Beitrittslandes, oft, wie in
Polen, verbunden mit einem Refe-
rendum. Dieser Prozess dauert dann
wahrscheinlich etwa eineinhalb Jahre.
Wenn einer der Akteure ablehnt, wie
seinerzeit General de Gaulle die ersten
britischen Beitrittsgesuche oder das
norwegische Volk, dann findet der Bei-
tritt, der dem Einstimmigkeitsprinzip
der 15 unterworfen ist, nicht statt.
Soweit sind wir jedoch noch nicht.
Derzeit sind mit der „Luxemburger
Gruppe“ (Estland, Polen, Tschechien,
Slowenien, Ungarn und Zypern), mit
denen seit März 1998 verhandelt wird,
13 – 17 Verhandlungskapitel vorläufig
abgeschlossen worden. Mit der „Hel-
sinki-Gruppe“ (Lettland, Litauen, Slo-
wakei, Rumänien, Bulgarien und Mal-
ta), mit denen im Februar 2000 die
Verhandlungen aufgenommen wur-
den, sind bislang 6 – 12 Kapitel abge-
hakt.
Dabei wurden bislang im Wesentli-
chen Kapitel abgeschlossen, die im
Lichte des EU-Rechts und seiner Um-
setzung unproblematisch sind:
Erziehung und Bildung, Wissenschaft
und Forschung, KMU-Förderung, Tele-
kom, Außen- und Sicherheitspolitik,
Statistik, Hochsee-Fischerei (für Bin-
nenländer!), Industriepolitik, Verbrau-
cherschutz, die Vorbereitung der Wäh-
rungsunion und Außenwirtschafts-
beziehungen. Die schwierigen Kapitel
sind bislang erst mit der ‘Luxemburg’-
Gruppe eröffnet, aber längst noch
nicht abgeschlossen worden. Dazu
zählen Kapitel, deren Umsetzung ent-
weder viel Geld kostet, eine effektive
öffentliche Verwaltung voraussetzt
oder die auf politische Vorbehalte
stoßen. Diese Probleme sind real. Ihre
Nichtbeachtung unter dem törichten
Imperativ, den Kandidaten Beitritts-
termine versprechen zu wollen, wür-
de den Binnenmarkt und die Ver-
bindlichkeit des Gemeinschaftsrechts,
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ja die Zukunft des Integrationswerks
insgesamt akut gefährden. An fehlen-
den Traktorüberrollbügeln und allzu
lauten Rasenmähern soll ein Beitritt
nicht scheitern. Aber eine endemische,
über viele Sektoren hinweg kumulative
Nichtvorbereitung eines Landes ist
sicher ein hinreichender Grund, um
seinen Beitritt im beiderseitigen Inter-
esse um die Zeit zu verschrieben, die es
bis zum weit gehenden Abstellen die-
ser Defizite benötigt. 
40 Jahre staatssozialistischer Diktatur
mit ihrer forcierten Urbanisierung und
Schwerindustrialisierung haben ihre
unübersehbaren Spuren in der Um-
welt, im Arbeitsschutz, in der Ver-
kehrssicherheit, den Agrarstrukturen
und der Lebensmittelhygiene hinter-
lassen, deren vom EU-Recht zwingend
geforderte Abhilfe und Modernisierung
doppelstellige Milliardenbeträge von
Euros erfordert. Nicht immer sind 
EU-Normen nationale Entwicklungs-
prioritäten. Offenkundig gewinnt nie-
mand in Polen und andernorts Wah-
len, in denen er an Stelle höherer
Pensionen und besserer Gesundheits-
dienste die von der EU geforderten
Kläranlagen, Luftfilter und neuen
Schlachthöfe verspricht. Tatsächlich
verlieren die am stärksten engagierten
Reformregierungen angesichts der von
der Bevölkerung verlangten Transfor-
mationsopfer regelmäßig Wahlen. Der-
zeit schlägt von Litauen bis Slowenien
wieder die Stunde der ex-kommunis-
tischen Sozialisten bzw. Liberaldemo-
kraten. Nach der Wiederwahl des Alt-
kommunisten Iliescu im Dezember
2000, der nach einem Putsch in der
Nachfolge des Despoten Ceaucescu
1990 – 96 Rumänien durch seinen
Reformunwillen und eine diebische
Nomenklatura weiter ruinierte, haben
sich die rumänischen EU-Hoffnungen
bis auf weiteres wahrscheinlich von
selbst erledigt.
Tatsächlich helfen die EU-Normen
mittel- und langfristig der Modernisie-
rung der erfolgreicheren Transforma-
tionswirtschaften und machen sie
attraktiver für produktive Auslandsin-
vestitionen.
Andererseits zwingt die Kapitalarmut
der Kandidatenländer zu harten Ent-
scheidungen: Sollen z.B. mit knappen
Steuermitteln vorrangig Schlachthöfe
und Molkereien (zwingend von EU-
Binnenmarktnormen vorgeschrieben)
modernisiert werden, oder Kranken-
häuser, zu deren Standards angesichts
des Subsidiaritätsprinzips es keine EU-
Normen gibt, saniert werden? Es sei
daran erinnert, dass die Zustände in
tschechischen und slowakischen Spi-
tälern bei Routineoperationen fast die
dortigen Präsidenten Havel und Schus-
ter umgebracht hätten. Erst deren Eva-
kuierung nach Innsbruck schenkte sie
dem Leben zurück. Doch nicht jeder
ist Präsident und kann zu erfahrenen
und gut ausgestatteten Tiroler Ärzten
ausgeflogen werden. Dennoch haben
dank der strategischen Beitrittspriorität
die Schlachthöfe Vorrang.
Neben der Kapitalknappheit stellt der
erblastbedingte Zustand der öffent-
lichen Verwaltung ein weiteres ge-
wichtiges Beitrittsproblem dar. In 
der kommunistischen Diktatur hatte
die unbefragte Loyalität zu den Ins-
truktionen der Partei Vorrang vor
Sachverstand und gemeinwohlver-
pflichteter Professionalität. In dem
Jahrzehnt der Transformation haben
sich die Verhältnisse im öffentlichen
Dienst nur teilweise verbessert: Häu-
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fig wurden bei Regierungswechseln
sämtliche Parteigänger der Vorgän-
gerregierung bis zum Pförtner hinaus-
geworfen. Auch bewegt die hohe
Gehaltsdifferenz zum privaten Sektor,
dass die besten (auch im EU-Recht bei
uns ausgebildeten) Nachwuchskräfte
für vier Mal höhere Gehälter und bes-
sere Aufstiegschancen massenhaft in
die Privatwirtschaft wechseln. So wirkt
oft der müde gewordene Rest, der
schon Dutzende von Ministern kom-
men und gehen gesehen hat und dem
untrüglichen Gefühl anhängt, auch
die EU-Anpassungen werde man mit
dem nötigen Minimum an Lippen-
bekenntnissen und Potemkinschen
Dörfern in der üblichen Weise un-
beschadet überstehen. 
Tatsächlich benötigt eine effektive
Marktwirtschaft und damit auch der
EU-Binnenmarkt eine funktionierende,
sachkundige und unparteiische öffent-
liche Verwaltung. Für den Binnen-
markt, dessen Funktionieren vom
begründeten Vertrauen in die Stan-
dards, Prüfungen und Zertifizierun-
gen der EU-Nachbarn abhängt, sowie
für die Einhaltung der EU-Normen
sind eine Vielzahl effektiver, gut aus-
gestatteter, ausgebildeter und bezahl-
ter Behörden wie Finanz- und Zoll-
ämter, Patentämter, Arbeitsinspek-
torate, Umweltschutzämter, Kartell-
behörden, Verkehrssicherheitsämter
(TÜV) etc. sowie eine zügig und pro-
fessionell arbeitende Rechtsprechung
unabdingbar. 
Die Verwaltungsreform und die Kor-
ruptionsbekämpfung hat als Spiegel-
bild der wirtschaftlichen Gesundung
unter den Kandidatenländern deutlich
unterschiedliche Ergebnisse gebracht.
Laut „Transparency International“ gibt
es in Estland, Slowenien und Ungarn
deutlich weniger Korruption als et-
wa in Tschechien, Polen, Litauen und
Lettland (von Bulgarien und Rumä-
nien ganz zu schweigen). Die in der
Korruptionsbekämpfung erfolgreich-
sten Länder sind nicht zufällig auch je-
ne, die die Transformation am gründ-
lichsten angegangen und am bes-
ten bewältigt haben. Es handelt sich
auch genau um jene Länder, die die
Umsetzung des EU-Rechts am enga-
giertesten angehen und die wenigsten
politischen Vorbehalte gegen die Inte-
gration einer gemeinsam ausgeübten
Souveränität mit diskriminierungs-
freien Unionsbürgerrechten an den
Tag legen.
Deshalb drängen sich derzeit zwei
Beitrittsszenarien auf: Einmal die des
im Jargon so genannten „Big Bangs“
(wörtlich: „Großer Bums“), eine nicht
nur phonetisch nicht sonderlich ver-
trauenseinflößende Vision: 10 Länder,
d.h. alle Kandidaten außer Rumänien
und Bulgarien, die ihre Transforma-
tionskrise noch nicht bewältigt haben,
sollen der EU auf einen Streich etwa
um das Jahr 2005 beitreten. Dieses
Szenario vermeidet zwar die politi-
schen Kosten, zwischen sehr gut und
weniger sehr gut vorbereiteten Kandi-
daten differenzieren zu müssen (und
dabei der 2. Gruppe, darunter vermut-
lich Polen, zu erklären, warum sie sich
noch etwas gedulden und mehr an-
strengen müssen), wird jedoch ange-
sichts der Größe der plötzlichen Um-
stellung der Union und der Vielzahl
der vermutlich dann noch ungelösten
Probleme (von der polnischen Land-
wirtschaft bis zur Unterwelt in Buda-
pest) sehr wahrscheinlich deutliche
Probleme im Ratifizierungsprozess der
15 auslösen.
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Die Alternative bestünde im Szenario
der Sequenz kleinerer Beitrittsgruppen,
deren erste Ungarn und einige kleinere
Länder umfassen könnte, die, früher als
möglicherweise Polen und Tschechien,
welche größeren Altlasten „ererbt“ ha-
ben und sich mit der Umsetzung vieler
EU-Normen derzeit noch schwerer tun,
etwa Anfang 2003 schon Mitglieder
werden könnten. Die nächste Gruppe
würde 2 bis 3 Jahre später beitreten.
Ein Beitritt zum 1.1.2003 setzte freilich
einen Verhandlungsabschluss schon
Mitte 2001 voraus, spätestens unter der
dann beginnenden belgischen Präsi-
dentschaft. Denn 18 Monate dauert das
erwähnte Ratifizierungsverfahren be-
stimmt. So schlägt denn die am
8.11.2000 vorgelegte „Wegeskizze“ des
von der Kommission vorgelegten Stra-
tegiepapiers eher Mitte 2002 als Ziel-
termin für den frühestmöglichen Ver-
handlungsabschluss mit den dann am
besten vorbereiteten Ländern und den
dann wahrscheinlichen Beitrittstermin
1.1.2004 vor. Dies hätte u.a. zur Folge,
dass die Bürger der neuen Mitgliedslän-
der schon bei den 2004 fälligen näch-
sten Europawahlen mitwählen würden.
Bis dahin ist neben den institutionellen
Hausaufgaben der EU (Nizza) zu einem
guten Gelingen sicherlich auch noch
viel Aufklärungs- und Diskussionsarbeit
mit der Bevölkerung auf beiden Seiten
zu leisten.
2. Hoffnungen zur Ost-
erweiterung in der EU 15
2.1 Sicherheitspolitisch
die Stabilisierung der Transformations-
gesellschaften, die Stärkung ihrer Mit-
telschichten, die Aussicht auf Wohl-
standsmehrung durch gutnachbar-
schaftliche Zusammenarbeit, die Ent-
schärfung potenzieller Grenzkonflikte
und historischer Konfliktquellen durch
einen effektiven Minderheitenschutz
(auch für die verbliebenen deutschen
Minderheiten vom Memelgebiet bis zum
Banat) und offene EU-Binnengrenzen.
2.2 Wirtschaftspolitisch
Wirtschaftlich können wir Wohl-
fahrtsgewinne durch einen um 105
Mio. Einwohner vergrößerten Binnen-
markt mit reduzierten Transaktions-
kosten erwarten. Die Stärkung der 
europäischen Wettbewerbsfähigkeit
wird ermöglicht durch eine konti-
nentale Arbeitsteilung (Auslagerung 
arbeitsintensiver Produktionen nach
den MOEL (=Mittel- und osteuro-
päischen Ländern), Nutzung der tech-
nisch relativ gut ausgebildeten, billigen
Arbeitskräfte), die ähnlichen Struk-
turen in Ostasien und Nord/Mittel-
amerika überlegen ist. Die Teilhabe 
an einer integrierten nachhaltigen
Wachstumszone, die von Estland bis
Kroatien reicht, ist gerade für die
deutsche und österreichische Wirt-
schaft segensreich. Sie bedeutet die
Verlagerung des Wachtumspols Euro-
pas in die wirtschaftsgeografisch be-
günstigte Mitte unseres Kontinents.
Schon jetzt erhält in Deutschland der
mit den 10 MOEL erzielte Außenhan-
delsüberschuss 44.000 Arbeitsplätze di-
rekt im verarbeitenden Gewerbe. Die
nach der Erweiterung erzielten Wohl-
fahrtsnettogewinne (nach Abzug der
EU-Haushaltskosten) für Verbraucher
und Produzenten werden je nach Stu-
die zwischen +0,1% und +0,5% des
BIP für Deutschland und Österreich
jährlich geschätzt.
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2.3 EU-Standards im Umwelt- und
Sozialbereich in der erweiterten EU 
Die Schadstoffeinflüsse in die stark ge-
fährdete Ostsee durch Oder, Weichsel,
Memel, Düna, Narwa werden reduziert.
Die Verminderung der Emissionen der
Braunkohlekraftwerke in Nordböhmen
(Waldsterben im Erzgebirge) und aus
Oberschlesien wird die Intensität des
Sauren Regens europaweit einschrän-
ken. EU-Arbeitsschutz- und Sozialnor-
men verhindern das von Gewerkschaf-
ten befürchtete „Sozialdumping“. 
2.4 Erhöhung der Rechtssicherheit
Der Aufbau effektiverer, modernisierter
und professioneller öffentlicher Ver-
waltungen im Zoll-, Polizei-, Steuer-, 
Veterinär-, Verkehrssicherheits-, Ban-
ken- und Kartellaufsichtswesen verhin-
dert den „Wilden Osten“ und ermög-
licht die Rechtssicherheit als notwen-
dige Voraussetzung für vermehrte Aus-
landsinvestitionen und das wirtschaft-
liche Aufholen unserer östlichen Nach-
barländer. Je gründlicher und umfas-
sender die Einführung der EU-Normen
erfolgt, desto schneller können damit
westeuropäische Lebens- und Wirt-
schaftsstandards erreicht werden.
3. Befürchtungen 
zur Osterweiterung
3.1 Bedenken, warum die EU 
nicht erweiterungsfähig sei
Es drohe Lähmung im Rat, Überdeh-
nung in Kommission und Parlament.
Die Union würde sonst zur beschluss-
unfähigen Regional-UNO verkommen.
Dies weckt Erinnerungen an die Blo-
ckade der KSZE durch Malta in den 
70er-Jahren.
Die Institutionenreform der EU (Kon-
ferenzziel von Nizza) ist eine conditio
sine qua non. Am Ergebnis von Nizza
scheiden sich nach wie vor die Geister,
ob die dort beschlossenen Reformen
wirklich genügen. Am wichtigsten ist
die Reform des Rates: Qualifizierte
Mehrheiten als Regelverfahren gegen-
über der Einstimmigkeit. Das ist in
Nizza nur unvollständig gelungen.
Wichtig ist auch die ‘Umgewichtung’
der Stimmengewichtung zu Gunsten
bevölkerungsstarker Mitgliedsländer,
um zu vermeiden, dass in der erweiter-
ten EU (der viele kleine Staaten beitre-
ten werden) die netto-empfangende
Bevölkerungsminderheit die nettozah-
lende Bevölkerungsmehrheit majori-
siert. Durch die in Nizza erfolgte Um-
gewichtung der Stimmen ist diese
Gefahr gebannt. Allerdings sind nun
gleich drei Mehrheiten nötig: Eine
qualifizierte Mehrheit der gewichteten
Stimmen, eine Bevölkerungsmehrheit
und die Mehrheit der Mitgliedsstaaten.
Das System der bislang halbjährlich
wechselnden Ratspräsidentschaften
bleibt weiter. 
In der Kommission konnte man un-
schwer auf den 2. nationalen Kom-
missar (der ohnehin zumeist weniger
bedeutend ist) verzichten. Beim Parla-
ment einigte man sich auf eine Ober-
grenze von 738 (ohne Türkei).
3.2 Auswirkungen auf Arbeits-
märkte, Lohnniveau, Sozialaus-
gaben und innere Sicherheit
Bei einem Auswanderungspotenzial
von 10 Mio. Arbeitslosen und Unter-
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beschäftigten und 5 – 6 Mio. Zigeu-
nern in den MOEL kann man 
von Auswirkungen auf die Arbeits-
märkte, das Lohnniveau, die Sozial-
ausgaben und die innere Sicherheit
ausgehen. Auch der Transit für
Drittweltmigranten könnte leichter
werden. Die Berufspendler im Grenz-
bereich (Vorpommern, Brandenburg,
Sachsen, Bayern, östliches Öster-
reich) stellen eine besondere Prob-
lematik dar.
Dagegen erlaubte eine Übergangs-
lösung von etwa 10 Jahren mit Be-
schränkungen der Freizügigkeit und
Niederlassungsfreiheit Zeit zum Auf-
holen der östlichen Einkommens-
niveaus, auch im Interesse der Bei-
trittsländer selbst, denen sonst
Akademiker und Fachkräfte massiv
abwanderten. Während der Über-
gangszeit sind expandierende Kon-
tingente für Saisonarbeitskräfte (Land-
wirtschaft, Fremdenverkehr), Prak-
tikanten, Informatiker, etc. denkbar,
und möglicherweise auch nationale
Kontingente für EU-Staaten mit Voll-
beschäftigung, die sich gut ausge-
bildete integrationsbereite Fachkräfte
aus den MOEL wünschen (Dänemark,
Niederlande). Gegen illegale Mig-
ranten aus Drittländern hat die Si-
cherung der künftigen EU-Außengren-
zen in den Beitrittsvorbereitungen 
Priorität.
Die Erfahrung Spaniens und Portugals,
die ebenfalls mit großen Entwick-
lungsrückständen der Union bei-
traten, beweist, dass bei starkem
Anstieg von Auslandsinvestitionen
und realen Aussichten auf ein Auf-
holen des Landes Gastarbeiter eher 
in die angestammte Heimat zurück-
kehren.
3.3 Bedrohung der inneren 
Sicherheit
Die Innere Sicherheit bedroht die en-
demische Eigentums-, Gewalt- und
Drogen-Kriminalität, begünstigt durch
die aktuelle Schwäche von Polizei, Zoll
und Justiz in den MOEL, deren Unter-
welt von russischen, ukrainischen und
serbischen Gangstern dominiert wird.
Denken wir auch an die bemerkens-
werte kriminelle Energie „rumäni-
scher“ Banden.
Leider sind östliche Unterweltfiguren
bereits unter uns. Die aktuelle EU-
Außengrenze ist deshalb offensichtlich
kein wirksamer Schutz. Die Kompe-
tenzen von Europol müssen sicher 
gestärkt werden. Die verbesserte Be-
zahlung, Status, Ausbildung und Aus-
rüstung von Polizei und Justiz der 
MOEL sind ebenfalls eine Priorität 
der Beitrittsvorbereitungen.
3.4 Zum Risiko der Verwässerung
des Binnenmarkts
Das Risiko der Verwässerung des Bin-
nenmarkts könnte bestehen in einer
mangelhaften Umsetzung von indus-
triellen und Sicherheitsstandards durch
anhaltende Probleme in der Lebens-
mittelhygiene vor allem bei tierischen
Produkten, beim Schutz geistigen Ei-
gentums, durch fortgesetzte Unsicher-
heiten beim Vollstrecken von Rechts-
ansprüchen und dem Unwillen zu
EU-weiten öffentlichen Ausschreibun-
gen und zur Disziplin bei Staatshilfen.
Demgegenüber erfolgt eine strenge
Überwachung der versprochenen Um-
setzung des EU-Rechts („Monitoring“)
durch die Europäische Kommission.
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Jährlich werden jetzt schon zusam-
menfassende „Fortschrittsberichte“ der
erreichten Ergebnisse und der noch zu
lösenden Probleme zu jedem Beitritts-
land veröffentlicht, die sich zur vollen
Umsetzung bis zum Beitrittstermin
selbst verpflichtet haben. Widrigenfalls
drohen ihnen nach dem Beitritt
Klagen vor dem EuGH und mögliche
finanzielle Sanktionen.
Nötigenfalls sind bei begründeten 
Ausnahmefällen (z.B. bei mangelhaf-
ter Verkehrssicherheit von Ost-LKWs)
noch an den derzeitigen Ostgrenzen
der Union selektive Kontrollen wäh-
rend einer zu vereinbarenden Über-
gangszeit möglich.
3.5 Die Gemeinsame Agrarpolitik
(GAP) könnte überfordert werden
Die Agrarstruktur der MOEL: Kleinbau-
ernstellen (Polen, Litauen, Rumänien)
und industriell wirtschaftende Genos-
senschaften (Ex-Kolchosen) in Ungarn,
Tschechien, etc. entsprechen nicht
dem EU-Leitbild mittelgroßer ökolo-
gisch und marktnah wirtschaftender
Höfe. Die Stützpreise der GAP sind zu
hoch für verarmte MOEL-Verbraucher
(Unterkonsumtion). Bislang ungenutz-
te Produktivitätspotenziale der MOEL
würden massive Überschüsse schaf-
fen (Überproduktion). Noch ist die
Schwäche der Veterinärdienste ange-
sichts u.a. der Tierseuchen auf dem
Balkan beunruhigend.
Möglicherweise sind unterschiedliche
Agrarpolitiken, eine GAP (West) und
GAP (Ost) unvermeidbar. Die zweite
müsste eher integrierte Entwicklungs-
programme für den vernachlässigten
ländlichen Raum, auch zu Gunsten der
nichtbäuerlichen Bevölkerung, beinhal-
ten. Die langfristige Konsequenz wäre
die Renationalisierung großer Teile der
GAP, in einer Form, die die Agrarmärk-
te nicht durch unfaire Wettbewerbshil-
fen verzerrt, und eine Rückverlagerung
der Agrarförderung, die den unter-
schiedlichen nationalen und regionalen
Notwendigkeiten eher entspricht.
3.6 Korruptionsproblematik 
durch einen demotivierten, unter-
bezahlten öffentlichen Dienst
Eine „Korruptionskultur“ gibt es nicht
nur auf dem Balkan. Auch andernorts
gibt es Ämterkauf im Zoll und in Fi-
nanzbehörden. Gefälligkeitszertifikate,
-prüfungen, -kontrollen, -urteile, und 
-diplome sind fast allerorten erhältlich.
Korruption und Günstlingswirtschaft
soll es jedoch auch in der EU und ihren
Mitgliedstaaten geben. Sie sind sowohl
in Ost wie in West unerträglich.
Die Finanzkontrollkapazitäten in der
öffentlichen Verwaltung sind eine Pri-
orität der Beitrittsvorbereitung in der
MOEL. Wichtiger noch sind die wirt-
schaftliche Erholung als Grundlage
adäquaterer Gehälter eines öffentli-
chen Dienstes der MOEL und Verwal-
tungsreformen, die die Vorschriften
klar, eindeutig und nachvollziehbar
machen. Auch die Kontrollmöglich-
keiten der EU (OLAF) werden deutlich
gestärkt.
3.7 Der Rahmen der Finanzier-
barkeit innerhalb des EU-Haushalts
Sind die Kosten nicht ein „Fass ohne
Boden“? Präzedenzfälle wären Grie-
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chenland und Mitteldeutschland (DM
1200 Milliarden Westtransfers). Dies
führte zum Bankrott des EU-Haushalts.
Auch Übergangsbeschränkungen ge-
hen einmal zu Ende. Denn danach gilt
die volle finanzielle Gleichberechti-
gung der Neumitglieder. 
Dagegen kann argumentiert werden:
Die von der Kommission vorgeschla-
gene Deckelung der Transfers in Höhe
von 4% des BIP des Empfängerlandes
würde die Erfahrungen der Erfolgs-
geschichten Spanien, Portugal und Ir-
land und die begrenzten „absorptiven
Fähigkeiten“ der MOEL-Verwaltungen
(ähnlich Griechenland) berücksichti-
gen. 4% bei einem Gesamt-BIP von bis
zu 400 Milliarden Euro der Beitritts-
länder entsprächen bis zu 16 Mrd. Eu-
ro an jährlichen Transfers. Dies bliebe
durchaus im Rahmen des Finanzierba-
ren bei einem derzeitigen EU Haushalt
von etwa 98 Milliarden Euro. Auch wä-
re die Kofinanzierungsfähigkeit und
eine sinnvolle Mittelverwendung der
Gelder durch die Empfängerländer
gewährleistet. Die kapitalintensive Mo-
dernisierung der Verkehrs-, Energie-
und Kommunikationsinfrastruktur muss
von zumeist ausländischen Privatin-
vestoren geleistet werden (und nicht,
wie im Fall der Neuen Bundesländer
seinerzeit, von der öffentlichen Hand).
3.8 Die Gefährdung des Euro 
durch den Beitritt inflations- und
abwertungsgefährdeter Transfor-
mationswährungen
Risiken liegen in ungeklärten fiska-
lischen Defiziten durch ausstehende
Reformen der Rentensysteme und Kran-
kenversicherungen, verbunden mit
Zahlungsbilanzproblemen (Beispiel:
Tschechische Krise von 1997/9). Die
Konjunkturzyklen der grundstoffori-
entierten Transformationswirtschaften
der Beitrittsländer können sich zu den
westlichen Mitgliedern der Euro-Zone
unterschiedlich entwickeln. Auch kön-
nen Banken- und Börsenkrisen leicht
zur Kapitalflucht führen.
Doch es gibt für die Beitrittsländer oh-
nehin nur langfristige Euro-Perspek-
tiven. Diesmal wird auf der Erfüllung
der Maastrichter Kriterien bestanden
werden müssen. Bis dahin müssten
nach Bewältigung der Transformation
Staatshaushalte, Zahlungsbilanzen und
das Bankenwesen konsolidiert und die
Inflationsraten (derzeit um 10%) mar-
ginalisiert sein.
3.9 Folgen ungenügender Investi-
tionen und Verwaltungskapazitäten
bei der Umsetzung des EU-Rechts
Bei ungenügenden Investitionen und
Verwaltungskapazitäten zur Umset-
zung des EU-Rechts besteht die 
Gefahr von Umwelt-, Sozial- und Si-
cherheitsdumping, und von unfairem
Wettbewerb. Europäische Kommission
und Rat scheinen eine ungenügende
und politisch geschönte Sicht der De-
fizite der MOEL zu haben. 
Tatsächlich gibt es ein systematisches
Monitoring vor Ort durch die Delega-
tionen der Kommission, die Botschaf-
ten der EU-Länder und den Beamten-
austausch („Twinning“). Regelmäßi-
ge Evaluierungen erfolgen auch in 
den „Fortschrittsberichten“ der Kom-
mission. Die PHARE-“Beitrittspartner-
schaften“ orientieren sich an diesen
Schwachstellenanalysen. Übergangsre-
gelungen werden zeitlich und inhalt-
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lich so begrenzt sein, dass Sozial- oder
Umwelt-Dumping verhindert werden. 
Bei einer sektorell kumulativen Nicht-
vorbereitung eines Kandidaten müsste
der Beitritt entsprechend um einige
Jahre verschoben werden, bis die Bei-
trittsreife erreicht ist.
3.10 Bedrohung durch 
Atomkraftwerke
Unsichere AKWs sowjetischer Bauart
bedrohen Europa. Sie entsprechen
nicht westlichen Sicherheitsstandards.
Die EU erreichte die mittelfristige Ver-
pflichtung zur Schließung von Ignali-
na (Litauen), Bohunice (Slowakei) und
Kosloudj (Bulgarien). Die anderen 
AKWs entsprechen den von der IAEA
und von Euratom überwachten Sicher-
heitsnormen und wurden von der G7
als nachrüstbar qualifiziert. Es bleibt
jedoch nach wie vor weiter im freien
Ermessen jedes Mitgliedsstaates, wel-
che Energiequellen, einschließlich der
Atomenergie, er nutzt.
3.11 Europaskepsis einiger 
Kandidatenländer
Die europaskeptischen Einstellungen
vieler Kandidatenländer begründen
sich durch ihre kurze Geschichte von
nationaler Souveränität und ihre lange
Geschichte von Fremdbestimmung,
die Vorbehalte gegen Souveränität-
stransfers begründet. Dies mag die Er-
fahrung nationalistisch-protektionisti-
scher Reflexe in der Praxis der
Europaabkommen (zum Beispiel mit
Polen und Tschechien) und die Prob-
leme beim Nichtdiskriminierungs-
grundsatz (Grunderwerb, EU-weite
Ausschreibungen und die fortgesetzte
Gültigkeit der national diskriminie-
renden Benesch-, Bierut- und AVNOJ-
Dekrete von 1945) erklären.
Im eigenen Interesse sollte den Kan-
didatenländern dringend eine mög-
lichst schnelle „Entsorgung“ von na-
tional diskriminierenden Regelungen
vor dem Beitritt nahe gelegt werden,
da sie nach dem Beitritt vor dem
EuGH kaum Bestand haben dürften.
Ohnehin sollte eine breite öffentliche
Diskussion und ein gesellschaftlicher
Konsens über die grundsätzliche
Wünschbarkeit der nationalen Teil-
habe am Integrationswerk in den 
MOEL den Vertragsratifikationen vor-
ausgehen, um spätere unliebsame
Überraschungen auf beiden Seiten zu
vermeiden. 
3.12 EU-Normen entsprechen nicht
immer den Entwicklungsprioritäten
der Transformationswirtschaften
EU-normierte Schlachthöfe, wie schon
ausgeführt, haben Vorrang vor Kran-
kenhäusern, für die es keine EU-Nor-
men gibt. Aufwändige Ausschrei-
bungsverfahren werden notwendig.
Hohe Ausgaben für Verwaltungsmo-
dernisierungen, für Hundertschaften
von neuem qualifizierten Personal
zum Beispiel für Laboratorien erfolgen
gegenüber eigentlich dringenderen
Ausgaben für Bildung und Soziales,
die für den EU-Beitritt jedoch nach-
rangig sind. Die Beitrittsländer wären
z.B. gezwungen, zur EU-Wirtschafts-
hilfe für wesentlich reichere asiatische
und lateinamerikanische Schwellen-
länder beizutragen.
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Dagegen gilt: Die Umsetzung von 
EU-Recht und EU-Normen und eine
modernisierte Verwaltung stärken 
die Rechtssicherheit und die At-
traktivität der MOEL für auslän-
dische Investoren (wie seinerzeit 
in Spanien, Portugal und Irland 
erfahrbar) und beschleunigen den
Aufholprozess.
3.13 Spezifische EU-Grenzland-
förderung
Grenznahe Räume von Vorpommern
bis Triest, dabei vor allem Sachsen,
Ostbayern und das östliche Ös-
terreich, sind besonders betroffen:
Dienstleistungen, von Autorepara-
turen bis Zahnärzten, auch im 
Transport- und Baugewerbe werden
jenseits der Grenze nahe und billig
angeboten. Dazu gesellen sich un-
vermeidliche grenzüberschreitende
Tages- und Wochenpendler, die Ver-
kehrsbelastung und die Kleinkrimi-
nalität.
Den kurzfristigen Kosten steht ein
langfristiger Nettogewinn gegen-
über: Gerade die grenznahen Räume
sollten vom Aufschwung der bei-
tretenden Reformstaaten langfristig
besonders profitieren (und sicher stär-
ker als die westliche Peripherie der
Union). 
Das ist jedoch für kurzfristige Nöte
kein Trost. Deshalb sollte (ähn-
lich der Förderung Südwestfrank-
reichs nach dem Beitritt Spaniens 
und Portugals) eine spezifische EU-
Grenzlandförderung für die aktu-
ellen EU-Ostaußengrenzen von Vor-
pommern bis Triest entwickelt wer-
den.
3.14 Risikofaktor: 
überstürzte Beitritte
Es besteht die reale Gefahr des
politischen Voluntarismus durch den
sozialistisch dominierten Rat (denn 
11 von 15 Mitgliedsstaaten, d.h. alle
außer Spanien, Luxemburg, Irland 
und dem für den politischen Wechsel
sanktionierten Österreich, haben 
entsprechende Regierungen), der über-
stürzte Beitritte möglicherweise un-
vorbereiteter Kandidaten aus „über-
geordneten Erwägungen“ (z.B. bei ex-
ternen Krisen) beschließt. Ein echter Ri-
sikofaktor liegt in dem deklarierten pro-
polnischen, pro-tschechischen Favori-
tismus der Berliner Regierung (der die
Reformanstrengungen in beiden Län-
dern demotiviert und deshalb kontra-
produktiv ist). Deshalb schafft das „Big
Bang“-Szenario mit 10 Kandidatenlän-
dern auf einen Streich (2005?) aus gut-
en Gründen zu viele Ängste vor einem
so massiven plötzlichen Erweiterungs-
Umbau der Union.
Eher sollte man im deutschen und 
europäischen Interesse für Erweite-
rung in kleinen Gruppen, differen-
ziert nach objektivierter Beitrittsreife,
argumentieren: z.B. das am besten
vorbereitete „Ungarn-Cluster“ (Un-
garn zusammen mit Estland, Slowe-
nien und Griechisch-Zypern) 2003
zuerst, gefolgt 2 bis 3 Jahre später 
von den anderen sechs. 
Bis dahin sind mögliche Prob-
leme der ersten Gruppe erkannt, 
bewältigt und können bei der zwei-
ten Gruppe berücksichtigt werden.
Der Beitritt Bulgariens, Kroatiens 
und – mit einigem Abstand – Ru-
mäniens müsste noch später er-
folgen.
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3.15 Die Gefahr von politischer
Instabilität und der Rückkehr 
ex-kommunistischer Diktatoren 
in den MOEL
Die Bevölkerung in den Reformlän-
dern ist verarmt, frustriert und verun-
sichert wegen der Langsamkeit des
Transformationserfolgs und seiner un-
gleichen Verteilung. Bei fast jeder Wahl
wechselt die Macht zwischen bürgerli-
chen Reformern und ex-kommunisti-
schen Sozialisten. Deshalb besteht eine
nur allzu reale Gefahr der Rückkehr
von ex-kommunistischen Potentaten
wie Iliescu (Rumänien) und Meciar
(Slowakei).
Tatsächlich stärkt die wirtschaftliche
Gesundung im Zuge erfolgreicher
Modernisierungstransformationen und
des EU-Beitritts die Mittelschich-
ten und die „Bürgergesellschaft“. 
Sie schafft entradikalisierende Zu-
kunftsperspektiven. Bei einem echten
Rückfall kann die EU die Beitritts-
verhandlungen wegen Nichterfül-
lung der „Kopenhagener Kriterien“
suspendieren oder nach einem Bei-
tritt das Stimmrecht des Landes aus-
setzen. (Die Österreich-Sanktionen
sind dabei aber kein Vorbild!).
3.16 Zur Türkei-Kandidatur
Dazu gibt es Missverständnisse auf bei-
den Seiten. Weder scheint die politische
Elite der Türkei den Integrationscharak-
ter der EU zu verstehen, noch der Eu-
ropäische Rat das politische System der
Türkei. Die Türkei ist nicht europäisch,
kein Rechtsstaat, als latente Militär-
diktatur keine Demokratie. Es gibt kei-
nen Respekt für Menschen- Frauen-
und Bürgerrechte (Meinungs-, Glau-
bens- und Vereinigungsfreiheit, Gleich-
berechtigung, Minderheitenschutz). 
Reformversprechen der Vergangenheit
blieben ohne Ergebnis (auch nach 
40 Jahren Mitgliedschaft in Europarat,
OECD, NATO). Die Verwaltung ist kor-
rupt und unfähig. 17 IWF-Abkommen
blieben ohne Erfolge. Das derzeit acht-
zehnte wird das gleiche Ergebnis brin-
gen. Auch ist die türkische Wirtschaft
weiter nicht wettbewerbsfähig.
EU-Politiken wären bei einem tür-
kischen Beitritt am Ende: die GAP bei
einer türkischen Agrarquote von 46%,
die Strukturfonds angesichts der Un-
terentwicklung Anatoliens, und die
GASP mit den türkischen Grenzkon-
flikten gegenüber Armenien, Iran, Irak,
Syrien und Zypern, und der strategi-
schen Gegnerschaft zu Russland und
dem Iran.
Es liegt allerdings an der Türkei, die
Kopenhagener Kriterien bezüglich 
der Rechtstaatlichkeit, Demokratie,
Menschen- und Bürgerrechte durch
grundsätzliche Reformen von Verfas-
sung und Verfassungswirklichkeit (und
nicht durch die üblichen unerfüll-
ten Ankündigungen und symboli-
schen Gesten) zu erfüllen. Als Alter-
native zur Mitgliedschaft bestehen mit
höheren Erfolgsaussichten: Die Rück-
kehr zu den Beschlüssen von Luxem-
burg (Ausbau der Zollunion mit der
Türkei), verbunden mit der Stärkung
der strategischen Schwarzmeerkoope-
ration. 
Schließlich tritt auch Mexiko nicht
den USA zur Stärkung der Stabilität in
Mittelamerika bei.
Aus alledem folgt: Die Union und 
die ernsthaften Kandidatenländer sind
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„zum Erfolg verdammt“. Der notwen-
dige Erfolg bedarf jedoch einer gründ-
lichen und möglichst zügigen Vorbe-
reitung beider Seiten. Beitritte sollten
je nach individuellen Meriten der Bei-
trittsländer in ihren politischen-admi-
nistrativen Vorbereitungen und ihrer
wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit
erfolgen. Niemand sollte aus geopoli-
tischen oder pseudomoralischen Mo-
tiven begünstigt werden. Niemand
sollte auch gezwungen werden, auf
seinen unwillig-zögerlichen großen
Nachbarn trotz guter Eigenleistungen
warten zu müssen. Die Osterweiterung
der Union ist zu wichtig für wohlfeile
PR-Gags, die auf Europäischen Gipfeln
allzu häufig wurden, oder für den un-
seriösen Voluntarismus eines ‘Big
Bang’. Die Erweiterung muss auf
fundiertem Vertrauen und schrittwei-
sem, seriösem verifizierbaren Vollzug
beruhen oder sie wird zum Schaden
aller scheitern.
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Zum Standardrepertoire der Politi-
schen Ökonomie gehört die Fest-
stellung, ein prägendes Merkmal ins-
besondere demokratischer Politik sei,
dass auf Krisen erst dann reagiert wird,
wenn sie bereits akut geworden sind,
anstatt zu versuchen, durch langfristig
vorausschauende Maßnahmen ihr Ein-
treten überhaupt zu verhindern. Dies
gilt sowohl für den internationalen Be-
reich, in dem präventive Diplomatie
und Krisenmanagement faktisch noch
immer in den Kinderschuhen stecken,
wie das Beispiel verschiedener Bürger-
kriege auf dem Balkan (Bosnien, Ko-
sovo) oder in Afrika (Ruanda, Kongo)
gezeigt hat. Dies gilt jedoch ebenso für
die innerstaatliche Politik, in der den
Interessen von Lobbys regelmäßig Pri-
orität gegenüber einer wahl- und par-
teitaktisch weniger unmittelbar spür-
baren und wissenschaftlich möglicher-
weise unsicheren Allgemeinwohlorien-
tierung eingeräumt wird. Die jüngsten
Skandale im Bereich der deutschen
Landwirtschaftspolitik sind ein schla-
gendes Exempel hierfür. 
Das Feld, das auf Grund seiner wissen-
schaftlichen Komplexität, prognosti-
schen Unsicherheit, schmerzhaften Po-
litikimplikationen und internationalen
Ausrichtung jedoch geradezu proto-
typisch alle Elemente einer zur Ver-
nachlässigung vorausschauender Poli-
tik drängenden Thematik umfasst, ist
die Klimapolitik. Trotz immer geringer
werdender Zweifel an den anthropoge-
nen Ursachen der empirisch festzustel-
lenden globalen Erwärmung sind seit
dem UN-Gipfel von Rio 1992 faktisch
weder auf nationaler noch auf interna-
tionaler Ebene tatsächlich effektive
Fortschritte zum Schutz des Erdklimas
erzielt worden. Zu groß waren bislang
die Widerstände betroffener Interes-
sengruppen und zu wohlfeil das Argu-
ment wissenschaftlicher Unsicherheit,
die zusammen zu einer aktiven Dekla-
rationspolitik geführt haben, jedoch
kaum zu konkreten Maßnahmen im
ausreichenden Umfang. 
Im Januar 2001 hat nun das Panel I
des 1988 von der World Metereological
Organization (WMO) und des United
Nations Environmental Programme
(UNEP) gegründete Intergovernmental
Panel on Climate Change (IPCC) auf
der Basis von Beiträgen von über 500
Anpassung statt Verhinderung:
Thesen zur Notwendigkeit 
einer neuen Strategie 
in der Klimapolitik
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international renommierten Wissen-
schaftlern seinen Teil an der dritten
Evaluation des Klimawandels durch
das IPCC nach 1990 und 1995 vorge-
stellt. Der Bericht „Climate Change
2001: The Scientific Basis“ hat weltweit
für Furore gesorgt, weil er eine wesent-
lich schnellere und stärkere Klimaän-
derung prognostiziert als bisher und
wissenschaftliche Restzweifel am „Glo-
bal Warming“ minimiert. 
Im Folgenden wird diskutiert, welche
Konsequenzen die nunmehr weitge-
hend unbestreitbaren Effekte des an-
thropogenen Treibhauseffektes und die
bislang schleppende Klimapolitik für
den Spielraum zukünftiger Politik, ins-
besondere in Deutschland und Europa
haben. Schlagwortartig zusammen-
gefasst lautet das zentrale Ergebnis 
der Analyse, dass eine Vermeidung
oder auch nur deutliche Verzögerung
der Erderwärmung angesichts der 
vergangenen Versäumnisse illusorisch
scheint. Es gilt daher, sich den zu er-
wartenden negativen Folgen der Erder-
wärmung endlich zu stellen und sich
darauf vorzubereiten, dass auf uns po-
litisch wie ökonomisch und ethisch
schwer wiegende Entscheidungen zu-
kommen.
1. Der Forschungsstand 
zur Klimaänderung
Ausgangspunkt der Klima- bzw. Klima-
folgenpolitik ist der naturwissen-
schaftliche Befund zur globalen Er-
wärmung, welcher im Zuge der Ver-
wendung leistungsfähigerer Klima-
modelle, verlässlicherer Daten und ver-
besserter empirischer Analysetechni-
ken nunmehr weitgehend unbestreit-
bar scheint. Er stellt sich nach den bis-
herigen Erkenntnissen und ihrer Er-
gänzung durch den neuen IPCC-
Bericht folgendermaßen dar:
 Es gibt tatsächlich einen anthropo-
genen Treibhauseffekt, für den vor-
dringlich die massive Zunahme der
Konzentration von CO2 in der At-
mosphäre um 31% seit Beginn der
Industrialisierung (ca. 1750) und die
anderer Treibhausgase wie Methan
(151%), Distickstoffoxid (17%), tro-
posphärischen Ozons (36%) und
Fluorchlorkohlenwasserstoffe ver-
antwortlich ist. Etwa drei Viertel der
Konzentrationserhöhung bei Koh-
lendioxid geht auf die Nutzung fos-
siler Brennstoffe zurück.
 Die durchschnittliche Oberflächen-
temperatur der Erde ist im 20. Jahr-
hundert um ca. 0,6° Celsius gestie-
gen. Das zu erwartende Ausmaß der
globalen Erwärmung, das bislang
auf 1° bis 4° Celsius bis 2030 (bei ei-
ner wahrscheinlichen Verdoppe-
lung des Kohlendioxidgehaltes in
der Atmosphäre) und auf 1° bis 4,5°
Celsius bis 2100 geschätzt wurde,
liegt nun bei 1,4° bis 5,8° Celsius, 
d.h. der Erwärmungseffekt wird vor-
aussichtlich schneller und stärker
vonstatten gehen, als bisherige For-
schungsergebnisse vermuten ließen.
 Geophysikalische Besonderheiten
führen zu regionalen Differenzie-
rungen in der Erwärmungswirkung.
Dabei fällt der Temperaturanstieg
generell im Winter stärker aus als
im Sommer und am Äquator
schwächer als an den Polen. Beson-
ders betroffen von der Erwärmung
sind das nördliche Nordamerika so-
wie Nord- und Zentralasien, deren
Temperaturerhöhung den globalen
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Durchschnitt in allen Voraussagen
um 40% übersteigt. Bereits heute
aride Gebiete werden noch trocke-
ner, während in anderen Gebieten,
etwa den Monsunregionen, die
jährlichen Niederschläge noch stei-
gen, mit den entsprechenden Fol-
gen für Dürreperioden, Desertifi-
kation und Überschwemmungen.
Schneefall, Meereis, Gletscher und
Polkappeneis werden in der nörd-
lichen Hemisphäre weiter zurück-
gehen, während die antarktische
Eismasse auf Grund höherer Nieder-
schläge zunehmen dürfte. 
 Bei der globalen Erwärmung han-
delt es sich um einen Prozess mit
sehr langem „Bremsweg“: Noch
nach Jahrhunderten sind die emis-
sionsbedingten Konzentrationser-
höhungen langlebiger Treibhausga-
se wie Kohlendioxid erst zu drei
Vierteln abgebaut. Die Erhöhung
der Oberflächentemperatur und 
die wärmebedingte Zunahme des 
Meeresspiegels geht auch nach einer
Stabilisierung oder Reduzierung 
der Emissionen für Jahrhunderte
verlangsamt weiter. Auch bei einem
(illusorischen) abrupten Abbruch
aller Treibhausgas-Emissionen wird
sich die Erde damit noch weiter um
1° bis 2° Celsius weiter erwärmen.
Die regionale Erwärmung am Nord-
pol wird sogar noch für Jahrtausen-
de für einen steigenden Meeresspie-
gel sorgen. Eine dauerhafte
Erhöhung der regionalen Tempera-
tur um 3° Celsius wird buchstäblich 
zu einem völligen Abschmelzen des
Grönlandeises führen, was gleich
bedeutend mit einer Meeresspiegel-
erhöhung um 7 Meter wäre. Nach-
dem die 90er-Jahre global gesehen
bereits das wärmste Jahrzehnt in
den letzten tausend Jahren waren,
erscheint die Erwärmung damit
nach menschlichen Maßstäben
weitgehend irreversibel und nicht
mehr aufzuhalten.
 Die erwärmungsbedingte Verän-
derung der Meeresströmungen er-
höht die Wahrscheinlichkeit von
Wirbelstürmen und Sturmfluten.
Die Verlangsamung der thermohali-
nen Zirkulation in den nördlichen
Breiten, etwa des Golfstromes, führt
dabei zu einer Verringerung des
Wärmetransportes vom Äquator
nach Norden. Dennoch ergibt sich
per Saldo auch für Europa eine Er-
wärmung, wobei jedoch der Effekt
eines kompletten Kollapses des ther-
mohalinen Kreislaufes, der durchaus
nicht unwahrscheinlich ist, vorerst
noch unbestimmt bleibt. 
 Mit dem Treibhauseffekt verschie-
ben sich Klimazonen um Hunderte
von Kilometern polwärts bzw. in
mittleren Lagen um Hunderte von
Metern in die Höhe. Die damit ver-
bundene Veränderung der Vegeta-
tions- und insbesondere der Rück-
gang von Waldzonen als CO2-
Speicher führt zu einem gewissen
selbsttragenden Verstärkungseffekt
der Erwärmung. Damit verbunden
ist ein Rückgang der biologischen
Artenvielfalt.
 Während des 20. Jahrhunderts ist
der durchschnittliche Meeresspiegel
um 0,1 bis 0,2 Meter gestiegen. Das
weitere Steigen des Meeresspiegels
als Folge der wärmebedingten Aus-
dehnung der Ozeane und des Ab-
schmelzens von Polareis und Glet-
schern wird nun auf 9 bis 88 cm,
also im Mittel auf ca. einen halben
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Meter, bis 2100 geschätzt, wobei
Szenarien für die nächsten 500 Jah-
re von Steigerungen von 2 bis 3 Me-
tern ausgehen.
 Vom Ausstoß von eher kurzlebigen
Aerosolen durch die Verbrennung
von Kohle und Öl geht anschei-
nend ein geringerer Dämpfungsef-
fekt der Erwärmung aus als bisher
vermutet, zumindest dann, wenn
ihm die steigende Aktivität und da-
mit CO2-Produktion von Mikroor-
ganismen im Erdreich entgegenge-
setzt wird. Hinzu kommt, dass der
dämpfende Effekt des stratosphäri-
schen Ozons mit dem Abbau von
Fluorchlorkohlenwasserstoffen und
ähnlichen Substanzen nach dem
Montrealer Protokoll abnimmt.
2. Sozioökonomische
Konsequenzen
Die Folgen des skizzierten Klimawan-
dels für den Menschen und seine Um-
welt sind gravierend. Dabei ist zu be-
achten, dass die schlimmsten Folgen
der globalen Erwärmung gerade in den
Regionen auftreten, die ohnehin öko-
logisch benachteiligt sind und ökono-
misch zu den ärmsten der Welt ge-
hören.
 Küstenregionen und Inselstaaten
sind durch den Anstieg des Meeres-
spiegels von massiven Landein-
bußen bis hin zur Gefährdung ihrer
Existenz bedroht. Bei Atollen ver-
stärkt sich der Effekt durch das
erwärmungsbedingte Absterben der
Korallen. Ein um ein Meter er-
höhter Meeresspiegel bedeutet
beispielsweise, dass ohne verbes-
serte Schutzmaßnahmen 0,05 %
Uruguays, 1% Ägyptens, 6 % der
Niederlande, 17,5% Bangladeshs,
Teile der Marshall-Inseln, die Male-
diven sowie Städte wie New York,
Boston, Miami, Tokio oder Osaka
dauerhaft überschwemmt werden.
 Meeresspiegelanstieg und verschärf-
te Dürreperioden gefährden zusam-
men mit Versalzung und Deser-
tifikation zunehmend die Wasser-
versorgung in Küstenregionen und
ariden Gebieten. Das World Watch
Institute schätzt, dass die Zahl der
Menschen, deren ausreichender Zu-
gang zu Süßwasser gefährdet oder
nicht mehr gegeben ist, zwischen
1995 und 2025 von 467 Millionen
auf über 3 Milliarden ansteigen
wird.
 Stürme und Überschwemmungen
beeinträchtigen unmittelbar die so-
zioökonomische Infrastruktur, ins-
besondere in küstennahen Gebie-
ten, in denen sich städtische
Ballungsräume häufen und über ein
Drittel der Weltbevölkerung lebt.
Seit den Sechzigerjahren hat sich
die Zahl der großen Naturkatastro-
phen, d.h. eben in erster Linie von
küstennahen Stürmen und Über-
schwemmungen, verdreifacht, das
Ausmaß des Schadens verneunfacht
und die versicherten Schäden sogar
verfünfzehnfacht. Neben dem In-
dustrie-, Energie- und Verkehrssek-
tor sind auch Landwirtschaft und
Fischerei durch den erosionsbeding-
ten Verlust von Anbauflächen, die
Zunahme von Schädlingen, die er-
höhte Verdunstung oder die wär-
mebedingte Verlagerung von Fang-
gründen negativ betroffen. Positive
Effekte wie eine Erschließung neu-
er Flächen durch das Auftauen von
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Permafrostböden oder die Anregung
pflanzlicher Fotosynthese durch ei-
ne erhöhte Kohlendioxidkonzentra-
tion betreffen nur wenige Länder
(Kanada, Russland) oder sind weit-
gehend temporärer Natur.
 Eine generelle Erwärmung und die
Verschiebung von Klimazonen be-
günstigen die Ausbreitung von
Infektionskrankheiten über die
größeren Einzugsgebiete ihrer Über-
träger. Hierzu gehören z.B. Malaria,
Dengue-Fieber, Encephalitis und
Gelbfieber, aber auch Cholera oder
die Lyme-Krankheit. Von heute 45
% wird der von Malaria bedrohte
Anteil der Weltbevölkerung bis
2050 auf etwa 60% steigen. Hinzu
kommen direkte Gesundheitsge-
fährdungen durch Hitzewellen und
die damit verbundenen Herz- und
Atemwegsprobleme. Für die Verei-
nigten Staaten wird eine Zunahme
der wetterbedingten Mortalität bis
auf das Vierfache prognostiziert. 
 Der Verlust von Wohn- und land-
wirtschaftlichen Gebieten kann zu
massiven Wanderungsbewegungen
von bis zu 150 Millionen Menschen
führen, insbesondere in China, In-
dien, Bangladesh und Ägypten. Zu-
sammen mit heute rund 500 Millio-
nen Flüchtlingen vor Hunger, Krieg
und Umweltschäden erwächst dar-
aus ein Migrationspotenzial von ei-
ner drei Viertel Milliarde Menschen
oder mehr.
 Zusammen mit dem demographi-
schen Wachstum in der Dritten
Welt und der Proliferation von kon-
ventionellen wie ABC-Waffen kön-
nen aus den veränderten Landcha-
rakteristika und Migrationsbewe-
gungen gewaltsam ausgetragene
Ressourcenkonflikte als Kampf um
existenzielle Grundbedürfnisse er-
wachsen, mit den entsprechenden
humanitären, politischen und wirt-
schaftlichen Folgen für die be-
troffenen Regionen und evtl. sogar
darüber hinaus. 
 Die volkswirtschaftlichen Schäden
bei einer mittleren Temperaturer-
höhung von 2,5° Celsius werden
nach verschiedenen Schätzungen
für die OECD-Länder durchschnitt-
lich 1 bis 2% des Bruttosozialpro-
duktes ausmachen. 
Langfristig wären die Schäden un-
gleich höher und bewegen sich je
nach Szenario bis zu 35% des BSP.
Für eine Erwärmung um 10° Celsius
werden Verluste von 6 bis 10% des
BSP erwartet. Besonders betroffen
sind jedoch die Entwicklungsländer,
für die analoge Schätzungen für ei-
ne Erwärmung um 2,5° Celsius zu
Einbußen von über 8% des BSP in
Süd-, Südostasien und Afrika sowie
von ca. 5% in China ergeben. Zu-
gleich sind die Entwicklungsländer
als Hauptbetroffene der Klimaände-
rung nicht in der Lage, die Kosten
für Gegenmaßnahmen, etwa zum
baulichen Schutz von überschwem-
mungsgefährdeten Gebieten zu tra-
gen. 
Diese sind beispielsweise für die
USA auf 42 bis 56 Milliarden US-
Dollar bei einer Erhöhung des Mee-
resspiegels um 50 cm und auf 
252 bis 370 Milliarden US-Dollar 
bei einer Steigerung um 2 Meter 
geschätzt worden.
Ralph Rotte
91
3. Probleme der 
bisherigen Klimapolitik
Vor dem Hintergrund dieser erwar-
teten Ausprägungen und Wirkungen
des Klimawandels erscheinen die bis-
herigen Maßnahmen der Klimapolitik
mehr als dürftig. So haben sich die
Staaten der Europäischen Union als
kollektive „Bubble“ im Sinne des 
Kyoto-Protokolls von 1997 zwar ver-
pflichtet, bis 2008 – 2012 die Treib-
hausgasemissionen um 8% auf der
Basis von 1990 zu reduzieren. Das
Zusammenspiel von wirtschaftlichem
Aufschwung, Expansion des Verkehrs,
unterentwickelten Institutionen, in
vielen Ländern fehlenden nationalen
Interessengruppen und mangelnden
Sanktionen auf europäischer Ebene
führt jedoch dazu, dass aktuelle Pro-
gnosen von einem klaren Verfehlen
dieses Begrenzungszieles ausgehen, bei-
spielsweise im Fall Portugals, dem eine
Begrenzung seines Treibhausgaswachs-
tums auf 27% bis 2010 auferlegt wur-
de. Maßnahmen, dies zu verhindern,
sind praktisch nicht in Sicht, zumal die
EU-Mitgliedsstaaten noch immer weit
von einer gemeinsamen Energiesteuer
oder einem entscheidenden Abbau der
Kohlesubventionen entfernt sind. Von
Bedeutung ist dabei auch der Primat
administrativ-juristischer an Stelle von
ökonomisch-flexiblen Ansätzen bei der
Gestaltung der Klimapolitik, der auch
von der Europäischen Kommission be-
klagt wird. Fortschritte bei der Förde-
rung erneuerbarer Energien, bei Ener-
gieeinsparung, Wärmedämmung und
Kraft-Wärme-Koppelung sowie bei der
Erstellung von Gesamtpaketen, die 
administrative, freiwillige und markt-
orientierte Maßnahmen integrieren
wie z.B. in den Niederlanden wiegen
den Mangel an nachhaltigem Engage-
ment auf europäischer Ebene nicht
auf. 
21% der Emissionsreduktion der EU
soll die Bundesrepublik tragen, die
außerdem sich freiwillig das Ziel einer
Verringerung des Kohlendioxidaus-
stoßes um 25% bis 2005 gesetzt hat.
Doch auch die bisherigen Fortschritte
der Deutschen sind nicht dazu ange-
tan, Hoffnungen auf eine deutliche
Zurückführung der Emissionen zu
wecken. Zwar ist der Kohlendioxidaus-
stoß seit 1990 deutlich gesunken; ein
wesentlicher Teil der Einsparungen ist
jedoch auf den Kollaps der ostdeut-
schen Industrie nach der Vereinigung
zurückzuführen. Besonders interessant
ist dabei, dass im Zuge der unter-
schiedlichen Klimaschutzaktivitäten
der Wirtschaftssektoren der Anteil von
Haushalten und Straßenverkehr am
Kohlendioxidausstoß zugenommen
hat, während der der Industrie und
selbst der von Kraft- und Fernheiz-
werken gesunken ist. Auf Grund der
Zunahme des Verkehrs einschließlich
der strukturellen Angleichung der ost-
deutschen Länder schätzt das Umwelt-
bundesamt, dass zwischen 1988 und
2005 trotz eines 15-prozentigen Rück-
gangs des durchschnittlichen Kraft-
stoffverbrauchs von PKW eine insge-
samt etwa 42-prozentige Erhöhung der
Kohlendioxidemissionen des Verkehrs
(um 26% in den alten und 195% in
den neuen Ländern) stattfinden wird.
Gegenmaßnahmen sind dabei aus
technischen Gründen (einfacher Ver-
brennungsvorgang) nur durch eine Re-
duzierung des Kraftstoffverbrauchs
durch sparsamere PKW und geringere
Fahrleistungen möglich. 
Tatsächlich zeigen sich gerade auch bei
der Bundesregierung, die sich gerne als
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Führung der europäischen Klimapo-
litik sieht, gravierende Mängel in der
praktischen Umsetzung der Emissions-
verringerungsziele. So steht der im Ju-
ni 2000 beschlossene Kompromiss mit
der Energiewirtschaft bezüglich des
Ausstiegs aus der Kernenergienutzung
offensichtlich mit dem Ziel einer
Kohlendioxidverringerung im Wider-
spruch, wenn es, wie abzusehen ist,
nicht gelingt, innerhalb der verblei-
benden etwa zwei Dekaden Alternativ-
energien und Energieeinsparung so-
weit auszubauen, dass sie den Ausfall
der Kernkraftwerke ausgleichen kön-
nen. Ansonsten droht zur Aufrechter-
haltung der Energieversorgung eine Er-
höhung des Kohlendioxidausstoßes
durch den Rückgriff vor allem auf die
Verbrennung von Stein- und Braun-
kohle. Dabei tragen diese beiden treib-
hausfördernden Energieträger bereits
heute noch immer etwa 25% (1998)
des seit Beginn der Neunzigerjahre
weitgehend konstanten bundesdeut-
schen Primärenergieverbrauchs (1991:
ca. 33%), noch vor Erdgas und Kern-
energie und nach Mineralöl. 
Hinzu kommt der regierungsinterne
faktische Stellenwert der Klimapolitik,
die sich augenfällig in der untergeord-
neten Rolle des Bundesumweltminis-
teriums manifestiert. So ist der Klima-
schutz eine typische Querschnitts-
aufgabe der Verwaltung, der nachzu-
kommen dem federführenden Um-
weltministerium jedoch mangels Res-
sourcen und Kooperationsbereitschaft
der übrigen Ressorts kaum möglich ist.
Auf Grund kabinetts- und bürokra-
tieinterner Konkurrenz und Kompe-
tenzstreitigkeiten gibt es im Umwelt-
ministerium nicht einmal „Spiegel-
referate“, die die klimapolitischen Im-
plikationen der Aktivitäten der übri-
gen Ministerien beobachten und vor
Fehlentwicklungen warnen. Die beste-
hende interministerielle Arbeitsgruppe
„CO2-Reduktion“ ist nach Experten-
meinung weitgehend wirkungslos, da
die übrigen Ressorts wenig koope-
rationsbereit sind und ihre eigenen
umweltpolitischen Abteilungen ver-
schwindend klein sind. Im Ergebnis
führt die Federführung des Bundesum-
weltministeriums bei Klimaschutz-
fragen damit lediglich zu einer Rollen-
verteilung, bei der das Umweltminis-
terium international beeindruckende
Ziele und Versprechungen generiert,
die von den anderen Ressorts in der
praktischen Umsetzung dann weitge-
hend abgeblockt werden. Eine zentrale
Ursache hierfür ist nicht zuletzt das
mangelnde Interesse von Bundeskanz-
ler und Kanzleramt, die stattdessen die
Schaffung von Arbeitsplätzen und das
Wirtschaftswachstum zur Chefsache
erklärt haben. 
Verstärkt wird der Effekt schließlich
noch durch die schlagkräftigere und
massenwirksamere Lobbyarbeit von
Industrieverbänden und Gewerkschaf-
ten gegenüber Umweltverbänden, zu
denen sich im Zuge der „ökologischen
Steuerreform“ auch andere Groß-
verbände wie etwa der Autofahrer-
lobby gesellt haben. Zwar sind Ener-
giesteuern durchaus ein in der wirt-
schaftswissenschaftlichen Literatur
akzeptiertes Standardinstrument zur
möglichst marktkonformen Lenkung
der Volkswirtschaft, zumindest als 
„second-best-Lösung“ (nach der Be-
steuerung des tatsächlichen CO2-Aus-
stoßes oder Energieverbrauchs), doch
führt die koalitionsbedingte Halbher-
zigkeit der getroffenen Maßnahmen
dazu, dass angesichts der geringen
Preiselastizität der Treibstoffnachfrage
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kaum Einsparungswirkungen zu er-
warten sind. Zudem kollidiert das
Einsparungsziel mit der Notwendigkeit
möglichst hoher Erträge aus der Öko-
steuer zur Subventionierung des Sozi-
alversicherungssystems. Aus klimapoli-
tischer Sicht ist ferner wesentlich, dass
Ausnahmetatbestände für die Industrie
bei der Strombesteuerung weitere Ein-
sparanreize nur bei privaten Kleinver-
brauchern schaffen, sofern die Er-
höhung der Stromsteuersätze nicht
ohnehin durch Preissenkungen im Zu-
ge der Liberalisierung des Strommark-
tes überkompensiert wird. Ein zentra-
ler Mangel ist darüber hinaus die
generelle Ausnahme der Kohle aus der
Besteuerung. Die „Ökosteuer“ stellt da-
mit faktisch eine zusätzliche Subven-
tionierung von Kohleabbau und
Kohleverstromung dar. Unter solchen
Voraussetzungen erscheint eine weite-
re kurz- bis mittelfristige Senkung der
Treibhausgasemissionen auch in der
Bundesrepublik wenig aussichtsreich.
Auch im internationalen Bereich sind
bislang kaum Fortschritte zu verzeich-
nen. Im November 2000 scheiterte in
Den Haag die Klimakonferenz zur Um-
setzung des Protokolls von Kyoto, in
dem sich die Industriestaaten dazu ver-
pflichtet haben, ihre Treibhausgas-
emissionen bis 2008 – 2012 um mehr
als 5% unter das Niveau von 1990 zu
senken. Obwohl selbst dieser Wert aus
der Perspektive des „langen Brems-
wegs“ in der Klimapolitik sehr be-
scheiden ist, verfehlte die Konferenz in
Den Haag ihr Ziel, die durchaus inno-
vativen Bestimmungen von Kyoto zu
konkretisieren und so den Weg zur Ra-
tifikation des Protokolls frei zu ma-
chen. Ursache dafür war die Auseinan-
dersetzung zwischen den USA und der
EU um die Einbeziehung von „Sen-
ken“, d.h. CO2-bindenden Gebieten
wie z.B. Wäldern, bei der Festlegung
der Emissionsziele für die einzelnen
Länder. 
Zu den typischen Bremserstaaten in
der internationalen Klimapolitik ge-
hören nicht nur die USA, die für ca.
ein Viertel des weltweiten Kohlendio-
xidausstoßes verantwortlich sind und
in denen eine massive Lobbytätigkeit
gegen den „Mythos“ der globalen Er-
wärmung zu beobachten ist. Aus ähn-
lichen Motiven wie die Vereinigten
Staaten, insbesondere auf Grund der
Abhängigkeit vom Straßenverkehr, ist
auch Australien sehr skeptisch gegen-
über internationalen Vereinbarungen
zum Klimaschutz. Aus nahe liegenden
Gründen sind auch die Erdöl exportie-
renden Staaten bislang ein Hemm-
schuh in der globalen Klimapolitik,
und auch große Entwicklungsländer
wie Indien und China erweisen sich
immer wieder als solche, nachdem sie
bevorzugte Emissionsrechte (auf Pro-
Kopf-Basis der Bevölkerung) für die
Dritte Welt in ihrem wirtschaftlichen
Aufholprozess sowie umfangreiche
Kompensationen von Seiten der Indu-
strieländer fordern.
Auch in der internationalen Wirt-
schafts- und Entwicklungspolitik spielt
der Klimaschutz bislang eine eher un-
tergeordnete Rolle. Während der Inter-
nationale Währungsfonds auf seine
Aufgabe kurzfristiger finanzpolitischer
Stabilisierung und im Übrigen auf die
positiven Effekte wachsenden Wohl-
standes auf die Bereitschaft zum Um-
weltschutz verweist, hat die Weltbank
auf maßgebliches Betreiben Frank-
reichs und Deutschlands 1991 immer-
hin das Instrument der „Global Envi-
ronment Facility“ (GEF) ins Leben
Thesen zur Notwendigkeit einer neuen Strategie in der Klimapolitik
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gerufen. Die GEF soll den Mechanis-
mus zur Unterstützung der Entwick-
lungsländer bei der Umsetzung der
UN-Artenschutz- und der UN-Klima-
schutzkonvention sowie des Montrea-
ler Protokolls zum Schutz der Ozon-
schicht darstellen, ist bislang jedoch
hoffnungslos unterfinanziert. 1994 er-
klärten sich 34 Staaten bereit, der GEF
insgesamt 2 Milliarden US$ zur Verfü-
gung zu stellen, 1998 waren es 36 Staa-
ten und 2,75 Milliarden US$. Bis Mitte
1999 wurden 142 Projekte der Welt-
bankgruppe im Wert von 1,4 Milliar-
den US$ dem GEF-Programm zugeord-
net; davon wurden bis Mai 1999 108
im Wert von insgesamt 959 Millionen
US$ genehmigt. Selbst wenn man ge-
wisse Anlaufschwierigkeiten in den
Jahren 1991 bis 1993 miteinbezieht,
entspricht dies einem Unterstützungs-
umfang von jährlich deutlich unter
200 Millionen US-Dollar, bei einem
Gesamtvolumen von neuen Weltbank-
projekten von knapp 30 Milliarden
US$ allein im Jahr 1999. 
Der letzte zentrale Hinderungsgrund
für eine effektive Bekämpfung des an-
thropogenen Treibhauseffektes liegt in
der internationalen Struktur des Pro-
blems. Einerseits ist der Beitrag der ein-
zelnen Staaten zu den globalen Koh-
lendioxidemissionen mit Ausnahme
von ökonomischen Führungsmächten
oder Großstaaten wie den USA, Japan,
Deutschland oder China relativ gering,
würde also kaum den Erfolg globaler
Klimaschutzmaßnahmen beeinträch-
tigen. Auf der anderen Seite profitiert
jeder Staat unabhängig von seinem
Beitrag von der Bewahrung des Kollek-
tivgutes Atmosphäre. Es resultiert also
ein typisches Freeriding-Problem, für
das es bislang mangels Institutionen
oder Regimes keine Lösung gibt. Hinzu
kommt, dass die Staaten, die pri-
mär von einer Klimaänderung be-
troffen sind, insbesondere von einer
Erhöhung des Meeresspiegels, gerade
zu den machtpolitisch und ökono-
misch schwächsten Ländern gehören
wie z.B. die AOSIS-Staaten oder Bang-
ladesh. Solchen Akteuren fehlt jedoch
das notwendige Gewicht auf der inter-
nationalen Bühne, um sich von ihrer
Abhängigkeit vom guten Willen der
großen Staaten zu lösen und ihre Po-
sition wirksam zu vertreten. 
4. Die Notwendigkeit 
der Adaption
Für eine Neuorientierung der deut-
schen und europäischen Klimapolitik
bleiben damit drei zentrale unange-
nehme Wahrheiten festzuhalten:
 Die Ergebnisse der Klimaforschung
zeigen klar, dass die globale Erwär-
mung größtenteils vom Menschen
gemacht und praktisch unumkehr-
bar ist. Sie ist bestenfalls noch zu
verlangsamen, wenn schnell sehr
einschneidende Maßnahmen zur
Verringerung der Treibhausgasemis-
sionen ergriffen werden.
 Solche Maßnahmen erscheinen je-
doch politisch nicht durchsetzbar,
und zwar einerseits auf Grund in-
nenpolitischer Widerstände und
Alternativprioritäten sowie ande-
rerseits auf Grund der gegebenen
internationalen Konstellation, in
der insbesondere die Interessen der
USA, der Erdöl produzierenden Staa-
ten und der Entwicklungsländer
einer globalen Reduktionsanstren-
gung entgegenstehen.
 Die Länder des Südens werden die
Hauptbetroffenen der Klimaände-
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wendigen Maßnahmen zu verfügen.
Eine Adaptionsstrategie unter diesen
Vorzeichen könnte beispielsweise fol-
gende Punkte beinhalten:
 die Stärkung der internationalen Fi-
nanzinstitutionen (Weltbank und
insbesondere Internationaler Wäh-
rungsfonds) zur Verhinderung bzw.
Dämpfung zukünftiger Finanzkri-
sen;
 die Schaffung institutioneller Siche-
rungsmechanismen auf nationaler
und europäischer Ebene gegen mas-
sive exogene Schocks im Außen-
handel und bei Investitionen in
vom Klimawandel besonders be-
troffenen Entwicklungsländern (z.B.
Zwangsrücklagen wie bei Versi-
cherungsunternehmen, Sicherungs-
fonds nach dem Vorbild des Ban-
kensektors, staatliche Anreize zur
Risikodiversifizierung im Außen-
handel);
 die Einrichtung neuer Schwerpunk-
te in der Entwicklungspolitik, ins-
besondere im Bereich der techni-
schen Assistenz in Wasser- und
Landwirtschaft sowie bei territoria-
len Schutzmaßnahmen (z.B. Deich-
bau);
 eine verstärkte Proliferations- und
Rüstungskontrolle in allen, auch
den konventionellen Bereichen des
Waffen- und Technologieexportes,
innerhalb der ABC-Regimes sowie
unter Verwendung ökonomischer
Anreize und militärischen Drucks
gegenüber potenziell destabilisie-
rend wirkenden Staaten;
 ein schnelleres und umfangreiche-
res Peace-keeping und verbesserte
humanitäre Hilfe im Krisen- oder
Katastrophenfall;
 die Schaffung des materiellen und
psychischen Durchhaltevermögens
Thesen zur Notwendigkeit einer neuen Strategie in der Klimapolitik
rung sein, insbesondere auf Grund
ihrer wirtschaftlichen Schwäche
und ohnehin bestehenden natur-
räumlichen Benachteiligung im Ver-
gleich mit den Industriestaaten. Die
zu erwartenden humanitären, poli-
tischen und sozioökonomischen
Katastrophen und Konflikte besit-
zen jedoch ein Spill-over-Potenzial,
das auch Europa in Mitleidenschaft
ziehen könnte. Ursächlich hierfür
sind potenzielle Massenwanderun-
gen, militärische Eskalationsgefah-
ren auf Grund der Rüstungsprolife-
ration sowie drohende Rückkoppe-
lungen im internationalen Wirt-
schaftssystem mit Handelseinbu-
ßen, Rohstoffverknappungen oder
Finanzkrisen nach dem Muster der
Asienkrise von 1997/98.
Wenn jedoch unter diesen Umständen
ein Festhalten am bislang primären Ziel
einer Verhinderung oder zumindest
Verzögerung des anthropogenen Treib-
hauseffektes faktisch illusorisch ist und
darüber hinaus kein Beitrag zur Bewäl-
tigung des sich abzeichnenden inter-
nationalen Bedrohungspotenzials für
Deutschland und Europa geleistet wird,
ist eine grundsätzliche Neuorientierung
der Klimapolitik unumgänglich. In An-
betracht der bisherigen Erfahrungen
und gegenwärtigen Erwartungen er-
scheint es notwendig, die vorhandenen
Ressourcen und Innovationsmöglich-
keiten nunmehr auf die Anpassung an
eine Erderwärmung zu fokussieren und
innenpolitisch wie diplomatisch inef-
fektive Versuche, diese zu verhindern,
weitgehend aufzugeben. Im Unter-
schied zur Prävention, für die der letzt-
mögliche Zeitpunkt wohl bereits ver-
passt ist, hat die Adaption überdies den
Vorteil, noch über genügend Zeit zur
Vorbereitung und Ergreifung der not-
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zur Bewältigung von Krisen, ein-
schließlich der Bereitstellung geeig-
neter militärischer Kräfte zur Been-
digung oder regionalen Begrenzung
von Ressourcenkonflikten in Über-
see (EU-Eingreiftruppe) sowie der
Vorbereitung der Bevölkerung auf
längerfristige außereuropäische En-
gagements;
 die Pflege des sich abzeichnenden
geopolitischen Glacis zur worst-
case-Bewältigung (z.B. Massenwan-
derung aus der Dritten Welt) aus eu-
ropäischer Sicht durch eine zügige
Osterweiterung der EU sowie die en-
ge Einbindung der Türkei und
Nordafrikas in die Außen- und Ent-
wicklungspolitik der EU; 
 die Stabilisierung und regionale Ko-
operation mit Ordnungsmächten,
selbst wenn sie nicht unbedingt
westlichen politischen Standards
entsprechen (z.B. China, Südafrika,
Iran)
Keiner dieser Punkte ist selbstverständ-
lich endgültig, und alle Elemente einer
Adaptionsstrategie an den Klimawan-
del müssen systematisch aufbereitet
und abgestimmt werden. 
Insbesondere die Verbindung genuin
nationaler oder europäischer Interes-
sen (z.B. in der Migrationfrage) mit
überregionalen und humanitären Ziel-
setzungen sowie der unzweifelhaft
höhere Mittelaufwand im Vergleich
zur bisherigen Deklarationspolitik ist
zu diskutieren. 
Entscheidend ist jedoch, dass der dazu
notwendige politische und öffentliche
Kommunikationsprozess endlich ange-
stoßen wird. Eröffnet werden kann er
mit der grundlegenden Feststellung,
nach der wir keine andere Wahl mehr
haben, als uns auf die Veränderung un-
serer Umwelt einzustellen und wenig-
stens durch entsprechende Hilfs- und
Anpassungsmaßnahmen weniger privi-
legierten Teilen der Welt und zukünfti-
gen Generationen Hilfestellung zu ge-
ben, wenn die Veränderung selbst
schon nicht mehr zu verhindern ist.
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1. Einführung
Es gibt eine politische Anleitung, die
Macht zu erhalten, ohne an der Re-
gierung beteiligt sein zu müssen. Die-
ses „Rezept“ wird in Prag, der Haupt-
stadt der Tschechischen Republik,
schon über zwei Jahre mit Erfolg prak-
tiziert. Es ist eigentlich einfach – kei-
ne politische Partei erhielt bei Parla-
mentswahlen die absolute Mehrheit.
Die Versuche, eine Koalitionsregierung
zu bilden, scheiterten. Dann setzten
sich Vertreter der zwei stärksten Partei-
en zusammen, und trotzdem sie sich
im Wahlkampf heftig bekämpften,
schlossen sie einen „Oppositionsver-
trag“. Dieser garantiert der stärksten
Partei die Regierungsgewalt und ihr
kleinerer Partner verpflichtet sich bis
zu den nächsten Parlamentswahlen die
Minderheitsregierung zu tolerieren.
Dieser „Junior Partner“ kann die Re-
gierung selbstverständlich kritisch be-
obachten, nur etwas darf er allerdings
nicht: Im Parlament ein Misstrauens-
votum stellen und einen solchen An-
trag, soweit er von den kleineren Op-
positionsparteien eingebracht werden
sollte, nicht unterstützen. 
Um nicht ganz leer bei der Vergabe
von politischen Funktionen auszuge-
hen, erhält der „kleinere“ Partner den
Posten des Parlamentspräsidenten. Bei
der Besetzung von Führungspositio-
nen in verschiedensten vom Staat do-
minierenden gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Gremien,
werden sich die durch den „Opposi-
tionsvertrag“, verbundenen Parteien
an der personellen Besetzung dieser
Gremien verständigen. Selbstverständ-
lich auf Kosten der Anderen und zum
eigenen Vorteil. So geschehen in Prag
1998, wo der „Oppositionsvertrag“, in
anderen Ländern würde man eher von
einem „Koalitionsvertrag“ sprechen,
zwischen der Sozialdemokratie und der
konservativen Bürgerlich-demokrati-
schen Partei (ODS), trotz der Kritik des
Staatspräsidenten Václav Havel, ausge-
handelt wurde. 
Die Folge des „Oppositionsvertrages“:
Nicht das Gesellschaftsinteresse stand
im Vordergrund, sondern der Macht-
erhalt der beiden im „Oppositions-
vertrag“ verbundenen Partner war be-
stimmend. Kein Wunder also, dass der
Unmut über die Stagnation der Ent-
wicklung in breiten Kreisen der Bevöl-
kerung immer stärker wurde.
Ende 2000 sollten Milos Zeman, der
Vorsitzende der Sozialdemokratie und
Tschechien: 
Bürgergesellschaft wehrt sich
gegen Diktat der Politik
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Chef der Minderheitsregierung sowie
Václav Klaus, Vorsitzender der Bürger-
lich-demokratischen Partei (ODS) und
Parlamentspräsident, wieder eine Ent-
scheidung treffen. Beiden, vor allem
diesmal aber Klaus, gefiel die Entwick-
lung im öffentlich-rechtlichen Tsche-
chischen Fernsehen (CT) nicht. Der In-
tendant Dusan Chmelícek griff, seiner
Meinung nach, nicht energisch durch,
wenn in Sendungen des Fernsehens
vor allem die Politik der ODS und die
Auswirkungen des „Oppositionsver-
trages“ kritisch betrachtet wurden. Der
Ruf der Kommentatoren nach einer
pluralistischen Gesellschaft, wo nicht
Parteiinteressen, sondern das Wohl der
Nation im Vordergrund stehen sollte,
schien Klaus zu populistisch. Auch der
Begriff „Bürgergesellschaft“, den der
Präsident Václav Havel von seinem Sitz
auf dem Hradschin verkündete, war
für Klaus eine Herausforderung. „Die
da ‘oben’“, Klaus meinte den Sitz des
Präsidenten auf der Burg über der
Moldau, „sollten nicht so unsinnig in
das politische Geschehen des Landes
eingreifen“, sagte er. Und: „Wollen wir
eine parlamentarische Demokratie
oder eine neue Utopie? Wollen wir ei-
ne Politik ohne Parteien, eine Politik
der klugen Elite, die irgendwo da oben
sitzt und alles weiß?“ fragte Klaus pa-
thetisch. Für die Vorstellung Havels
über eine Bürgergesellschaft hat der
Parlamentspräsident nur den ironi-
schen Ausdruck „Havlokratie“.
Anfang Dezember 2000 war es dann so
weit. Der Intendant des Tschechischen
Fernsehens, Dusan Chmelícek, wurde
abberufen. Der Fernsehrat sollte einen
neuen Kandidaten finden und zum
Chef des Fernsehens ernennen. Der
vom Parlament bestellte Fernsehrat
war selbstverständlich, man darf ja
nicht den „Oppositionsvertrag“ ver-
gessen, eine Domäne der Sozialdemo-
kraten und der ODS. In einem un-
gewöhnlich schnellen Eilverfahren
einigte man sich mit Václav Hodac.
Der in den Siebzigerjahren ins Exil ge-
gangene Journalist war einige Jahre Re-
dakteur der tschechischen Sendungen
der BBC in London, bevor er nach Prag
zurückkehrte. Schon einmal, im Früh-
jahr 2000, musste aber Hodac, der da-
mals Chefredakteur der Nachrichten-
redaktion des Fernsehens war, seinen
Sessel räumen. Er wurde kritisiert, dass
er den großen Parteien zu viel ent-
gegengekommen war. Wie allerdings
später bekannt wurde, war Hodac ein
Kompromisskandidat.
Die ODS favorisierte als neuen Inten-
danten den Leiter des Lokalsenders in
der mährischen Hauptstadt Brünn (Br-
no), Drahos. Dieser war angeblich in
einige Korruptionsaffären verstrickt.
Darum wurde seine Kandidatur ver-
worfen. Die andere Kandidatin, Frico-
vá, scheiterte an den Einwänden der
Sozialdemokraten. Fricová, die Inten-
dantin des Privatfernsehsenders „Pri-
ma“, habe sich angeblich gegen zu vie-
le Fernsehauftritte der sozialdemo-
kratischen Politikerin Petra Buzková
gestellt. Darum wurde sie von den so-
zialdemokratischen Mitgliedern des
Fernsehrates nicht als Intendant des
Tschechischen Fernsehens akzeptiert.
Als dann schließlich die Wahl auf Ho-
dac fiel, gab es im Fernsehen einen
Aufschrei. Hodac sei, so die über-
wiegende Mehrheit der Journa-
listen, vor allem in der Nachrichten-
redaktion, ein „Mann der ODS und
Václav Klaus“. Dieser Eindruck ver-
stärkte sich, als Hodac zur Nach-
richtenchefin die Medienberaterin der
ODS, Jana Bobosíková, berief.
Rudolf Ströbinger
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2. Aufstand der Redakteure
Diesmal hatten sich aber Regierungs-
chef Milos Zeman, der übrigens oft die
Journalisten als „Dummköpfe und
Ganoven“ beschimpfte, und Václav
Klaus, für den die Presseleute wieder
„die größten Feinde der Menschheit“
sind, doch verrechnet. Die Mitarbeiter
der Nachrichtenredaktion „besetzten“
den Nachrichtenraum und verlangten
die sofortige Abberufung Hodac’s und
seiner engsten Mitarbeiter, vor allem
Bobosíková. 
Unabhängig von der neuen Leitung
des Tschechischen Fernsehens und auf
eigene Verantwortung, begannen die
Nachrichtenredakteure ihre Nachrich-
ten zu verbreiten. Da man die Sendung
auf Anweisung der neuen Leitung aus-
schaltete, konnten diese nur über Sa-
tellit und Kabel bei etwa jedem fünften
Haushalt der Tschechischen Repub-
lik empfangen werden. In den folgen-
den Tagen blendete die Leitung in die
laufenden Sendungen den Untertitel:
„Dieses Programm wurde von Unbe-
fugten erstellt.“
Selbstverständlich blieben die Ereig-
nisse im Tschechischen Fernsehen
nicht ohne Reaktion der Bevölkerung.
In den ersten Tagen der Auseinander-
setzung versammelten sich vor dem
Gebäude des Tschechischen Fern-
sehens tausende Menschen, um ihre
Sympathien mit den Redakteuren, die
sich gegen die Berufung der neuen Lei-
tung wehrten und es abgelehnt hat-
ten, ihren Arbeitsplatz zu verlassen. 
In einem Gespräch mit der „Berliner
Zeitung“ (5. Januar 2001) erklärte einer
der Streikenden, der 25 Jahre alte Fern-
sehjournalist Michal Kubal, dass die
Streikenden „Beweise“ über die politi-
sche Abhängigkeit des neuen Inten-
danten Hodac und seiner engsten Mit-
arbeiter haben. Auf die Frage nach Bei-
spielen, sagte Michal Kubal: „Die neue
Nachrichtenchefin war früher Bera-
terin des ehemaligen Regierungschefs
Václav Klaus (…).“ Auf den Einwand,
dass eine ähnliche Situation wie in
Prag auch in anderen westlichen Län-
dern vorkommen könnte, meinte
Kubal: „Es gibt aber im Vergleich dazu
einen großen Unterschied in der poli-
tischen Kultur und in der Kultur der
Politiker. Bei der britischen BBC oder
den deutschen Sendern ARD und ZDF
wird nicht so direkt Einfluss auf die 
Arbeit der Journalisten genommen. Bei
uns werden Mitglieder des Fernseh-
rates ausschließlich von Parteien no-
miniert und dann vom Parlament ge-
wählt, in dem diese Parteien sitzen.
Wir wollen in Zukunft mehr Unab-
hängigkeit (…). Heute sitzen leider Par-
teileute in diesem wichtigsten Gre-
mium, die vom Fernsehmachen nichts
verstehen, die das Fernsehen nur 
kennen, weil sie ab und zu vor dem
Bildschirm sitzen (…).“
Der Aufschrei der Fernsehredakteure
blieb nicht ohne Widerhall. Vor dem
Gebäude des Tschechischen Fernse-
hens (CT) versammelten sich täglich
einige tausend Prager um ihre Sympa-
thie mit den Redakteuren zu bekun-
den. Aber nicht nur „einfache“ Bürger
protestierten gegen die Einschüchte-
rungsversuche – so sollten alle „Rebel-
len“ ohne Kündigungsfrist entlassen
werden – es meldeten sich zahlreiche
Politiker der oppositionellen „Vierer-
koalition“ (4K), in der sich die im Par-
lament vertretene liberale Freiheits-
union und die christlichen Demo-
kraten sowie zwei kleinere politische
Gruppierungen zusammenschlossen,
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zu Wort und verlangten die Erfüllung
der Forderungen der protestierenden
Journalisten. Den „Nachrichtenraum“,
der von den Protestierenden nicht ver-
lassen wurde, da sie befürchteten von
Angehörigen eines privaten Sicher-
heitsdienstes nicht mehr eingelassen
zu werden, besuchte auch die Gattin
des Staatspräsidenten Havel, Dagmar
Havlová. Schließlich meldete sich auch
Václav Havel zu Wort. „Ich erinnere
mich“, so der Staatspräsident, an die
Zeit im Februar 1948, als eine lange,
Jahrzehnte andauernde Diktatur be-
gann. Auch in jenem Februar hatte
sich alles vollkommen legal und im
Einklang mit den Buchstaben des Ge-
setzes abgespielt (…).“ Ein Vergleich,
der in Prag sofort heftig diskutiert wur-
de und auch auf Ablehnung stieß.
Wahrscheinlich hat ihn Havel aller-
dings auch deswegen benutzt, weil die
tschechischen Medien in der Zeit der
„samtenen“ Revolution im November
1989 eine wichtige Rolle beim Sturz
der kommunistischen Diktatur spiel-
ten. Und sie waren auch – wie es der
Publizist Karel Hvízdala, der jahrelang
im Exil in der Bundesrepublik lebte,
formulierte – „im Jahre 1989 der erste
Bereich, der sich befreit hatte. Deshalb
schien es, als sei alles in Ordnung. 
Fragen wie das Verhältnis von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern im Fern-
sehen wurden nicht diskutiert (…)“.
Und auch das Ausland reagierte auf die
Ereignisse im Tschechischen Fernse-
hen. So forderte etwa die Internationa-
le Journalistenvereinigung (IFJ) im Na-
men ihrer 450.000 Mitglieder in mehr
als 100 Ländern die Europäische Uni-
on zum Eingreifen auf. Die Verant-
wortlichen in Tschechien sollten ge-
drängt werden einzugreifen und die
Pressefreiheit zu garantieren. 
3. Rivalität der 
politischen Rivalen
Das Eingreifen des Staatspräsidenten
Havel zu Gunsten der Fernsehredak-
teure blieb nicht ohne Resonanz. Es
war der Vorsitzende der Bürgerlich-
demokratischen Partei und Parlaments-
präsident Václav Klaus, der den Prä-
sidenten offen angegriffen hatte. „Bei
uns gibt es seit elf Jahren einen Streit
zwischen den klassischen Demokraten,
zu denen ich zähle, und Václav Havel,
unserem Präsidenten,“ sagte Klaus in
einem Interview mit dem „Stern“ (11.
Januar 2001). „Wollen wir die parla-
mentarische Demokratie oder eine
neue Utopie? Wollen wir eine Politik
ohne Parteien, eine Politik der klugen
Elite, die irgendwo da oben sitzt und
alles weiß?“ fragte Klaus pathetisch.
Und über die Zukunft eines öffentlich-
rechtlichen Fernsehens hatte Václav
Klaus seine eigene Vorstellungen:
„Wenn es nach mir ginge, bräuchten
wir überhaupt kein öffentliches Fern-
sehen. Mindestens einer der beiden
Staatskanäle sollte privatisiert werden,
am besten morgen (…).“ Und es mel-
deten sich auch die im Parlament als
drittgrößte Partei vertretenen Kommu-
nisten zu Wort. Denen ging es aller-
dings nicht um die von Václav Klaus
vorgeschlagene Privatisierung des Fern-
sehen. Die Partei, die wie Havel sagte,
im Februar 1948 illegal an die Macht
kam, witterte eine „Verschwörung“. In
ihrem Blatt „Nase Pravda“(17. Januar
2001) bezeichnete der Vorsitzende der
Kommunistischen Partei Böhmens
und Mährens, Miroslav Grebenícek,
die „Krise des Fernsehens“ als einen
„Versuch der extremen Rechten, im
Zusammenspiel mit der Freiheits-
union und Václav Havel einen rechten
Putsch durchzuführen (…).“
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Auch die regierenden Sozialdemo-
kraten, die die Berufung des neuen In-
tendanten Hodác mitgetragen hatten,
begannen sich jetzt von seiner Unter-
stützung zu distanzieren. Allerdings ge-
schah dies erst unter der immer stärker
werdenden öffentlichen Meinung. Bin-
nen nur weniger Tage hatten mehr 
als 200.000 Menschen eine Resolution
zur Unterstützung der protestieren-
den Journalisten unterzeichnet. Für
den 3. Januar 2001 wurde eine Protest-
kundgebung auf dem Prager Wenzels-
platz einberufen. Gleichzeitig sollten
ähnliche Aktionen in allen großen
Städten des Landes stattfinden. Das,
was niemand vermutete, ging in Erfül-
lung. In einer seit dem November 1989
nicht da gewesenen Massenkundge-
bung mit mehr als 100.000 Teilneh-
mern, unterstützten sie die Forderun-
gen der Journalisten des Fernsehens.
Nicht nur Politiker, vor allem die „Vie-
rerkoalition“, aber auch einige Sozial-
demokraten wurden mit Protestrufen
begrüßt, aber auch zahlreiche bekann-
te Künstler und Persönlichkeiten des
öffentlichen Lebens wie der einst von
Havel als sein Nachfolger vorgeschla-
gene katholische Geistliche, Professor
Tomás Halík, nahmen an ihr teil. Wei-
ter wurde beschlossen, sich in einer
Woche wieder zu treffen, soweit die
Situation im Fernsehen nicht gelöst
worden sei. 
Fürst Karl Schwarzenberg, der in den
Jahren 1990 bis 1992 die Kanzlei 
des Staatspräsidenten Havel leitete,
und der in der Öffentlichkeit ein
großes Ansehen besitzt, charakterisier-
te die Entwicklung folgendermaßen:
„Die tschechische Gesellschaft, so viele
Mängel sie auch heute noch aufweist
und so schwer man mit dem Erbe der
vergangenen Zeiten, nicht nur in ma-
terieller Hinsicht zu kämpfen haben
mag, ist nicht mehr gewillt, blind der
Obrigkeit zu folgen. Sie hat sich im
Streit um das Fernsehen als Kraft einer
demokratischen Bürgergesellschaft
erwiesen (…). Bei allen Unzulänglich-
keiten, die es in der Tschechischen Re-
publik noch gibt, kann man getrost
auf eine weitere Entwicklung dieser
Demokratie blicken. Die Lehre, die
man (…) ziehen kann, ist, dass Frei-
heit immer verteidigt werden muss,
manchmal sogar gegen Personen, die
man selbst gewählt hat. Es gibt eine
Wachsamkeit gegenüber der Arroganz
der Macht und des Geldes, aus der sich
auch im Westen manche Lehre ziehen
lässt (…).“
Jetzt schrillten bei den verantwort-
lichen Politikern die Alarmglocken.
Auf Drängen der Mehrheit der Ab-
geordneten, verkündete Parlaments-
präsident Václav Klaus den „legisla-
tiven Notstand“, der es ermöglich-
te, neue Gesetze im Eiltempo zu be-
schließen. Ein neues Gesetz zur Ab-
lösung des alten Gesetzes, das den
politischen Parteien die alleinige Ver-
tretung im Fernsehrat garantiert hatte,
sollte beschlossen werden. Bei der Dis-
kussion über das neue Gesetz zeigte
sich allerdings wieder die Unzuverläs-
sigkeit der Sozialdemokratie. Die „Vie-
rerkoalition“ war sich bei der Diskus-
sion im Parlament über die Grund-
sätze des neuen Gesetzes mit den So-
zialdemokraten schon einig gewesen.
Doch dann verließ die Partei Zemans
der Mut, das Gesetz gegen die Stim-
men der Bürgerlich-demokratischen
Partei durchzusetzen. In letzter Minute
legte Ministerpräsident Milos Zeman
eine verwässerte Version des Gesetzes
vor und erhielt dazu die Unterstützung
der Bürgerlichen.
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Erstmals werden zwar nicht mehr die
Parteien, sondern gesellschaftlich re-
levante Organisationen (Gewerkschaf-
ten, Künstler) ihre Vertreter in den
demnächst 15 statt 10 Mitglieder zäh-
lenden, für sechs Jahre gewählten
Fernsehrat, vorschlagen, aber letztlich
entscheiden über die Vorschläge Parla-
mentsabgeordnete. Die können einzel-
ne Ratsmitglieder abwählen. Der Senat,
die Zweite Kammer, wo die Parteien
der „Viererkoalition“ mit Unabhängi-
gen die Mehrheit haben sowie der
Staatspräsident haben keine Möglich-
keit in die Wahlen und die Besetzung
des Fernsehrates einzugreifen. 
4.  Auswirkungen 
für die Zukunft
Der Streit um die Zukunft des Tsche-
chischen Fernsehens (CT) ist noch lan-
ge nicht ausgestanden. Noch immer
haben viele entscheidende Positionen
Menschen inne (Intendant Hodac ist
inzwischen wegen Krankheit zurück-
getreten), die von den politischen
Machtstrukturen, die das Fernsehen zu
ihrem Instrument machen wollten, an
diese Stelle gesetzt worden sind. Aller-
dings wird sich die bei der unerwarte-
ten Resonanz der Entwicklung im
Fernsehen und der damit verbundenen
Pressefreiheit mit Sicherheit auf die
weitere Entwicklung des Landes aus-
wirken. 
Die Parlamentswahlen stehen zwar erst
in knapp zwei Jahren an, aber schon
jetzt zeigt sich, dass, wenn nichts un-
vorhersehbares geschieht, sich nach
dem Urnengang die politische Szene
des Landes verschieben wird. Schon 
im April 2001 könnte dazu der erste
Schritt gemacht werden. Auf dem Par-
teitag der Sozialdemokratie will Minis-
terpräsident Milos Zeman nicht mehr
für das Amt des Parteivorsitzenden
kandidieren. 
Es wird erwartet, dass die Parteispitze
mehrheitlich aus „geläuterten“ Sozial-
demokraten gebildet wird. Mit der, so
Gremien der Liberalen, wie der Christ-
demokraten, könnte man eher zusam-
menarbeiten als mit der Bürgerlich-de-
mokratischen Partei von Václav Klaus. 
Es ist mit Sicherheit kein Zufall, dass
Ende Januar 2001 die „Viererkoalition“
den stellvertretenden Vorsitzenden der
Christdemokraten Cyril Svoboda, dem
nachgesagt wird, dass er eine Koalition
mit den „Nach-Zeman-Sozialdemokra-
ten“ anstrebt, zu ihren Spitzenkandi-
daten gewählt hatte. Und so wird das
Ringen um die Freiheit der Journa-
listen des Tschechischen Fernsehens
(CT) ein langzeitwirksames politisches
Erdbeben hinterlassen. Die Folgen
können für die Zukunft der Tschechi-
schen Republik in der Zeit, wo sie die
Mitgliedschaft in der Europäischen
Union anstrebt, schicksalhaft sein.
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1. Die Wahlen 
vom 26. November 2000
Das für fast alle westlichen Kommen-
tatoren und Analytiker völlig uner-
wartete Ergebnis der Parlaments- und
Präsidentschaftswahlen vom 26. No-
vember und 3. Dezember in Rumänien
hat äußerst negative Reaktionen her-
vorgerufen, die von Bestürzung und
Unverständnis bis zu Entsetzen reich-
ten. Das geschah zum einen, weil die
gewesenen Postkommunisten, die sich
inzwischen als regelrechte Sozialde-
mokratische Partei Rumäniens (PDSR
unter Führung von I. Iliescu) etabliert
haben, mit fast 37% im Parlament und
mit fast 67% bei den Präsidentschafts-
wahlen gesiegt haben, während von
der gewesenen Demokratischen Kon-
vention (CDR unter Führung von I.
Diaconescu) die führende Bauernpartei
(PNTDC, ebenfalls unter Führung von
I. Diaconescu) nicht einmal ins Par-
lament gelangte und ihre zwei Präsi-
dentschaftsanwärter, Th. Stolojan und
M. Isarescu, ebenfalls nicht zum Zuge
kamen (s.w.u.). Zum anderen, weil die
rechtspopulistische Partei von Vadim
Tudor (PRM)mit über 20% bzw. über
33% den zweiten Platz eingenommen
hat. Es wurden Vergleiche mit zwei
Rechtspopulisten, dem Österreicher 
J. Haider (FPÖ) und dem Schweizer
Ch. Blocher (SVP) angestellt, deren 
Erfolg für großes internationales Auf-
sehen gesorgt hatte.
1.1 Die Wahlergebnisse 
im Parlament1
Es entfielen bei einer nicht allzu
großen Wahlbeteiligung von über 56%
– 20% weniger als bei den vorigen
Wahlen 1996 – für die siegreiche PDSR
mit ihren 4.000.000 Stimmen fast 37%
der Plätze (eigentlich 36,61% in der
Abgeordnetenkammer und 37,09% im
Senat), die durch Neuverteilung der
Stimmen der Kleinparteien, die die 
5%-Hürde nicht geschafft hatten, auf
44,93% (bzw. 46,63%) stiegen; das
sind 155 Abgeordnete und 65 Senato-
ren.
Es folgt die Partei ‘Großrumänien‘
(PRM unter Führung von V. Tudor) mit
über 2.000.000 Stimmen und mehr 
als 20%, die auf 24,35% in der Abge-
ordnetenkammer und auf 26,43% im
Senat stiegen; das sind 84 Abgeordnete
und 37 Senatoren.
Weit abgeschlagen folgten dann die
nächsten drei Parteien, die noch ins
Parlament gelangten. Die Demo-
kratische Partei (unter Führung von P.
Rumänien 
elf Jahre nach der Wende
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Roman) erlangte mit 760.000 (bzw.
800.000) Stimmen bloß 7,3% (bzw.
7,58%) der Plätze, die auf 8,49% (bzw.
9,29%) erhöht wurden; das sind 31
Abgeordnete und 13 Senatoren.
Etwa das gleiche Ergebnis erzielten
auch die Liberalen (PNL unter Füh-
rung von Ionescu-Quintus), die, ob-
wohl Mitglieder der CDR, angesichts
der sich anbahnenden Wahlkatastro-
phe aus der CDR rechtzeitig austraten
und selbstständig in den Wahlkampf
gingen. Mit 750.000 (bzw. 815.000)
Stimmen erhielten sie 6,90% (bzw.
7,50%) der Stimmen, die auf 8,70%
und 9,30% erhöht wurden; das sind 30
Abgeordnete und 13 Senatoren.
Der Demokratische Verband der Un-
garn Rumäniens (UDMR unter Füh-
rung von György Frunda) behielt seine
ständige, nationale Wahlgefolgschaft
mit 735.000 und 750.000 (bzw. 6,80%
und 6,90%) Stimmen, die auf 7,80%
und 8,60% stiegen; das sind 27 Ab-
geordnete und 12 Senatoren. 
Außerdem wurden den anderen
Minderheiten (bei einem Stimmenan-
teil von ca. 3,50%) in der Abgeordne-
tenkammer 18 Plätze zugewiesen.
Die CDR 2000 – so hieß die reduzierte
Koalition bei den jetzigen Wahlen –,
die eigentliche Regierungspartei, hatte
zwar die 5%-Hürde mit 5,40% (bzw.
5,60%) überschritten, jedoch weil sie
ein Wahlkartell mit mehreren kleinen
Parteien (wie z.B. dem Rechtsbünd-
nis – UFDr unter der Führung von
Varujan Vosganian – oder Splitter-
parteien der Ökologisten, der Bauern-
partei u.a.) eingegangen war, benötig-
te sie volle 10% der Stimmen. Laut
dem neuen Wahlgesetz brauchte man
5% (Grundpartei) + N-1% für die rest-
lichen Parteien des Kartells. 
Auch die Partei des gewesenen Außen-
ministers, Th. Melescanu (ApR), die 
in einigen rumänischen Kreisen als
Hoffnungsträger galt, verfehlte den
Eintritt ins Parlament mit ihren 4,07%
(bzw. 4,27%) der Stimmen.
Die restlichen 62 Parteien und Verbän-
de näherten sich dem Parlament mit
ihren 1,40% – 0,01% nicht einmal. 
1.2 Die Präsidentschaftswahlen
Es war ein offenes Geheimnis für alle
Kenner der rumänischen Verhältnisse,
dass Ion Iliescu, als gewesener Reform-
kommunist und einziger offener Geg-
ner von Ceausescu, persönlich nicht
korrupt und einziger Politiker mit 
Erfahrung, den ersten Platz – genau
wie in den vorangegangenen Wahlen 
(1990, 1992 und 1996) – einnehmen
wird. Die Frage war nur, wer sein Ge-
genkandidat im zweiten Wahlgang
sein würde. Die so genannten demo-
kratischen Zentrumsparteien hatten
nichts aus ihrer Vergangenheit gelernt
und konnten sich wie immer nicht auf
einen gemeinsamen Kandidaten ei-
nigen. So kam es, dass Th. Stolojan
(CDR) und M. Isarescu (PML) weni-
ger Stimmen (13% und 10%) als der
Rechtspopulist Vadim Tudor mit sei-
nen 27% erhielten. Vereint wäre die
Chance größer gewesen, dass einer von
ihnen auf den zweiten Platz käme. In
diesem Fall hätte der einzige Kandidat
auch in der Stichwahl gegen Iliescu,
der im ersten Wahlgang nur die Stim-
men seiner eigenen Partei(das sind 
37%) erhalten hatte, viel mehr Chan-
cen gehabt, denn Letzerer wurde ledig-
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man in den anderen Volksdemokra-
tien wenigstens glimpflicher mit den
Bauern umgegangen war, gab es zuletzt
in den Dörfern Rumäniens fast nur
mehr alte Leute, die in der Landwirt-
schaft arbeiteten. 
Während es überall verschiedene Ab-
arten von ‘Blockflöten‘ – in Polen gab
es sogar eine katholische Universität 
in Lublin – mit eigenen Organisatio-
nen und sogar einem kleinen Apparat
sowie eigenem Schrifttum gab, exi-
stierte in Rumänien nur die Partei, ge-
nauso wie in der SU. Deshalb haben
die Bürger von Bukarest, die den Sturz
Ceausescus bewirkten, nicht die Macht
behalten können und aus demselben
Grund waren die neuen (demokrati-
schen) Parteien – mit Ausnahme der
Postkommunisten – von Anfang an so
schwach und konnten deshalb auch
massiv infiltriert werden.
2.2 Ceausescus Erbe
Kennzeichnend für Rumänien allein
waren erstens die (unblutige) „Kultur-
revolution“ (1971-1989) und zweitens
der steigende Terror der letzten Herr-
schaftsjahre Ceausescus (1978-1989).
Nach seiner Rückkehr aus China be-
gann im Sommer 1971 die „Kultur-
revolution“, die sich bis zur Wende
steigerte. Sie verfolgte die Ersetzung
der alten Garde von Gheorghiu-Dej
durch neue, jüngere und opportunis-
tische Anhänger Ceausescus, die den
neuen national-kommunistischen Kurs
der Partei förderten. In der allgemei-
nen Verwaltung und in der Kultur
führte das zur Ablösung der Fach-
leute und kompetenten Mitarbeiter 
durch treue Parteifunktionäre, die zwar
Rumänien elf Jahre nach der Wende
lich als ein minderes Übel im Vergleich
zu Vadim Tudor, der von allen in einer
gemeinsamen Propagandakampagne
massiv verteufelt wurde, gewählt.
Die anderen aussichtslosen, weltfrem-
den Kandidaten haben sich mit ihrem
Prozentsatz nur lächerlich gemacht. So
P. Roman mit 2,5% oder Th. Melesca-
nu mit 2%, die nicht einmal die Stim-
men ihrer eigenen Parteigänger er-
hielten, von den anderen Präsident-
schaftsanwärtern gar nicht zu spre-
chen, die zusammen insgesamt 2,5%
erhielten.
2. Das kommunistische Erbe2
Der realexistierende Sozialismus Ost-
europas hat in allen Ländern große
Schäden angerichtet. Die größten ha-
ben die GUS und Rumänien erlit-
ten. Wodurch unterscheidet sich aber
Rumänien von den anderen gewe-
senen Satellitenstaaten der SU? Rumä-
nien weist vier grundlegende Mängel
auf. Zwei teilt es mit der GUS und zwei
sind ihm eigen, da sie während und
infolge der Ceausescu-Ära entstanden
sind.
2.1 Rumänien und Russland
Was man in der GUS in siebzig Jahren
erreicht hat, haben Gheorghiu-Dej
und Ceausescu in vierzig Jahren ge-
schafft, nämlich die Vernichtung des
Bauerntums und die Ausschaltung jeg-
licher politischer autonomer Einhei-
ten, mit Ausnahme der Parteistruk-
turen. 
Während Länder wie Polen überhaupt
keine Kolchosbauern kannten und
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Scheindiplome, aber keine entspre-
chenden Kenntnisse besaßen. Das Sa-
gen hatten jetzt nur noch politische
Führer jeglicher Art. Zugleich wurde
der Kontakt mit dem Ausland unter-
brochen und die Ausbildung neuer
Fachleute in jeder Hinsicht stark redu-
ziert. Alte, ehrwürdige Einrichtungen
wie die Rumänische Akademie der
Wissenschaften wurden umorganisiert
und völlig entmachtet. Die Anzahl der
hoch qualifizierten Fachleute sank
ständig, so z.B. gab es noch im Jahre
1972 auf dem Gebiete der Altertums-
wissenschaft – auf dem Rumänien eu-
ropäisches Niveau erreicht hatte –
achtzehn C3- und C4-Professuren,
während es im Jahr 1983 deren nur
noch vier gab. Kleine Hochschulen
wurden aufgelöst und die Anzahl der
Studenten auch an den Technischen
Hochschulen stark reduziert.
Die Folge war, dass es nach der Wende
viele Halbgebildete und sogar ‘Viertel-
gebildete‘ gab, die Politik, Kultur und
das öffentliche Leben bis zum heuti-
gen Tage prägen.
Der wachsende Terror, die steigende
Korruption, die große Anzahl von IM
der Staatsorgane sowie die schweren
Lebensbedingungen – Lebensmittel-
mangel, Stromkürzungen, Verringe-
rung der Heizung usw. – haben zu ei-
ner kranken Gesellschaft geführt, in
der moralische Grundelemente wie
Ehrlichkeit und Arbeitsmoral Mangel-
ware geworden sind. Das alles hat eine
starke Emigrationsbewegung bewirkt,
wodurch nicht nur fast alle Vertreter
der für die Wirtschaft, Wissenschaft
und Kultur so wichtigen Minderheiten
(Deutsche und Juden), sondern auch
sehr viele ‘waschechte Rumänen‘ das
Land verließen.
3. Die ‘Postkommunisten‘
(1990 – 1996)
Während der ersten sieben Jahre nach
der Wende, von Ende 1989 bis zu den
Wahlen im November 1996, regierte in
Rumänien die so genannte Front der
Nationalen Rettung (FSN), die zum
großen Teil aus der kleinen Nomen-
klatur bestand. Das waren zweit- und
drittrangige Parteifunktionäre oder
Parteimitglieder, die sich in hohen und
einflussreichen Stellen betätigt hatten,
meistens machtpolitisch und manch-
mal auch fachlich kompetent waren.
Hinzu kamen noch einige Aufsteiger
mit ähnlichem, aber bescheidenerem
Hintergrund. Später spaltete sich die
Front, und der gewesene erste Minis-
terpräsident P. Roman, zusammen mit
einem jüngerem Anhang (man nannte
sie Jungwölfe) schufen eine neue De-
mokratische Partei (PD). Danach kauf-
te sie sich sozusagen bei der alten so-
zialdemokratischen Minipartei ein und
gelangte auf diese Weise in die Sozialis-
tische Internationale. Die alten histo-
rischen Parteien (die Liberalen und die
Bauernpartei), die neu gegründet wur-
den, besaßen weder eine kompetente
und erfahrene Führung, noch verfüg-
ten sie über einen Parteiapparat. Bei
den vielen neugegründeten Parteien
standen die Dinge noch schlechter. Al-
le diese Neupolitiker waren so naiv
und überheblich, dass sie bei den er-
sten Wahlen im Mai 1990 sogar die
Hilfe der polnischen „Solidarnos´c´“ ab-
lehnten. Deshalb verloren sie auch
deutlich die Wahlen im November
1992, aber im Frühling 1991 bei den
örtlichen Wahlen haben sie doch et-
was erreicht? Erst im Frühling 1991,
nachdem sie bei den örtlichen Wahlen
eine gemeinsame Liste im Rahmen der
neugegründeten Demokratischen Kon-
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lehnte das Parlament den Antrag mit
Entrüstung ab.
Erst nach dem Moskauer Putsch von
1991, der Auflösung der KPdSU und
dem Zusammenbruch der SU, bekun-
dete man dem Westen gegenüber ein
größeres Interesse.
3.2 Innenpolitik
Die Wiedergutmachung der ‘sozialisti-
schen Ungerechtigkeiten‘, das bedeutet
die Rückerstattung von Grund und Bo-
den (in erster Linie den vielen Bauern)
sowie von Häusern und Wohnungen in
den Städten vollzog sich langsam, fand
nur teilweise und mit vielen Schwierig-
keiten, mit Prozessen und unzurei-
chenden Entschädigungen statt. Das
verlief ganz anders als in den anderen
ehemaligen sozialistischen Ländern.
Es wurde kein gezielter und schneller
Übergang zur Marktwirtschaft unter-
nommen, wie ihn Ungarn, Polen und
die Tschechoslowakei durchführten.
Hingegen wurde eine alte unproduk-
tive Industrie, von der die guten Stücke
ohnehin fast verschenkt worden wa-
ren, durch Subventionen künstlich er-
halten.
Es wurden keine Rahmenbedingungen
zur Förderung fremder Investitionen
geschaffen. Im Gegenteil konnte man
im Parlament oft hören, dass ‘der (hei-
lige) Boden des Vaterlandes‘ nicht ver-
äußert werden dürfe.
3.3 Wirtschaftslage
Der Verfall der staatlichen Autorität im
Gegensatz zum vergangenen Totalita-
Rumänien elf Jahre nach der Wende
vention (CDR) aufgestellt hatten, er-
rangen sie die ersten Erfolge und ge-
wannen die Hauptstadt Bukarest und
mehrere Großstädte.
3.1 Außenpolitik
Dank persönlicher Beziehungen der
Familie Roman aus der Zeit der franzö-
sischen Resistance wurde Francois Mit-
terrand nach Rumänien eingeladen,
wo er Präsident Iliescu einen Orden
verlieh. Anscheinend glaubten beide
Präsidenten, dass es eine graue Über-
gangszone vom Kapitalismus zum 
Sozialismus geben werde, in der Ru-
mänien eine wichtige Rolle spielen
könnte. Das hat wahrscheinlich auch
den Abschluss eines Abkommens zwi-
schen Rumänien, als einzigem Land
des gewesenen Ostblocks, und der SU
gefördert und erleichtert. Auch Molda-
vien wurde unterstützt, um zur voll-
ständigen Unabhängigkeit zu gelan-
gen, während Vertreter der rechten
Opposition von einem Anschluss
träumten und ihn unterschwellig ver-
langten. 
Hingegen wurde der Westen höflich
‘vernachlässigt‘. So haben fast alle Par-
teien und Politiker von der Linken bis
zur Rechten – mit Ausnahme einiger
Liberaler und ‘Wirrköpfe‘ – die Grün-
dung einer kleinen deutschen Univer-
sität in Hermannstadt (Sibiu) mit allen
Mitteln hintertrieben, obwohl unter
den achtzehn Ländern des gewesenen
Ostblocks, die eine deutsche Univer-
sität verlangten, nur Rumänien aus ob-
jektiven und subjektiven Gründen ei-
ne solche genehmigt worden war.
Als die USA einen kleinen Seestütz-
punkt in Mangalia mieten wollte,
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rismus führte zu einer zügellosen 
Freiheit, die von den ‘Stärkeren‘ zu 
Ungunsten der ‘Schwächeren‘ miss-
braucht wurde. Das persönliche In-
teresse wurde vorrangig, und die per-
sönliche Bereicherung scheint bis jetzt
das höchste Ziel des Großteils der akti-
ven Bevölkerung Rumäniens zu sein. 
Eine riesige Korruption, in Anlehnung
an ältere Gepflogenheiten, breitete
sich wie die Pest aus, so dass alles käuf-
lich wurde. Fast alle Machtträger von
Polizei, Verwaltung und Justiz bis 
zu den einzelnen Politikern wurden
käuflich. Alle Handwerker arbeiteten
schwarz und tun es noch jetzt. Der
Diebstahl von Staatsgut jeglicher Art,
von Ersatzteilen und Kleingütern aus
den Unternehmen bis zu großen Be-
wässerungsanlagen von den Feldern,
war an der Tagesordnung. Staatsbesitz
wurde zu Schleuderpreisen verkauft
wie z.B. fast die gesamte Handelsflotte.
Die steigende Inflation, die einsetz-
te, förderte die Bildung einer kleinen
Schicht von Neureichen und die Ver-
armung breiter Volksschichten. Die
großen Opfer waren die studierende
Jugend und die alten Rentner, die über
keine zusätzlichen Einnahmequellen
verfügten.
4. ‘Die Demokraten‘
(1997 – 2000)
Nach dem Wahlsieg im November
1996 wurde eine Koalitionsregierung
aus der CDR, der PD und der UDMR
gebildet. Zwar hatte die CDR, als weit-
aus stärkster Partner, eine führende
Rolle, hatte jedoch P. Roman zum Prä-
sidenten des Senats gekürt, der aus per-
sönlichen Gründen ein gewichtiges
Wort zu sagen hatte, da er in der Stich-
wahl zur Präsidentschaft seine Stim-
men dem neuen Präsidenten M. Con-
stantinescu abgetreten hatte. Dadurch
fühlte sich dieser verpflichtet – in
Überschreitung seiner verfassungs-
mäßigen Machtbefugnisse – P. Roman
zu bevorzugen. Das wurde augen-
scheinlich beim ersten Regierungs-
wechsel, als der von der Bauernpartei
eingesetzte Ministerpräsident Ciorbea
von P. Roman zum Rücktritt gezwun-
gen wurde. Das ging so weiter bis zum
letzten Gesetz über Häuserrückga-
be, das die CDR nicht mehr zur Ver-
abschiedung bringen konnte, weil es 
P. Roman nicht gefiel.
Hiermit war die PD ein Ballast für die
CDR, wodurch auch die wenigen pro-
grammatischen Vorhaben der PD er-
schwert wurden.
4.1 Innenpolitik
Die neue Regierung hatte zu wenig ei-
gene kompetente Fachleute, obwohl
sich Präsident M. Constantinescu ge-
brüstet hatte, dass sie über 15.000
hoch qualifizierte Fachleute verfüge,
die nur darauf warteten, eingesetzt zu
werden.
Es wurden viel zu wenige und zag-
hafte Schritte in Richtung Marktwirt-
schaft unternommen, obwohl auch
Professor Balcerowicz, der in Polen den
schnellen Übergang zur Marktwirt-
schaft bewirkt hatte, sowohl Präsident
Constantinescu persönlich, als auch
im Fernsehen dargelegt hatte, dass ei-
ne derartige Operation sehr schnell
durchgeführt werden müsse, da sie
schwere Opfer von der Bevölkerung
verlange und deshalb sehr schmerz-
haft sei.
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Gegen die große, wachsende Korrup-
tion wurde nichts unternommen, eine
Tatsache, die die Bevölkerung sehr er-
boste.
Die rumänische Presse, die zwar kein
europäisches Niveau besitzt, aber viele
Affären aufgedeckt hatte, lieferte genü-
gend Material dazu. Als Senator Boila,
ein unierter Priester, der aus einer der
in der nationalen Partei Siebenbür-
gens wichtigen Familien stammt, aus
der Bauernpartei austrat, rechtfertigte
er sich im Fernsehen vor dem ganzen
Lande mit der Erklärung, dass er von
seiner Parteiführung verlangt habe,
nur 10 von den bereits 200 großen
Korruptionsakten der Justiz zu über-
geben, um zumindest einen Teil des
Wahlversprechens der Partei einzuhal-
ten. Man habe ihm geantwortet, dass
dies aus politischen Erwägungen nicht
möglich sei und sich auch schlecht auf
die Partei auswirken würde. Nachdem
auch in den eigenen Reihen der Partei
große Korruptionsfälle aufgedeckt wor-
den waren, verlor die CDR schnell ihre
Popularität. Der aufsehenerregendste
Fall war die Privatisierung der Telefon-
gesellschaft an eine griechische Gesell-
schaft, obwohl es auch deutsche, fran-
zösische und amerikanische Anbie-
ter gegeben hatte. Die Folge war, dass
in Rumänien, vielleicht als einzigem
Land in der Welt, die Telefongebühren
stark erhöht wurden. Bei vielen alten
Rentnern übersteigen sie sogar die 
Monatsrente. Bei den unternommenen
Nachforschungen einer Parlaments-
kommission hat sich herausgestellt,
dass man wahrscheinlich 60 Millionen
Dollar Schmiergeld bezahlt hatte. Dar-
an sollen sich nicht nur die Führung
der rumänischen Telefongesellschaft,
sondern auch mehrere Ministerien be-
teiligt haben.
4.2 Außenpolitik
Die unternommenen Schritte haben
zwar die Beziehungen zu Ungarn und
der Ukraine verbessert, jedoch blieb
dies ohne sichtbare Ergebnisse für die
Bevölkerung. Infolge der stärkeren
Öffnung zum Westen hat Rumänien
auch an den Sanktionen gegen Serbien
schweren Herzens und wider die mehr-
heitliche öffentliche Meinung teilge-
nommen. Für die rumänische Wirt-
schaft bedeutete das eine Einbuße von
mehreren Milliarden Dollar. Nur eini-
ge Schlauköpfe bereicherten sich, in-
dem sie Erdöl an die Serben schwarz
über die Donau hinweg verkauften.
Vom verfolgten Ziel einer NATO- und
EU-Mitgliedschaft ist Rumänien lei-
der weiter entfernt denn je. Von den
überzogenen, unrealistischen, durch
eine kostspielige, naive Propaganda 
der letzten Stunde genährten Hoff-
nungen eines schnellen Eintritts zu-
sammen mit den ersten Staaten des
Ostens ist Rumänien an die letzte Stel-
le, sogar hinter Bulgarien gerutscht.
4.3 Wirtschaftliche Lage
Durch eine strenge Finanzpolitik und
Darlehen der Weltbank erzielte Rumä-
nien einige finanzielle Erfolge, und die
Inflation wurde auch in gewissen Gren-
zen gehalten. Von einer richtigen, pro-
duktiven Ankurbelung der Wirtschaft
kann aber leider keine Rede sein. Armut
und Elend sind deswegen sehr gewach-
sen. Nach den letzten Schätzungen le-
ben ca. 40% der Bevölkerung zwischen
Armut und Elend. Das ist der Grund,
dass ein großer Teil der technisch aus-
gebildeten Jugend das Land auf Nim-
merwiedersehen verlässt.
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5. Die Aussagen 
der letzten Wahlen
Wenn man das kommunistische Erbe
in seiner Gesamtheit (Politik, Wirt-
schaft und Kultur) mit seiner unmit-
telbaren und langfristigen Einwirkung
auf die rumänische Gesellschaft zur
Kenntnis genommen hat und dazu die
Entwicklung Rumäniens im verflos-
senen Jahrzehnt, nach der Wende
auch nur in groben Zügen verfolgt, er-
scheint das Wahlergebnis nicht mehr
unverständlich, sondern fast normal.
Es war kein ideologischer Erdrutsch in
Richtung eines Rechtstotalitarismus,
wie manche Kommentatoren guten
Glaubens es befürchten und andere es
zu tun vorgeben. Vielmehr handelt es
sich um eine bewusste Protestaktion,
getragen von vielen hoffnungslos ar-
men Wählern, doch insbesondere von
moralisch entrüsteten Menschen, an-
gesichts der unerhörten Korruption,
gegen die keine der Regierungsparteien
bislang auch nur versucht hatte an-
zukämpfen. Es war vor allem eine Pro-
testwahl.
5.1 Die Wahlgewinner 
und das politische Spektrum
Die PDSR hatte erwartungsgemäß ihre
Stammwähler in der Moldau und der
Walachei, einschließlich der Kleinen
Walachei (Oltenien). Altersmäßig waren
es die älteren und ganz alten Jahrgänge,
die sich für die PDSR entschieden. Es
handelt sich also um konservative Ele-
mente aus den ärmeren, rückständige-
ren Gegenden Rumäniens.
Die PRM gewann alle Bezirke Sieben-
bürgens – mit Ausnahme der mehr-
heitlich ungarischen Gegenden – und
den nördlichen Teil der Dobrudscha.
Sie wurde vornehmlich von den 21-
bis 45-Jährigen gewählt. Sogar Temes-
var (Timisoara), wo der Aufstand gegen
Ceausescu begonnen hatte, entschied
sich massiv für Vadim Tudor. Außer-
dem war die Wahlbeteiligung in diesen
Bezirken besonders groß (bis zu 70%).
Was noch verwunderlicher ist. Es han-
delt sich dabei gerade um die fortge-
schrittensten Gegenden Rumäniens,
mit einer sehr aktiven Bevölkerung,
die aber keinen anderen Ausweg mehr
zu sehen glaubte.
Beide Parteien, die zusammen fast 
60% der Stimmen erzielten, wobei die
PRM zumindest ein wenig benach-
teiligt wurde, stehen an den Flügeln
des politischen Spektrums. Die großen
Verlierer liegen alle mehr oder weniger
in dessen Mitte. 
Diese Radikalisierung des politischen
Spektrums Rumäniens hat sich aus den
aufgezeigten, großen Mängeln in der
Gesellschaft und aus dem moralischen
Bankrott der Zentrumsparteien erge-
ben.
Die Tatsache, dass nur vier rumänische
Parteien – die fünfte, die Partei der Un-
garn, ist ein rumänischer Sonderfall –
die 5%-Hürde überschritten haben
und ins Parlament gelangten, weist auf
eine ähnliche soziale Lage hin wie in
der GUS. 
Hier hatten nämlich kompetente Ana-
lytiker anhand der gesellschaftlichen
Wirklichkeit, längst ein Vierpartei-
ensystem vorausgesagt. Das bezeugt
zusätzlich die schwierige Lage Rumä-
niens, das anscheinend zu einem ähn-
lichen System tendiert.
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5.2 Stellt die PRM eine Gefahr 
für Rumänien dar?
Die Antwort kann m. E. nur negativ
sein, denn diese Partei ist zum Großteil
eine Einmann-Partei mit einem charis-
matischen Führertyp, den der talen-
tierte Pamphletist Vadim Tudor abgibt,
ohne einen gut organisierten, effizien-
ten Parteiapparat. Keine Minderheiten
schweben in irgendwelcher Gefahr,
auch nicht die heute leider weni-
gen Juden Rumäniens. Dieselbe Mei-
nung hat übrigens kurz vor den Wahl-
en auch der Präsident des jüdischen
Gemeinderates Rumäniens, Prof. Dr.
N. Cajal, in der „Jerusalem“ Post ge-
äußert. Außenpolitisch sind m. E.
ebenfalls keine Nachteile für Rumä-
nien zu befürchten, entgegen einigen
hysterischen Pressestimmen.
6. Zukunftsperspektiven 
Rumäniens
Aus den bereits erwähnten Gründen
glaube ich nicht, dass die kurz- und
mittelfristigen Aussichten Rumäniens
geradezu rosig sind. Eine Normali-
sierung kann m.E. erst in einer nicht
sehr nahen Zukunft stattfinden.
6.1 Außenpolitik
Niemand weiß genau, was in zehn Jah-
ren geschehen wird, aber ich bezweif-
le, dass sogar zu diesem Zeitpunkt
Rumänien die Auflagen der EU erfüllen
könnte, um sich voll in ihr zu inte-
grieren.
Was die Mitgliedschaft in der NATO
anbelangt, glaube ich nicht nur, dass
sie wünschenswert ist, sondern auch,
dass sie viel schneller erreicht werden
könnte, da Rumänien viele Vorzüge
bietet, die einen idealen Kandidaten
kennzeichnen: Erstens, weil das Land
verhältnismäßig groß ist. Zweitens,
weil Rumänien geopolitisch sowohl zu
Osteuropa, als auch zu Südosteuro-
pa und zu Ostmitteleuropa gehört.
Drittens, weil Rumänien, als einziger
gewesener Satellit der SU, seit über
dreißig Jahren seine Armeeführung
nicht mehr in der SU ausgebildet hat-
te, während viele Generäle der ande-
ren Staaten als junge Stabsoffiziere
noch in der SU ausgebildet worden wa-
ren. Viertens, weil Rumänien Anrainer
des Schwarzen Meeres und Wunsch-
kandidat der Türkei ist.
6.2 Innenpolitik
Ein Generationswechsel, durch den
junge, unvoreingenommene Kräfte ans
Ruder kommen werden, benötigt doch
noch einige gute Jahre. Nur von der
kommenden Generation ist eine 
wesentliche Besserung der inneren 
Verhältnisse Rumäniens zu erhoffen.
Die Binsenweisheit, dass die mensch-
lichen Potenzen und nicht nur die 
reine Technik entscheidend wir-
ken, gilt jetzt besonders für Rumä-
nien, das einen ständigen Aderlass
an jungen Fachkräften erleidet. 
Diesen heißt es zu stoppen, wenn
man in Zukunft etwas in Rumänien
erreichen will. Das aber bleibt die
Pflicht der rumänischen Staats-
männer, die an den verschiedenen
Hebeln der Macht sitzen und die
Möglichkeit haben, nicht nur from-
me Wünsche zu äußern, sondern
auch tatsächlich etwas zu unter-
nehmen.
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Anmerkungen
1 Hier möchte ich Herrn Kandidaten Fl. Ab-
raham, wissenschaftlicher Mitarbeiter am
rumänischen Institut für die Erforschung
des Totalitarismus (INST), Craiova, mei-
nen Dank für genaue Angaben über die
Wahlergebnisse und für einige der ersten
Zeitungskommentare ausdrücken.
2 Vgl. Wladimir Iliescu: Polonia e Romania;
due casi estremi del socialismo reale. Le
prospettive politiche per il futuro, in:
Quaderni di Studi e ricerche sull’ Europa
Centro-Orientale, Nr. 2/1994, Milano.
Alois Glück: Verantwortung übernehmen.
Mit der Aktiven Bürgergesellschaft wird
Deutschland leistungsfähiger und mensch-
licher. Deutsche Verlags-Anstalt: Stuttgart/
München, 2000, 240 Seiten, 39,80 DM.
Andreas Khol: Durchbruch zur Bürger-
gesellschaft. Molden Verlag: Wien, 1999, 258
Seiten, 40,80 DM.
Einschneidende Entwicklungen und Umbrüche
stellen unsere moderne Gesellschaft vor große
Herausforderungen: Modernisie-
rungsdruck, Sparzwänge, die
Überalterung der Bevölkerung,
zunehmender Egoismus, abneh-
mender Gemeinsinn, Politikver-
drossenheit – die Liste der ne-
gativen Begleiterscheinungen
des modernen Wandels ist lang
und seit Beginn der 90er-Jahre
Ausgangspunkt für ein intensives
Wehklagen in Politik, Wissen-
schaft und Medien. Je näher
aber das Ende des alten Jahr-
tausends rückte, umso lauter
waren optimistische Stimmen 
in der Diskussion über die Zu-
kunftsfähigkeit unserer Gesell-
schaft zu hören. Im Konzept der
Bürgergesellschaft sahen Po-
litiker, Publizisten und Gesell-
schaftskritiker eine mögliche
Lösung, um Bürgerinnen und
Bürger wieder zu mehr Verant-
wortung für sich selbst und für
ihre Mitmenschen zu motivieren.
Eine Fülle von Publikationen zum
Thema Bürger- oder Zivilge-
sellschaft ist derzeit auf dem
Buchmarkt. Beinahe ist man ge-
neigt, von einem Modewort zu
sprechen, das verschiedene po-
litische und ideologische Richtungen glei-
chermaßen umtreibt, mit unterschiedlicher In-
tensität und Schwerpunktsetzung. 
Viele dieser Ansätze gehen jedoch nicht über
die Stadien der Problembeschreibung und der
moralisierenden Forderung nach mehr bür-
gerschaftlichem Engagement hinaus.
Angenehm positiv heben sich aus diesem Um-
feld die aktuellen Publikationen zweier Pioniere
der Bürgergesellschaft im christlich-konser-
vativen Lager des deutschsprachigen Raumes
ab. Alois Glück, der Vorsitzende der CSU-
Fraktion im Bayerischen Landtag, und der
Klubobmann (Fraktionsvorsitzende) der ÖVP
im Österreichischen Nationalrat, Andreas Khol,
haben beide bereits Mitte der 90er-Jahre das
Thema Bürgergesellschaft entdeckt. Ihren ak-
tuellen Büchern zu dieser Thematik ging eine
intensive Beschäftigung mit den Wurzeln
dieser Idee voraus. Die Neuerscheinungen
spiegeln einen intensiven Diskussionspro-
zess wider, den beide in ihrem jeweiligen
politischen Umfeld initiiert haben. Somit sind
sie Bestandsaufnahme und politisches Pro-
gramm zugleich.
Zu diesen eher formalen Ge-
meinsamkeiten kommt die wich-
tigste, die Übereinstimmung der
beiden Autoren über die inhalt-
liche Zielsetzung der von ihnen
beförderten Diskussion. Glück
und Khol wollen beide nicht nur
eine „Vision für das 21. Jahrhun-
dert“ entwerfen, sondern diese
auch realisieren. 
Auch wenn der bayerische Poli-
tiker seinem Konzept der „Bür-
gergesellschaft“ das Adjektiv „ak-
tiv“ voranstellt, in Kernaussagen
und -forderungen sind der öster-
reichische und der bayerische
Ansatz sehr ähnlich. Angesichts
der Tatsache, dass Bayern und
Österreich in Bezug auf die Struk-
tur der Gesellschaft und die da-
mit verbundenen Entwicklungen
und Probleme sehr viele Ähnlich-
keiten aufweisen und beide Poli-
tiker auf das gleiche Wertefunda-
ment zurückgreifen, überrascht
dies nicht. Bürgergesellschaft im
Sinne Khols ist „geprägt von
selbstständigen Menschen, die
eigenverantwortlich, freiwillig und
solidarisch handeln. Sie ist ge-
prägt von einer neuen Arbeitsteilung zwischen
Staat und Bürger“. 
Dies steht völlig im Einklang mit Glücks Vision
einer „Aktiven Bürgergesellschaft“, „in der die
Aufgaben, die Rechte und Pflichten der Bür-
ger und des Staates neu bedacht und verteilt
werden müssen, um die Leistungsfähigkeit
und zugleich Menschlichkeit unserer Gesell-
schaft in der Zukunft zu bewahren.“
Unterschiedlich ist jedoch der Zugang, den die
beiden Autoren in ihren aktuellen Publika-
tionen zum Thema Bürgergesellschaft wäh-
len. Dies liegt unter anderem am Stand des
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Diskussions- und Realisationsprozesses, der
in Bayern und Österreich keineswegs syn-
chron voranschreitet. 
Hinter Alois Glücks plakativem Appell „Ver-
antwortung übernehmen“ verbirgt sich mehr
als politische Programmatik zur Vollendung ei-
ner Aktiven Bürgergesellschaft. 
Auch wenn das Konzept der Aktiven Bürger-
gesellschaft unmissverständlich im Mittelpunkt
der Glück’schen Publikation liegt, ist dieses
Buch thematisch breiter und tiefgründiger an-
gelegt. So setzt sich der bayerische Politiker,
der seit 1999 auch Vorsitzender der Grund-
satzkommission seiner Partei ist, auf den ers-
ten 60 Seiten seines Buches intensiv mit den
drängendsten gesellschaftspolitischen Pro-
blemen der Gegenwart auseinander. Aus ak-
tuellem Blickwinkel benennt er Streitfragen wie
die „Lebenslügen der Wohlstandsgesell-
schaft“, den Zwang zum Modernisieren und
Sparen, den er als alleinigen Beweggrund für
Politik nicht gelten lassen will, „schrump-
fende Kirchen“ oder Konsequenzen für den
„Islam in Deutschland“. Hier knüpft er an sein
Buch „Abstieg oder Aufbruch. Plädoyer für
eine liberal-konservative Erneuerung“ an, mit
dem er sich bereits 1996 als verantwortlich
handelnder und über den Tag hinaus denken-
der Politiker profilieren konnte.
Nachdem Glück im Eingangskapitel die Aus-
gangssituation geklärt und Anforderungen für
ein zukunftsfähiges gesellschaftspolitisches
Konzept aufgezeigt hat, widmet er sich ganz
seiner Vision der Aktiven Bürgergesellschaft,
erklärt deren Wurzeln und Ziele und setzt die-
se in Bezug zu anderen deutschen und in-
ternationalen gesellschaftspolitischen An-
sätzen. Ferner erläutert er Leitsätze und
Strukturprinzipien seiner Idee, deren
Hauptansatzpunkt zwar in den kleinen Räu-
men des unmittelbaren Umfeldes der Men-
schen liegt, die aber Gültigkeit weit darüber
hinaus erlangen sollte: in einem föderalen
Deutschland, einem föderalen Europa, wenn
nicht gar in einer von Subsidiarität geprägten
globalisierten Welt.
Es spricht für den Glück’schen Ansatz, dass
dieser den Bezug zur Realität, zur politischen
Praxis vor Ort, nicht verloren hat. So bleibt die-
ses Buch nicht auf der Ebene der Theorie,
sondern widmet sich im Kapitel „Aktive Bür-
gergesellschaft und Staatliche Ordnung“ einer
Reihe von politischen Handlungsfeldern, in de-
nen die „Aktive Bürgergesellschaft“ gelebt wird
wie z.B. der Kommunalpolitik, der Familie oder
den Schulen. Auch fixiert der Verfasser seine
Vision nicht einseitig auf die Bürgerinnen und
Bürger, sondern spricht auch andere „Pfeiler“
unserer Gesellschaftsordnung gleichermaßen
an und nimmt sie in die Pflicht: die Wirtschaft,
die politischen Akteure und insbesondere die
Parteien.
Während Glück eher auf der Basis seiner
bisher im Diskussionsprozess gewonnenen
Erkenntnisse das Konzept der Aktiven
Bürgergesellschaft entwickelt, konkretisiert
und Anforderungen für dessen Realisierung
entwirft, ist Andreas Khols Buch zweierlei: ein
detaillierter Sachstandsbericht über den von
ihm in Österreich in Gang gesetzten Diskus-
sionsprozess und ein „Manifest“, mit dem 
er in seinem Land den „Durchbruch zur Bür-
gergesellschaft“ erreichen will. Dass Khol hier
bereits auf Fortschritte blicken kann, impliziert
seine Wortwahl. Plädierte er noch vor zwei
Jahren in seinem Buch „Mein politisches
Credo“ für einen „Aufbruch zur Bürger-
solidarität“, so sieht er es nun an der Zeit, 
den „Durchbruch zur Bürgergesellschaft“ 
zu verkünden.
Selbstkritisch, bisweilen auch mit erfrischen-
der Selbstironie, beleuchtet Khol die Bürger-
gesellschaft in Österreich, der er optimistisch
entgegensieht. Derart überzeugt ist der öster-
reichische Visionär von seinem Konzept, dass
er sich nicht davor scheut, auch die Kritik sei-
ner Gegner zu zitieren, um sie anschließend
elegant zu entkräften. In dieser charmanten
Koketterie, vorgebracht in lebendiger, bild-
hafter Sprache – etwa bei seinem Eintreten
gegen ein Abqualifizieren von „Vereinsmeiern“
oder gegen die „Liegestuhlgesellschaft“ -, liegt
der besondere Reiz dieses Buches, in dem
sich die vielen Praktiker wieder finden, in de-
ren Alltag die Bürgergesellschaft gelebte
Selbstverständlichkeit ist.
Nach all den Diskussionen über die Bürger-
gesellschaft sah es Khol an der Zeit, „ein kon-
kretes Aktionsprogramm zu erstellen, um der
Bürgergesellschaft zum Durchbruch zu ver-
helfen“. Dies geschah in Form einer Stu-
die, mit der das Institut für Sozialforschung
FESSEL-GfK Wien 1998 Einstellungen und
Motivation der Österreicher zu bürgerschaft-
lichem Engagement abfragte. 
Die durchaus optimistisch stimmenden 
Ergebnisse, wonach es in Österreich, ähnlich 
wie in Deutschland, ein großes Aktivierungs-
potenzial für bürgerschaftliches Engage-
ment gibt, ist ebenso in Khols Buch nach-
zulesen wie die daraus gezogenen Schlüsse,
die in dem im April 1999 vom Bundespartei-
tag der ÖVP beschlossenen Manifest „Heimat
Bürgergesellschaft“ ihren Niederschlag fan-
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den, ebenfalls sehr realitätsnah und um Kon-
kretheit bemüht.
In beiden Büchern finden sich Belege für 
den intensiven Dialog, den beide Autoren 
über das Thema Bürgergesellschaft führen.
Dies kann einer Realisierung dieses Kon-
zeptes nur dienlich sein, zumal Glück und 
Khol die Auffassung vertreten, dass die Ver-
netzung und der Austausch über „best 
practices“ die Bürgergesellschaft viel weiter
voranbringen können als jeder Versuch eines
einseitigen Hinmoralisierens an Bürgerinnen
und Bürger. Die Praxis von Glück und Khol,
gelegentlich einen kritischen Blick über den
Zaun zu werfen, um zu sehen, wie weit 
das Projekt Bürgergesellschaft im Nachbar-
land fortgeschritten ist, kann somit jedem 
Anhänger dieses Gedankens nur anempfoh-
len werden. 
Beide Bücher bieten hierfür eine interessante
Grundlage.
Susanne Luther
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Uwe Backes/Eckhard Jesse (Hrsg.): Jahr-
buch Extremismus & Demokratie (E & D),
11. Jahrgang 1999. Nomos-Verlag: Baden-
Baden, 2000, 521 Seiten, geb. mit Schutzum-
schlag, 76,00 DM.
Von einem Mammutunternehmen der bei-
den Chemnitzer und Dresdner Politikwissen-
schaftler ist zu berichten, das nun schon über
zehn Jahre aufrecht erhalten wird. Es handelt
sich um eine Art von Extremismusforschung,
die nicht davon lebt, die Untersuchten und Be-
obachteten abzuurteilen oder über sie mora-
lisch zu Gericht zu sitzen, sondern die eine
nüchterne Darstellung der vorfindlichen Be-
wegungen, Ideologien und Aktivitäten liefert.
Deshalb können die Herausgeber auch pro-
blemlos, d.h. ohne ihrem Untersuchungsge-
biet etwas vorzuenthalten, konstatieren, dass
im Untersuchungsjahr 1998 „extremistische
Bewegungen ohne bemerkenswerte große
Bedeutung geblieben“ seien, aber „immerhin
konnte die PDS wieder in den Bundestag ein-
ziehen“. Neben der PDS stehen insbesonde-
re die DVU und die NPD im Scheinwerferlicht
der zahlreichen Autoren des Jahrbuchs. Rich-
tig bleibt auch, dass „das Ende von Diktatu-
ren in Europa nicht das Ende extremistischer
Bestrebungen“ darstelle sowie das Resümee,
dass zwar der Extremismus keine große Rol-
le spiele, aber vielfach Ängste auslöse. Den
Herausgebern gelingt deshalb einmal mehr,
nicht lassen, dass der Extremismus im Dun-
keln wächst. Ihre Aufklärungsarbeit führt dann
umso mehr zu vorurteilsfreier Analyse, z.B. zu
der Bilanz, dass in der bundesrepublikani-
schen Medienöffentlichkeit Antifaschismus
höheres Ansehen genieße als der Antikom-
munismus.
Brigitte Gess stellt über die „Totalitarismus-
konzeption von Hannah Arendt“ einen ein-
drucksvollen Zusammenhang her mit der To-
talitarismusforschung, die ja nicht mit der
Extremismusforschung identisch ist oder sein
muss.
Einen faszinierenden und spannend zu lesen-
den Bericht über die Hintergründe der wider-
sprüchlichen Deutschland- (oder besser:
DDR-)Politik der Grünen bis 1989 liefert Udo
Baron. Der Beitrag stellt gewissermaßen eine
angewandte Totalitarismusforschung dar, weil
der Umgang mit dem SED-Staat die politisch
Handelnden zu charakterisieren vermag. Pe-
tra Kelly wird dabei wegen ihrer unbeugsamen
menschenrechtlichen Position ein Denkmal
gesetzt. Neue Erkenntnisse werden zusam-
men getragen, etwa, dass das „Schreckge-
spenst einer immer intensiver werdenden Zu-
sammenarbeit zwischen Grünen und DDR-
Oppositionellen“ bei den „Herrschenden in der
DDR“ umging, wie es in einer unveröffentlich-
ten Expertise für die BT-Fraktion der Grünen
heißt. Dennoch war die Deutschlandpolitik der
übergroßen Mehrheit der Grünen schlicht und
skandalös reaktionär Status Quo orientiert:
eine zu bewältigende Vergangenheit der Par-
tei, die etwa mit folgendem Sachverhalt in
Verbindung steht (S. 65): „Unter dem maß-
geblichen Einfluss von Otto Schily und Antje
Vollmer bildete sich in der grünen Bundes-
tagsfraktion eine Mehrheit für die Erfüllung der
Gerarer Forderungen Honeckers und die ent-
sprechende Änderung der Präambel des
Grundgesetzes heraus.“
Der Göttinger Politikwissenschaftler Bassam
Tibi weist nach, dass das iranische Modell der
Revolution im Sinne Khomeinis sich als bloß
nationales und nicht als exportierbares Kon-
zept erwiesen hat. Erreicht hat es dagegen ei-
nen katastrophalen Ansehensverlust der isla-
mischen Idee in der nicht islamischen Welt
und eine Destabilisierung in vielen islamischen
Ländern. Eckhard Jesse liefert einen ausführ-
lichen Bericht über das Wahljahr 1998, gefolgt
von einer Darstellung über extremistische Or-
ganisationen im Jahr 1998 von Uwe Backes.
Jesse wiederum dokumentiert und kommen-
tiert die in den Jahrbüchern intensiv beob-
achtete RAF, die sich im März 1998 selbst für
aufgelöst erklärte. Der Verfassungsschützer
Armin Pfahl-Traughber schildert den sog. zwei-
ten Frühling der NPD in den 90er-Jahren, weist
aber zu Recht darauf hin, dass der z.T. neo-
nationalsozialistische Aktivismus der Partei
gerade nicht zum einzig wichtigen Wahlerfolg
geführt hat; die NPD sei es auch nicht ansatz-
weise gelungen, Wahlpartei zu werden. 
Man könnte hinzufügen, dass die NPD auf
dem Weg der extremistischen Selbstgetto-
isierung weiter voranschreitet – insofern sich
von ihrem linken Pendant PDS immer weiter
entfernt.
Der junge Neu-Chemnitzer Politikwissen-
schaftler Alexander Gallus trägt mit einer sehr
beachtlichen Studie über „dreißig Jahre nach
1968“ bei, in der 16 Bücher argumentations-
sicher untersucht werden, darunter auch ein
Buch Kunzelmanns (s.u.).
Der PDS und ihrer geschickten Bündnis-
strategie in ostdeutschen Bundesländern geht
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Axel Brückom nach. Matthias Mletzko stellt
Merkmale politisch motivierter Gewalttaten bei
militanten autonomen Gruppen zusammen.
Eckhard Jesses vierter Beitrag ist dem er-
wähnten Anarcho-Exzentriker und Alt-68er
Dieter Kunzelmann gewidmet, dem er die Eh-
re eines 14-seitigen Porträts antut. Der Mit-
herausgeber Uwe Backes zeichnet ein ins-
truktives Länderporträt Frankreichs, das dem
Extremismusbegriff ebenso nachgeht wie der
Geschichte entsprechender Parteien und Be-
wegungen. Der PCF widerfahre in Frankreich,
so Backes, in der dortigen politischen Kultur
deutlich mehr Toleranz und Achtung als der
Front National und ähnlichen Splitterparteien.
Eckhard Jesses fünfter Aufsatz, wiederum 14
Druckseiten stark, stellt ein Zeitschriftenpor-
trät dar. Die Zeitschrift „wir selbst“ ist ein Pro-
dukt nationalrevolutionärer Autoren, die sich
selbst aber jenseits links-rechter Zuordnun-
gen angesiedelt sehen wollen. Einer ihrer treu-
en Theoretiker, Henning Eichberg, steht für
dieses Changieren zwischen den Fronten.
Eichberg vertritt einen Ethnopluralismus der
Gleichwertigkeit aller Ethnien, die er aller-
dings mit eigensinnigen „volklichen“ Begriff-
lichkeiten einzufangen versucht. Der Zeitschrift
werden Kontakte zur libyschen Revolutions-
führung nachgesagt. Peter Steinbach (FU Ber-
lin) liefert ein kleines Meisterwerk ab zum The-
ma Redlichkeit in sog. geschichtspolitischen
Debatten, die er am Beispiel des Briefwech-
sels F. Furet /E. Nolte nachzeichnet. Beiden
Historikern gemeinsam sei das Totalitarismus-
problem, dem sie aber mit unterschiedlichen
Deutungen verbunden bleiben, ohne sich we-
gen dieser unterschiedlichen Interpretationen
im Stil des „wohl heftigsten geschichtspoli-
tischen Deutungskonflikt(s) der vergangenen
dreißig Jahre“ zu lädieren. Steinbachs fein
ziselierte Expertise stellt ein Muss dar für je-
den, der in diesem Forschungsfeld etwas mit-
teilen möchte.
Einer Rezension steht nur begrenzt Raum zur
Verfügung. Für weitere höchst empfehlens-
werte Buchbesprechungen sei deshalb mit
einem name-dropping von Rezensenten aus-
geholfen: Ernst Nolte, Henning Ottmann, Ralf
Altenhof, Iring Fetscher, Hans Fenske, Ste-
fan Wolle, Sybille Tönnies, Steffen Heitmann,
Klaus von Beyme, Hermann Weber, Immanuel
Geiss, Manfred Funke u.v.a.m.; damit sind fast
100 Seiten Rezensionen angesprochen. Es fol-
gen aber nochmals „Kurzbesprechungen“ (gut
50 S.) und eine aufwändige „kommentierte Bi-
bliographie“ der Herausgeber von 36 eng-
zeiligen Seiten in Kleindruckschrift. Namens-
register, Literaturverzeichnisse, Autorenregister
u.a. folgen desgleichen. Und dieser ganze Auf-
wand wird Jahr für Jahr betrieben! Dass da-
mit ein zeitgeschichtliches Nachschlagewerk
erster Güte ediert wird, das breite Aufmerk-
samkeit verdient, versteht sich fast von selbst.
Tilman Mayer
Rainer-Olaf Schultze/Roland Sturm (Hrsg.):
The Politics of Constitutional Reform in
North America. Coping with New Challen-
ges. Leske und Budrich: Opladen, 2000, 288
Seiten, 54,00 DM.
Der Band, der aus einer gemeinsamen Ta-
gung des Instituts für Politikwissenschaft der
Universität Erlangen-Nürnberg und des Ins-
tituts für Kanadastudien der Universität Augs-
burg hervorgegangen ist, gibt einen aktuellen
überblick über die Diskussion um die Verfas-
sungsreform und die Verfassungsgerichts-
barkeit in Kanada und den USA. Dabei steht
nicht allein die verfassungsrechtliche und -po-
litische Debatte im Blickwinkel, sondern auch
die Diskussion um die Reform des Wohl-
fahrtsstaates und die unterschiedlichen An-
passungsstrategien in den Ländern.
Nach zwei theoretischen Beiträgen von Rainer-
Olaf Schultze und Petra Dobner über Mög-
lichkeiten und Grenzen von Verfassungsreform
folgen Artikel über Institutionen, Akteure und
Politikfelder. Dabei wird in jedem der vier be-
handelten Bereiche (Legislative und Exekutive,
Föderalismus und Bund/Länder-Beziehungen,
Haushaltspolitik und Minderheitenpolitik) zu-
mindest der kanadische und US-amerikani-
sche Blickwinkel mit einem eigenen Beitrag
gewürdigt. Der letzte Abschnitt diskutiert die
Frage, inwieweit die Verfassungsgerichtsbar-
keit in Kanada und den USA Reformen fördert
oder behindert. Der Band endet mit zusam-
menfassenden Bemerkungen des Mitveran-
stalters Roland Sturm.
Auch wenn die Fragestellung eher für Spezia-
listen interessant erscheint und der gesamte
Band in englischer Sprache erschienen ist,
muss Themensetzung wie konkrete Umset-
zung der Publikation hervorgehoben werden.
Die Tatsache, dass sich deutsche Politikwis-
senschaftler mit der politischen Wirkung von
Verfassungsgerichtsbarkeit – noch dazu im in-
ternationalen Vergleich – beschäftigen, ist
doch ungewöhnlich. Die Mischung aus eher
bekannten und arrivierteren Wissenschaftlern
und jüngeren Forschern tut dem Band eben-
falls gut. Interessant ist auch, dass die Auto-
ren zu insgesamt sehr differenzierten Urteilen
gelangen und weit davon entfernt sind, die
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Verfassungsgerichtsbarkeit sowohl hochzu-
stilisieren oder zu unterschätzen. Man kann
nur appellieren, derartige Fragestellungen auch
für andere Länder vertieft zu behandeln – nicht
zuletzt für die Bundesrepublik Deutschland.
Gerhard Hirscher
Winfried Becker (Hg.): Passau in der Zeit
des Nationalsozialismus. Ausgewählte Fall-
studien. Universitätsverlag: Passau, 1999, 574
Seiten mit 30 schwarzweißen Abbildungen so-
wie 2 Karten, 59,90 DM.
Das Bild der Geschichte der Stadt Passau
zwischen 1933 und 1945 ist in der breiten Öf-
fentlichkeit bisher vor allem durch die Arbei-
ten von Anna Rosmus geprägt gewesen, die
zwar medienwirksam vermarktet wurden,
inhaltlich aber unzuverlässig und somit „auf
weite Strecken hin […] wissenschaftlich un-
brauchbar“ waren, wie Prof. Dr. Walter Zieg-
ler vom Institut für Bayerische Geschichte
1985 in der Zeitschrift für Bayerische Landes-
geschichte urteilte.
Dem Herausgeber, Prof. Dr. Winfried Becker,
Inhaber des Lehrstuhls für Neuere und Neues-
te Geschichte an der Universität Passau, ist
es zu danken, dass nun eine erste wissen-
schaftlich fundierte Darstellung der Geschichte
Passaus in der Zeit des Nationalsozialismus
vorliegt. Ihm ist es gelungen, zwanzig Autoren
zu gewinnen, die in ihren Beiträgen eine Fülle
einzelner Aspekte dieser Zeit bearbeitet ha-
ben. Es handelt sich bei den Aufsätzen um
einzelne „Fallstudien“. Wenn diese auch kei-
ne zusammenhängende Geschichte Passaus
im Dritten Reich ergeben, so leuchten sie doch
eine Vielzahl zentraler Bereiche aus. Beiträge
zum Passauer Festjahr im Dritten Reich (Wal-
ter Hartinger), zum nationalsozialistischen
Freilichtschauspiel (Manfred Seifert), zu Pas-
sauer Heimatdichtern in der NS-Zeit (Hans
Göttler), zu den Passauer Schulen (Hubert Bu-
chinger) oder zur Presselandschaft (Stefan
Rammer, Josef Goldberger, Helmut Böhm) ge-
ben dem Band zwar „eine gewisse kultur-
geschichtliche Schwerpunktbildung“ (S. 7),
doch wird auch ausführlich auf den Umgang
des Nationalsozialismus mit geistig Kranken
(Horstwalter Heitzer) und Juden (Bernhard
Löffler), das Passauer KZ-Außenlager (Elmar
W. Eggerer) und die Ermordung russischer
Kriegsgefangener im Raum Passau (Christoph
Wagner) eingegangen. Gerade die Beiträge
von Heitzer und Löffler verbinden mustergül-
tig die für Passau akribisch aus den Quellen
erarbeiteten Ergebnisse mit Befunden der all-
gemeinen wissenschaftlichen Forschung zur
nationalsozialistischen Rassenpolitik. Neben
einem Aufsatz über die Beziehungen Passaus
zu Osterreich von 1918 bis 1938 (Anna Gu-
gerbauer) sowie zwei Untersuchungen zur Ge-
schichte und Struktur der NSDAP in Passau
(Martin Hille, Winfried Becker) enthält das 
anzuzeigende Buch auch eine Reihe von 
Beiträgen über die kirchlichen Verhältnisse
(Herbert W. Wurster, Albert Strohm, Anton
Landersdorfer, Josef Krumbacher, Franz Ma-
der / Bernhard Löffler). Besonders interes-
sant – gerade für Teilnehmer am Politischen
Aschermittwoch in Passau dürften die Ausfüh-
rungen von Maximilian Lanzinner sein, der 
sich mit der Errichtung der Nibelungenhalle
beschäftigt und anschaulich schildert (S. 307
– 318), wie sich der Oberbürgermeister und
Kreisleiter von Passau, Max Moosbauer, bei
dieser Baumaßnahme über eine Vielzahl von
verwaltungsrechtlichen Bestimmungen hin-
wegsetzte.
Dietmar Grypa
Gerhard Finn: Nichtstun ist Mord. Die
Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit.
Westkreuz-Verlag: Bad Münstereifel, 2000, 172
Seiten, 39,00 DM.
Als während der ersten Nachkriegsjahre in 
der Ostzone Menschen verschwanden, die
bisherigen KZs der NS-Zeit erneut mit Häft-
lingen angefüllt wurden, wiederum eine deut-
sche Geheimpolizei entstand und dann 1948
die Berliner Blockade begann, bildete sich in
West-Berlin die „Kampfgruppe gegen Un-
menschlichkeit“ (KgU). Unter dem Motto:
„Nichtstun ist Mord – Schweigen ist Selbst-
mord“ war ihr Ziel, systematisch den zahlrei-
chen Verbrechen gegen die Menschlichkeit
nachzugehen; ihre Leiter waren während der
Nazi-Diktatur inhaftiert gewesen und zogen
auch hieraus ihre Legitimation, der neuen Dik-
tatur in der DDR Widerstand entgegenzuset-
zen. Der Autor des soeben erschienenen Bu-
ches gehörte von Anfang an zu diesem Kreis.
Sehr realistisch schildert er den Aufbau des
Suchdienstes der KgU, zu dem bald die Be-
ratungen von Flüchtlingen, aber ebenfalls von
Volkspolizisten hinzukamen. Angesichts der
zunehmenden Einengung der Meinungs-
freiheit in der DDR galt es, die DDR-Terror-
justiz gegen Andersdenkende anzuprangern,
die Personalien vom brutalen Wachpersonal
in den Zuchthäusern sowie von fanatischen
Funktionären festzustellen und andererseits
die Angehörigen der Opfer zu unterstützen.
Geradezu lebenswichtig für die DDR-Bevöl-
Buchbesprechungen
119
kerung war es, Spitzel zu identifizieren und
diese über den RIAS-Sender namentlich
bekannt zu geben. Flugblätter der KgU mit
derartigen Warnungen und allgemeinen Ver-
haltensmaßregeln gingen mittels großer Luft-
ballons zu Millionen in die DDR.
Der Verfasser scheut sich aber auch nicht, von
Leichtsinn, Dilettantismus und – zumindest
anfänglich – Naivität der Männer in der KgU-
Zentrale gegenüber den verschiedensten 
Terror-Methoden des DDR-Ministeriums für
Staatssicherheit zu schreiben. Informationen
der Widerstandsgruppen in der DDR an die
KgU über politische Verhaftungen und Ent-
eignungen oder etwa den heimlichen Aufbau
der DDR-„Volksarmee“ wurden in Ost-Berlin
als „Spionage“ gewertet und mit äußerst dra-
konischen Gerichtsurteilen – die auch der Ab-
schreckung dienen sollten – geahndet. Es kam
sogar zu mehreren Todesurteilen wegen an-
geblicher Sabotage- und Terrorakte der
„Kampfgruppe“. Indes gibt es keinen einzigen
Beleg, dass irgendwelche Objekte damals 
von „KgU-Agenten“ oder in ihrem Auftrag
wirklich gesprengt wurden (auch wenn das
einstige SED- und heutige PDS-Organ „Neu-
es Deutschland“ noch Anfang Juli 2000 von
einer „klassischen Terrororganisation“ lügen
zu glauben müssen): Stets wurde in den Pro-
zessen nur von einer „Planung“ oder von ei-
nem „Versuch“ gesprochen; Behauptungen
des Staatssicherheitsdienstes, alle Spren-
gungen „verhindert“ zu haben, klingen nur
wenig überzeugend. 
Der politische Schaden für die KgU war indes
enorm und nicht mehr reparabel, da die SED-
Propaganda in der DDR, aber gerade auch in
weiten Kreisen West-Deutschlands erfolg-
reich den Eindruck zu erwecken verstand, die
Widerstandsgruppe begehe wirklich Sabo-
tage und Terror. Trotz aller Erfahrungen mit der
NS-Zeit konnte man sich einfach nicht vor-
stellen, dass Menschen unter falschen Vor-
aussetzungen zum Tode verurteilt würden. Das
Bedürfnis der Bevölkerung in der Bundes-
republik nach Ruhe und Entspannung – so
klingt es leicht verbittert, aber wohl doch zu-
treffend im Buch – und ausgenutzt von der
linken Publizistik sowie neutralen Wolken-
kuckucksheimern kam hinzu. Dass auch nach
der späteren Selbstauflösung der „Kampf-
gruppe gegen Unmenschlichkeit“ kein echter
Friede im geteilten Deutschland eintrat, son-
dern die Berlliner Mauer mit all ihren Scheuß-
lichkeiten kam, gehört zu den vielen Selbst-
täuschungen über die neue deutsche Diktatur.
Sehr zu begrüßen ist, dass der Verfasser ein
hohes Lied auf all jene vielen Männer und
Frauen singt, die in Widerstandsgruppen in
der DDR aus demokratisch-freiheitlicher Über-
zeugung, aus idealistischen Motiven das
immer stärker werdende System der DDR
bekämpften. Sie wussten, sie setzten Freiheit
und vielleicht sogar ihr Leben aufs Spiel, und
in der Tat wurden nahezu alle im Laufe der
Jahre vom Spitzel- und Kontrollapparat der
DDR-Staatssicherheit aufgerieben.
Ein beeindruckendes, sehr gutes Buch über
ein Kapitel positiver deutscher DDR-Ge-
schichte, das heutzutage leider mehr und
mehr in Vergessenheit zu geraten droht.
Friedrich-Wilhelm Schlomann
Kultusministerium Washington (Hrsg.): Ein
Aufruf zur Verbesserung der Bildung und
Erziehung im 21. Jahrhundert (Originaltitel:
A Call to Action for American Education in
the 21st Century). U.S. Government, Printing
Office: Washington, 2000, 43 Seiten, 517-252-
83573, kostenfrei.
In diesem Aktionsplan hat die Amerikanische
Regierung (Kultusministerium in Washington)
die zentralen pädagogischen Maßnahmen pro-
grammatisch dargestellt. Der Maßnahmen-
katalog reicht von den wichtigen Lern- und
Leistungsstandards über die Qualifizierungs-
offensive für Lehrerinnen und Lehrer und die
besondere Herausforderung ist Hinblick auf
die Alphabetisierung der amerikanischen Ge-
sellschaft bis hin zur Weiterentwicklung der
Kindergarten- und Frühpädagogik. Ein wei-
terer Abschnitt beschäftigt sich mit den Per-
spektiven der öffentlichen Schulen und ak-
zentuiert insbesondere die so genannten
„Charter Schools“ und die freie Schulwahl
(choice in education). Es geht vor allem um die
Förderung der Eigendynamik der Lehrkörper,
um mehr administrative Flexibilität und Stei-
gerung der Konkurrenz von Schule zu Schu-
le. Ein wichtiges Ziel der inneren Schulreform
ist die Verbesserung der Selbstdisziplin der
Kinder und Jugendlichen, die Verringerung 
der Jugendkriminalität und die Bekämpfung
des Drogenkonsums. In den nachfolgenden
Abschnitten wird auf die Notwendigkeit von
Schulbaumaßnahmen, auf die Verbesserung
der Ausbildung an den Colleges und schließ-
lich auf das „lebenslange Lernen“ und die
„Technology literacy“ hingewiesen.
Die Autoren des Aktionsplans formulieren fol-
gende Leitsätze: „To prepare America for the
21st century, we need strong, safe schools
with clear standards of achievement and dis-
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cipline, and talented and dedicated teachers
in every classroom. Every 8-year-old must be
able to read, every 12-year-old must be able
to log onto the Internet, every 18-year-old
must be able to go to college, and all adults
must be able to keep on learning“. Für die
Bildungspolitiker ist der Aktionsplan in zehn
Punkten zusammengefasst und kommentiert
worden. Ein wichtiges Ziel ist die Breiten-
wirkung des Aktionsplans. Diese soll dadurch
erreicht werden, dass jeder Abschnitt mit ge-
lungenen Beispielen aus der Praxis ange-
reichert worden ist. Die amerikanische Öf-
fentlichkeit hat erkannt, dass die Qualität 
des Bildungssystem weniger als „mittelmäßig“
ist. In diesem Zusammenhang wird wiederholt
auf internationale Vergleichsuntersuchungen
(etwa TIMSS – Third International Mathema-
tics and Science Study) aufmerksam gemacht.
In Verbindung mit einer zusammenfassenden
Würdigung des schulpädagogischen Aktions-
plans kann nur punktuell und stichwortartig
auf einige markante Stellen des Zehn-Punk-
te-Programms hingewiesen werden. Beson-
dere Beachtung erhält der Erwerb der Grund-
kenntnisse auf hohem Niveau (Learning
standards on Worldclass level). Ein Kernsatz
lautet: ‘These tests will show how well stu-
dents are meeting rigorous standards and how
well they compare with their peers around the
country and the world“. Im Mittelpunkt der
Bemühungen um die Verbesserung der Lern-
qualität muss die dringend erforderliche schul-
pädagogische und fachliche Qualifizierungs-
offensive für Lehrerinnen und Lehrer stehen.
Eine weitere Besonderheit ist der dringend er-
forderliche Abbau des Analphabetismus und
die intensive Förderung der Lesefähigkeit. Zur-
zeit verfügen etwa vierzig Prozent der Ame-
rikaner nur über eine eingeschränkte Lese-
fähigkeit. Dieses Phänomen ist kontrapro-
duktiv in der heutigen Lern-, Wissens- und In-
formationsgesellschaft. Auch in der Bundes-
republik Deutschland gibt es einen besorgnis-
erregend hohen Prozentsatz der versteckten
Analphabeten (vgl. OECD-Studien zur Lese-
fähigkeit). Ein weiterer Eckpunkt des pädago-
gischen Aktionsprogramms ist die Wiederbe-
lebung des „Head Start-Programms“ unter
Berücksichtigung der neuen Forschungser-
gebnisse des „gehirnfundierten Lernens und
Lehrens“. Zu diesem Thema hat auch eine
„White House Conference“ stattgefunden. Die
Innovationsdynamik, die Eigeninitiative und
das Engagement sollen durch die „freie
Schulwahl“ und durch die „Charter Schools“
angeregt und unterstützt werden. Die Tutoren
schreiben: „Innovation, competition, and
parental involvement will make our public
schools better“. Die verschiedenen Reform-
konzepte werden mit der besonderen Akzen-
tuierung der Persönlichkeitsbildung und Cha-
raktererziehung verknüpft. An dieser Stelle wird
auf die neuen Entwicklungen in der Werteer-
ziehung hingewiesen. Auf die ganzheitlichen
Beziehungszusammenhänge zwischen der
emotional-sozialen und intellektuell kognitiven
Förderung wird nachdrücklich hingewiesen.
Schließlich wird in der Lern- und Wissensge-
sellschaft das Konzept des „lebenslangen Ler-
nens“ erneut zur Diskussion gestellt.
Abschließend ist noch zu erwähnen, dass Alt-
bundespräsident Roman Herzog in seiner viel
beachteten Berliner Rede vom November
1997 nicht nur den „Aufbruch in der Bildungs-
politik“ gefordert hat, sondern gleichzeitig die
Bildungsaufgaben der Zukunft zum „Mega-
thema“ deklarierte. Seiner Meinung nach geht
es darum „Tabus zu knacken, Irrwege abzu-
brechen und falsche Mythen zu beseitigen“.
Die Amerikaner scheinen bereits einen Schritt
weiter zu sein. Sie haben nicht nur die Tabus
geknackt, die Irrwege der Vergangenheit er-
kannt und die Bildungsmythen entlarvt, son-
dern bereits ein gemeinsam zu realisierendes
schulpädagogisches Aktionsprogramm er-
arbeitet. In Deutschland finden immer noch
die „Grundsatzdiskussionen“ statt!
Gottfried Kleinschmidt
Christoph Engel/Kenneth H. Keller (Hg.):
Governance of Global Networks in the Light
of Differing Local Values. Nomos Verlag: 
Baden-Baden, 2000, 266 Seiten, 79,00 DM.
Die rapide Entwicklung des Internets und die
Schwierigkeit seiner Kontrolle durch staatliche
Stellen ist eine der zentralen Herausforde-
rungen an eine internationale Ordnungspo-
litik, die gegenwärtig unter dem Stichwort
„Global Governance“ diskutiert wird. Als sol-
che ist sie nicht nur Thema für Ökonomen,
Politikwissenschaftler oder Soziologen, son-
dern auch für Juristen, deren typische regu-
lierungsorientierte Perspektive sozialer und
wirtschaftlicher Interaktion durch die man-
gelnde Greifbarkeit des neuen Mediums be-
sonders herausgefordert wird. Der vorlie-
gende Sammelband vereinigt vordringlich
juristisch und teilweise ökonomisch gepräg-
te Beiträge eines Symposiums über globa-
le Netzwerke und bietet trotz seiner offenbar
hastigen Editierung und nicht besonders 
systematischen Gliederung einen interessan-
ten Einblick in die Grundprobleme, die sich
den staatlichen Behörden in diesem Bereich
stellen. 
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Auch wenn die Herausgeber eine solche Sys-
tematisierung versäumt haben, lassen sich drei
thematische Schwerpunkte der Aufsätze un-
terscheiden. An erster Stelle steht zunächst
die Frage nach Haftung und Persönlichkeits-
schutz bei der Verbreitung von Informationen
im Internet. Bernd Holznagel demonstriert die
unterschiedlichen Auffassungen zur Frage des
Haftungsrechts am Beispiel zweier Fälle zur
Verantwortlichkeit des Providers für den kin-
derpornografischen Inhalt von Internet-Seiten.
Während der Provider in den USA völlig von
einer solchen Haftung freigesprochen wurde,
wurde er in einem ganz ähnlichen Verfahren in
der Bundesrepublik zu einer empfindlichen
Strafe verurteilt. Als Ursache für diese beiden
unterschiedlichen Rechtsauffassungen wird
die besondere Bedeutung der Meinungsfrei-
heit und eine grundsätzlich unternehmens-
freundlichere Haltung in den USA identifiziert.
Herbert Burkert erläutert in seinem Beitrag die
Entwicklung des Datenschutzes in Europa und
verweist auf die verschiedenen gewählten An-
sätze in Europa. Auffallend ist dabei die trotz
unterschiedlicher Traditionen große Ähnlich-
keit zwischen der deutschen und der franzö-
sischen Auffassung. Demgegenüber betont
Joachim Wieland die deutschen Eigentüm-
lichkeiten hinsichtlich der Informationsfreiheit
des Bürgers. Im Unterschied zu den USA und
den meisten anderen EU-Staaten verhindern
insbesondere Datenschutzbestimmungen, ur-
heberrechtliche Regelungen und eine gewis-
se obrigkeitsstaatliche Tradition bislang eine
nachhaltige Erweiterung des Informations-
rechts des Bürgers gegenüber Behörden, die
zu einer weiteren Demokratisierung beitragen
könnte.
Der zweite Schwerpunkt des Bandes behan-
delt die Frage nach der Demokratie vor dem
Hintergrund einer globalisierten Kommunika-
tion. Jacques Arlandis sieht beispielsweise
durchaus positive Möglichkeiten für eine Her-
ausbildung einer neuen internationalen Elite
von Entscheidungsträgern aus Wirtschaft, Ver-
waltung und Politik („Triade“) zur Gewähr-
leistung einer gemeinsamen Ordnungspolitik.
Jeffrey Abramson betont gegenüber der klas-
sischen Auffassung Aristoteles’ oder Rous-
seaus, dass funktionierende (direkte) Demo-
kratien räumlich überschaubar sein müssen,
die neuen Möglichkeiten der „elektronischen
Demokratie“ ( und eines permanenten Ple-
biszits in der Politik). Im Unterschied zu Um-
frageergebnissen etc., die von Gegnern der
direkten Demokratie ins Feld geführt würden,
bestehe mit dem Internet eine stark erweiter-
te Möglichkeit zur Information und sach-
orientierten Vorbereitung der Entscheidung
durch den Bürger. Abramson verweist dazu
auf ansatzweise positive Erfahrungen bei der
öffentlichen Diskussion um den US-Haushalt
im Internet. Außerdem sei durch die Ver-
breitung des Internets kein kultureller Ein-
heitsbrei, etwa durch eine globale Dominanz
der US-Kultur zu erwarten, weil gerade das
Internet (im Unterschied zu den etablierten
Medien) auf Grund seiner geringen Kosten
auch Möglichkeiten zur Stärkung der Lokal-
kultur biete. Eine kritischere Position zur Fra-
ge der Internet-Demokratie nimmt Hans-Hein-
rich Trute ein. Er sieht das Internet zwar als
grundsätzlich demokratisches Medium an, weil
es dem Bürger vermehrte und vom Staat nicht
kontrollierte Informationsmöglichkeiten biete.
Zentrale Probleme des permanenten Plebis-
zits lägen jedoch in den weiterhin hohen Ent-
scheidungskosten, insbesondere bei komple-
xen Fragestellungen, der Unmöglichkeit von
Paketlösungen, in denen Kompromisse und
Kompensationen ausgehandelt werden und
der fragmentierten Entscheidung ohne Über-
sicht über das Gesamtsystem. Trute schließt
dabei nicht aus, dass Regierungen zukünftig
stärker in Interaktion mit dem Bürger (Infor-
mation und Kommunikation) treten werden.
Die Denationalisierung der globalen Kommu-
nikation führe dabei gleichzeitig zu einer
größeren Bedeutung internationaler Überein-
kommen, transnationalen Rechts (EU), inter-
nationaler Rechtsanpassung und Selbstregu-
lierung. Der Wandel in Richtung von größerer
Transparenz und dezentraler Regierungstätig-
keit werde jedoch nicht so rapide von sich ge-
hen wie es von Internet-Enthusiasten erwar-
tet werde. Gerade in der Entnationalisierung
liege vielmehr eine weitere Herausforderung
für den Staat in seiner bleibenden Rolle als
Stifter und Bewahrer kollektiver Identitäten.
Dies beinhaltet zugleich auch eine gewisse
identitätsstiftende Abgrenzung, d.h. eine im
Grunde weiterhin territoriale Ausrichtung.
Der dritte Fragenkomplex betrifft schließlich
die Frage nach der internationalen Regulie-
rung und Harmonisierung von Regeln für glo-
bale Netzwerke wie das Internet. Nach Jack
Goldsmith gibt es hier drei Möglichkeiten: die
Selbstregulierung der Nutzer auf privater Ebe-
ne, der jedoch eine gewisse Unsicherheit be-
züglich ihrer Kosteneffizienz entgegensteht;
die Harmonisierung durch formelle interna-
tionale Standards und Regimes oder Informa-
tionsaustausch und informelle Regulierungs-
ziele, die jedoch mit lokalen Werten, nationalen
Unterschieden und Abstimmungsproblemen
kollidieren können sowie die grundsätzliche
Akzeptanz bestehender Konflikte und unter-
schiedlicher nationaler Regulierungen. Wolf
Ostenhaus betont die Probleme der Selbstre-
gulierung und internationalen Harmonisierung
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und plädiert daher für einen Rückgriff auf das
internationale Privatrecht, für das zwar ein in-
ternationaler Rahmen gesetzt werden muss,
das aber konkrete Regulierungsinhalte der
Tätigkeit (Vertragsfreiheit) der privaten Teil-
nehmer überlässt. Der Vorteil des interna-
tionalen Privatrechts bestehe insbesondere
darin, dass es hier im Unterschied zum öf-
fentlichen Recht bereits eine intensive Ko-
operation unter den Staaten gebe. Auf Grund
weiter bestehender Probleme, z.B. bei der
Festlegung der relevanten Gerichtsstände 
oder Nutzung von Schlupflöchern sieht Osten-
haus eine grundsätzliche Notwendigkeit, na-
tionale Regulierung, internationale Harmoni-
sierung (z.B. Information über die konkreten
Personen hinter Domainnamen oder IP-Adres-
sen), Selbstregulierung und internationales
Privatrecht für eine effektive Ordnung der
Netzwerke zu verbinden. Klaus W. Grewlich
verdeutlicht schließlich die Probleme bei der
Institutionalisierung der internationalen Go-
vernance im „Cyberspace“, insbesondere im
e-Commerce. Zwar bestehe grundsätzlich
Übereinstimmung zwischen den USA, der EU
und Japan über den prinzipiell freien Zugang,
die Notwendigkeit einer gewissen Regulierung
und die Harmonisierung der Handelsgesetz-
gebung für den e-Commerce. Zum Teil deut-
liche Differenzen gebe es jedoch in Fragen der
Besteuerung und Verzollung von Internet-
Transaktionen, der Standardisierung sowie der
Kontrolle von Internetinhalten und des Daten-
schutzes. Nicht zuletzt dieser Beitrag schlägt
damit den Bogen zur Ausgangsfrage, deren
Grundproblematik – wie in diesem Band do-
kumentiert – darin besteht, dass sich über die
Global Governance zwar auf abstrakter Ebe-
ne gut räsonnieren lässt, ihre tatsächliche Er-
reichung und konkrete Umsetzung jedoch ein
äußerst mühsames Geschäft ist. 
Ralph Rotte
Wolfgang Günter Lerch: Denker des 
Propheten – Die Philosophie des Islam.
Patmos Verlag: Düsseldorf, 2000, 184 Seiten,
34,80 DM.
Das schmale Buch bietet Populärliteratur im
positivsten Sinne dieses Wortes: Eine erste
Einführung in die Welt der islamischen Phi-
losophie, wobei die Hauptprobleme sicher
ausgewählt und unprätentiös, aber kompetent
herausgearbeitet werden und der Verfasser
sich insgesamt als der versierte und sach-
kundige Journalist bewährt, als der er den Le-
sern der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ 
mit seinen aktuellen, oft auch den historischen
und kulturellen Hintergrund skizzierenden
Beiträgen seit langem bekannt ist. Auf so
engem Raum kann man kaum mehr an an-
spruchsvoller Materie darbieten. Hier ist eine
Marktlücke geschlossen worden, denn abend-
ländische, bequem zu lesende Leitfäden zur
Geschichte der Philosophie besitzen wir schon
lange in hinreichender Anzahl und unter den
verschiedensten weltanschaulichen Prämis-
sen, aber für das Morgenland bestand bisher
noch eine Lücke, wie gerade aus den Anga-
ben gewichtiger Literatur am Ende des vorlie-
genden Buches geschlossen werden kann.
Die erforderliche philosophische Diktion ver-
langt kaum einschlägige Vorkenntnisse, nur
den unbeschwerten Umgang mit Fremdwör-
tern. Der Autor drängt sich, selbst ein Philo-
soph, mit seinem Urteil nicht vor, obwohl kein
Zweifel daran besteht, dass er nicht nur den
zeitgenössischen islamischen Fundamenta-
lismus, sondern auch dessen potenzielle Vor-
stufe, den Fideismus, ablehnt. Er weiß, dass
man besonders die etwas rätselhaften Auto-
ren für sich allein sprechen lassen muss. So
bringt er den gesamten Text eines merkwür-
digen Gedichts des Mystikers Dschalal ad-Din
Rumi, in dem anscheinend eine qualitativ sich
immer höher entwickelnde Kette der Wieder-
geburten für die Einzelwesen dieser Welt, vom
Stein über Pflanze, Tier und Mensch bis hin
zum, wer weiß, „Gotteshauch“ (nach der Über-
setzung von Friedrich Rückert) gezeichnet
wird, und versieht ihn mit dem Kommentar:
„Ich überlasse die Auslegung solch unge-
wöhnlicher Verse dem Leser“. 
Einzelne Denker wie Dschalal ad-Din Rumi
werden ausgewählt, um jeweils durchaus ein-
drucksvoll vorgestellt zu werden. Wo es dem
Autor notwendig erscheint, zitiert er europäi-
sche Denker mit Aussagen vergleichbaren In-
halts, um dem gebildeten Leser entgegenzu-
kommen, auch mitunter Goethe. Dabei wird
Kant als „Alleszermalmer“, zusammen mit Hu-
me, der Beschreibung des Al-Ghazali voran-
gestellt, und diese Passage ist so umfang-
reich ausgefallen, dass die Aufmerksamkeit
von Al-Ghazali leider etwas abgelenkt wird.
Aber die Parallelisierung der islamischen mit
der uns geläufigen europäischen Philosophie
darf als die Hauptleistung dieses Buches
angesehen werden. Überzeugend wird eine
Reihe von zentralen Problematiken herausge-
arbeitet, die diesseits und jenseits des Mittel-
meers dieselben sind: die Erkenntnistheorie
zwischen Sensualismus, Rationalismus und
„Illuminismus“, d.h. einer jenseits der ratio
stattfindenden inneren Schau, die Auffassun-
gen von der Entstehung der Welt aus dem
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hier nicht diskutiert werden soll, besteht dann
darin, ob von der Religion dabei überhaupt
noch etwas übrig bleiben soll), unter dieser
Voraussetzung also kommt der schöpferische
Rekurs auf die ausgesprochenen Rationalisten
in der islamischen Philosophie in Frage: auf
Ibn Ruschd, Al-Farabi, al-Razi und auf Ibn
Khaldun. Wird doch letzterer, der bereits 1406
verstorben ist, wegen der vollständig welt-
immanenten historischen Entwicklungstheo-
rie, die er in der Einleitung (der „muquadima“)
zu seinem Geschichtswerk bietet, manchmal
sogar zum „Vater der Soziologie“ hochstilisiert!
(Übrigens: dass Soziologie dennoch erst mit
Auguste Comte beginnt, wie der Autor zwei-
felsohne mit bester Berechtigung meint, wird
zwar gesagt, aber nicht begründet – hier zeigt
die notwendigerweise geraffte Darstellung 
die Grenzen ihrer populären Leistungsfähig-
keit). 
Angesichts dieser entscheidenden Vorzüge
kommt es nicht mehr darauf an, dass die Kar-
te am Ende des Buches („Stätten des Philo-
sophierens im Dar al-Islam“) ein bisschen zu
viele Fehler enthält.
Bernd Dieter Rill
Buchbesprechungen
Nichts, aus einer göttlichen Selbstentfaltung
bzw. Emanation, damit zusammenhängend 
die Frage, ob die Welt von Ewigkeit her exis-
tiere, die Ontologie zwischen „Atomismus“
(cum grano salis) und „Hylemorphismus“, wie
der Autor der Abkürzung halber sagt – und so
weiter. Bei der intensiven Befassung der Mos-
lems mit der griechischen Philosophie sowie
bei ihrem obligaten Ausgangspunkt von einer
monotheistischen Offenbarungsreligion mit Er-
wartung eines Jüngsten Gerichtes können die-
se Parallelen eigentlich nicht verblüffen, und
die brückenschlagende Geisteshaltung von
Goethes „West-Östlichem Diwan“ ist demnach
für den abendländischen Gebildeten die ein-
zig adäquate!
Das zweite besondere Verdienst dieses Bu-
ches, das besonders hervorzuheben ist, be-
steht in der Behandlung der eine bloße ge-
schichtliche Darstellung sinnvoll überschrei-
tenden Frage, wie die gegenwärtige islami-
sche Welt sich auf Grund ihrer dargestellten,
immensen philosophischen Erbschaft geistig
fortentwickeln kann. Unter der Voraussetzung,
die der Autor mit dem zeitgenössischen Syrer
Sadiq Dschalal al-Azm teilt, dass Säkularisie-
rung unbedingt Not tut (die weitere Frage, die
Politische Studien, Heft 376, 52. Jahrgang, März/April 2001
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